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Liebe Leserinnen und Leser, 
 
 
Der Rhein, der Neckar, aber die Mosel, die Saar, 
die Lahn; das Geschlecht von Flussnamen 
scheint keinerlei Regel zu folgen. Der Schein 
trügt nicht. Die Frage nach dem Warum lässt 
sich nur mit einem Blick in die Geschichte be-
antworten, und die beginnt oft vor sehr langer 
Zeit. 
 
Die meisten Flussnamen, die wir in Deutschland 
finden, haben ihre Namen von den Germanen, 
den Slawen und den Römern erhalten. Manche 
Namen sind auch keltischen oder griechischen 
Ursprungs. 
 
So geht der Rhein auf das altgermanische Wort 
reinos zurück, welches „großer Fluss“ bedeutet. 
Die Endung –os zeigt an, dass der Rhein schon 
bei den alten Germanen männlichen Geschlechts 
war. Der Neckar soll auf das urgermanische 
Wort „nik“ zurückgehen, das so viel wie 
„ losstürmen“ bedeutet. Die Mosel war bereits im 
Lateinischen weiblich (Mosella) und blieb es 
auch im Deutschen. 
 
Etwas bewegter geht es bei der Saar zu: Über 
„Sara“, „Sarouua“ bis zu „Saravus“ des 
3. – 4. Jahrhunderts, eine Weiterbildung zu der 
indogermanischen Wurzel ser-/ sor- fließen, strö-

















lateinisch „serum“ – Molke), zu der viele alteu-
ropäische Flussnamen gehören. 
 
Die heutige Schreibweise der Lahn taucht erst-
mals 1365 auf. Aus der Zeit vor 600 sind die 
Namen „Laugona“/ “Logana“ bekannt. Eine mög-
liche Deutung sieht den alten Namen der Lahn 
als verwandt mit dem altnordischen „lauga“ und 
dem althochdeutschen „louga“ für Lauge an. 
 
Eines haben viele Flussnamen gemein: das 
Wort, auf das sie zurückgehen, stand meist für 
Wasser, Fluss, Sumpf, Aue oder ähnliches. Die 
meisten Flussnamen sind übrigens weiblich, im 
Deutschen weit mehr als 70 Prozent. 
 
Zu all diesen Flüssen finden Sie, in der aktuellen 
Ausgabe unserer Informationsschrift „ge-
schlechtsneutrale“ Informationen. Auch was es 
bedeutet, an diesen Wasserstraßen zu arbeiten, 
zeigen Ihnen die nachfolgenden Beiträge. Nach 
der Lektüre werden Sie feststellen, dass wir kei-
nerlei Unterschiede zwischen weiblichen und 
männlichen Flüssen zulassen. 
 
In diesem Sinne wünschen wir Ihnen viel Ver-
gnügen und hoffe, Ihr Interesse an unserer Ar-










Vorsitzender des Bezirkspersonalrates 

































Von links nach rechts: 
Reinhold Pauly, 
Betriebsstellenleiter der Schleuse Koblenz, 
Heinz-Josef Joeris, 
Präsident der Wasser- und Schifffahrts- 
direktion Südwest, 
Winfried Röcker, 





Auszeichnung für die Schleuse Koblenz 
 
Anlässlich der Internationalen Bootsausstellung in Düsseldorf wurde die Schleuse Koblenz vom Deutschen 
Motoryachtverband e. V. als „wassersportfreundlichste Schleuse im Jahr 2006“ ausgezeichnet.  
 
Der Deutsche Motoryachtverband hat im letzten Jahr einen Wettbewerb für seine Mitglieder durchge-
führt. Unter den mehr als 100 mit Personal besetzten Schleusen in Deutschland ging die Schleuse Kob-
lenz als Sieger hervor. Im Rahmen eines Standempfangs auf der „Boot 2007“ nahm der Präsident der 
Wasser- und Schifffahrtsdirektion Südwest, Herr Heinz-Josef Joeris, den Preis entgegen, der diesen an 
den Betriebsstellenleiter, Herrn Amtsinspektor Reinhold Pauly weiterreichte. Die Auszeichnung zeige, so 
Präsident Joeris, dass an der Schleuse Koblenz mehr als nur ein vorschriftengerechter Umgang mit den 
Nutzern der Wasserstraße gepflegt wird. Neben der Güter- und Fahrgastschifffahrt sei auch die Sport-
bootschifffahrt Kunde, der entsprechend zuvorkommend behandelt würde. Dies sei gerade an der Mosel 
mit dem hohen Verkehrsaufkommen, das oft zu langen Wartezeiten an den Schleusen führt, nicht immer 
leicht. 
 
Bei der Preisverleihung wurde ein umfangreiches Modernisierungsvorhaben für die Bootsschleusen an der 
Mosel angekündigt. Die Schleusentore und die Steuerung sollen ersetzt werden, so dass künftig die 







Das Bundesamt für Seeschifffahrt  
und Hydrographie (BSH)  
 
Das BSH heute 
Die Druckerei des BSH in Rostock und die 
Herstellung des Kompendiums der WSD Südwest 
Prof. Dr. Peter Ehlers 
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Hamburg und Rostock 
 
Dipl.-Ing.




1. Das BSH heute  
Prof. Dr. Peter Ehlers 
 
Nur mit wenigen Stichworten seien die heutigen 
Aufgaben des BSH dargestellt. Zu den allgemei-
nen Diensten für die Schifffahrt gehören die 
Schiffsvermessung und die Unterstützung der 
deutschen Handelsflotte durch die Gewährung 
von finanziellen Hilfen, das Internationale See-
schifffahrtsregister und die Genehmigung des 
zeitweiligen Wechsels unter eine fremde Flagge. 
Außerdem nimmt das BSH einige zentrale Funk-
tionen bei Befähigungszeugnissen für Seeleute 
wahr. 
Die Prüfung und Zulassung der nautischen 
Schiffsausrüstung einschließlich Funkanlagen ist 
nach wie vor ein wesentlicher Aufgabenbereich 
des BSH. Seit Anfang 1999 gilt eine europäische 
Regelung, nach der von einem EU-Mitgliedstaat 
ausgesprochene Zulassungen von allen anderen 
anzuerkennen sind. Seither befindet sich das 
BSH in einem Wettbewerb mit anderen Zulas-
sungsstellen. 
Der nautisch-hydrographische Dienst ist eine 
Voraussetzung für die Sicherung der Seefahrt. 
57.000 qkm vor der deutschen Küste werden je 
nach örtlichen Gegebenheiten in Abständen zwi-
schen einem und dreißig Jahren vermessen. 
1.700 Wracks sind in diesem Gebiet bekannt, 
deren Lage regelmäßig überprüft werden muss. 
Jährlich werden 30 bis 50 bisher unbekannte 
Unterwasserhindernisse gefunden. Das deutsche 
Seekartenwerk umfasst die europäischen Ge-
wässer begrenzt. 510 Seekarten, 50 Seebücher 
und 16 Sportbootkartenserien gehören dazu und 
werden auch durch die wöchentlichen Nachrich-
ten für Seefahrer und über Internet auf dem 
laufenden gehalten. Eine besonders wichtige 
Entwicklung ist die elektronische Seekarte  
ECDIS1, an deren internationaler Einführung das 
BSH maßgeblich beteiligt ist. Für alle deutschen 
Seegebiete sind ECDIS-Daten verfügbar, die 
ständig aktuell gehalten werden. Alle ECDIS-
                                                          
1
 ECDIS =  Electronic Chart Display and Information System 
Daten werden in einem weltweiten Netzwerk der 
hydrographischen Dienste nach einheitlichen 
Standards hergestellt und über maritime Dienst-
leister an die Schifffahrt abgegeben. 
Für den Schutz der Meeresumwelt spielt das 
BSH mit seinen regelmäßigen Untersuchungen in 
Nord- und Ostsee, als Geschäftsstelle eines ge-
meinsamen Bund-/Länder-Messprogramms und 
mit seiner Meeresumweltdatenbank als Teil des 
vom BSH betriebenen deutschen Ozeanographi-
schen Datenzentrums eine zentrale Rolle. Seit 
den 80er Jahren ist es Bußgeldbehörde für Um-
weltverstöße der Schifffahrt. Für Aktivitäten im 
Bereich des deutschen Festlandsockels und der 
Ausschließlichen Wirtschaftszone ist es Geneh-
migungsbehörde. Seit 2005 ist das BSH zustän-
dig für die Raumplanung in der Ausschließlichen 
Wirtschaftszone auf See. 
Große praktische Bedeutung haben auch heute 
und in Zukunft die meereskundlichen Dienste, 
nämlich die Gezeitenvorausberechnungen, der 
Wasserstand- und Sturmflutvorhersagedienst, 
der Erdmagnetische Dienst, der Eisdienst und 
der gemeinsam mit dem Deutschen Wetter-
dienst betriebene Seegangsvorhersagedienst. 
Eigene meereskundliche Untersuchungen, die 
Fernerkundung durch Satelliten und numerische 
Rechenmodelle sind wichtige Voraussetzungen 
zur Durchführung dieser Dienste, dienen zu-
gleich aber auch der Verbesserung der  
Kenntnisse über die Meere. Das wird ergänzt 
Durch den Kollegen und Pensionär Christian Krajewski 
ist für die WSD Südwest ein Kompendium erarbeitet 
worden. Dankenswerterweise hat die Druckerei des BSH 
dieses Kompendium gedruckt und damit dem „Werk“ ei-
nen hervorragenden „Rahmen“ verliehen. Herzlichen 
Dank aus Mainz an das BSH und insbesondere an die 
Nachfolger Gutenbergs in der Druckerei für diese Unter-
stützung. 
Heinz-Josef Joeris, Präsident der WSD Südwest 
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• Seekarten für deutsche und ausländische Seegebiete (Nordsee, Ostsee, Nordostatlantik, Mittelmeer) 
• Nachrichten für Seefahrer 
• Funkdienste 
• Leuchtfeuerverzeichnisse 
• Nautisches Jahrbuch 
• Handbuch für Suche und Rettung 
• Handbuch für Brücke und Kartenhaus 
• Verzeichnis von Öl-Auffanganlagen 
• Gezeitentafeln, Gezeitenkalender 
• Veröffentlichungen für die Sportschifffahrt 
• Kartensätze für die Sportschifffahrt mit umfangreichem maritimen Informationsmaterial 
• Jachtfunkdienste 
• Wegepunkte in Ost- und Nordsee 
• Broschüren und Informationsmaterial für die Öffentlichkeitsarbeit 
durch zusätzliche Forschungs- und Entwick-
lungsvorhaben des BSH, bei denen marine Kli-
mafragen im Nordatlantik ein neuer Schwer-
punkt sind. 
In den vier Abteilungen des BSH sind an den 
Standorten Hamburg und Rostock 873 Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter tätig, nachdem seit 
1992 über 200 Stellen abgebaut sind. Am 
Standort Rostock mit seinen rund 220 Beschäf-
tigten ist, neben einigen anderen Aufgaben mit 
regionalem Bezug, vor allem der nautisch-
hydrographische Dienst konzentriert;  hierzu ge-
hört auch die Druckerei des BSH. Das Haus-
haltsvolumen belief sich 2007 auf 57,5 Mio. €. 
Zur Wahrnehmung seiner Aufgaben verfügt das 
BSH über fünf Vermessungs-, Wracksuch- und 
Forschungsschiffe. 
Die Bibliothek, deren Ursprünge auf die Deut-
sche Seewarte zurückgehen, gehört mit mehr 
als 160.000 Bänden zu den großen marin-
geowissenschaftlichen Bibliotheken. Mit seiner 
Mitwirkung in mehr als 25 internationalen Insti-
tutionen ist das BSH eingebettet in eine umfas-
sende internationale Zusammenarbeit. 
Das BSH ist eingebunden in die grundlegende 
Reform der öffentlichen Verwaltung und insbe-
sondere der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung 
des Bundes. Wichtige Elemente dieser Reform 
sind ein modernes Personalmanagement, Fort- 
und Weiterbildung, Erarbeitung eines Leitbildes, 
Kosten-Leistungs-Rechnung und Controlling,  
aber auch die Intensivierung der Kommunikation 
und Information, eine ständige Aufgabenkritik 
und die weitestmögliche Inanspruchnahme pri-
vater Dienstleister. Seit 2002 ist das BSH mit al-
len Aktivitäten durch ein zertifiziertes Qualitäts-
managementsystem nach ISO 9001 erfasst. Die 
Prüflabors für die nautische Schiffsausrüstung 
und die Chemielabors sind nach europäischen 
Normen akkreditiert. 
Das BSH betrachtet sich heute als ein maritimer 
Dienstleister, bei dem Kunden- und Produktori-
entierung im Vordergrund stehen. Kunden sind 
die Schifffahrt und andere, die die Meere nut-
zen, sowie alle, die Daten und Informationen 
über die Meere benötigen. Gerade die Verände-
rungen in Struktur und Management des BSH 
machen deutlich, dass es keineswegs am Ende 
der Geschichte angelangt ist. Die Aufgaben der 
maritimen Dienste werden sich gewiss weiter 
ändern, aber in ihrem Gewicht insgesamt zu-
nehmen. Denn heute und in Zukunft sind die 
Meere von elementarer Bedeutung für das Le-
ben auf unserer Erde, die wir nicht ohne Grund 
den “blauen Planeten“ nennen. 
 .
 
2 Die  Druckerei des BSH in Rostock und die Herstellung des Kompendiums der 
WSD Südwest 
Dipl.-Ing. Wolfgang Placke 
 
2.1 Die Druckerei des BSH 
In der Druckerei des BSH in Rostock wird das 
gesamte Spektrum aller Druckerzeugnisse, die 
im Rahmen unserer Aufgabenerfüllung als Bun-
desoberbehörde des BMVBS erforderlich sind, 
hergestellt. Dabei handelt es sich neben den 
Drucksachen für die Zentralabteilung und die 
Abteilung Schifffahrt in der Hauptsache um nau-
tische Veröffentlichungen der Abteilung Nauti-
sche Hydrographie und um Veröffentlichungen 
der Abteilung Meereskunde. Dazu folgende  
Übersicht:  
 
Die an uns gestellten Ansprüche an Aktualität, Termintreue und Erzeugnisqualität werden in 
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Satz- und Druckformenherstellung (PrePress)  
• Komplettes Equipment für die konventionelle klein- und großformatige Druckformenherstellung, inkl. 
− großformatiger Filmbelichter „AGFA Avantra 44“ 
• Komplettes Equipment für den digitalen Workflow zur klein- und großformatigen Druckformenherstellung, 
inkl. 
− Druckplattenbelichter „Screen PT-R 16000S“ 
− Farbprüfdrucker „Epson Stylus Pro 4800“ 
− Farbplotter „HP 5500 PS“ 
Druckerei (Press)  
• Eine 4-Farben-Offsetdruckmaschine, MAN Roland  5er Format (89 x 126 cm) 
• Eine 2-Farben-Offsetdruckmaschine, MAN Roland  5er Format (89 x 126 cm) 
(Beide Maschinen stehen in der Druckerei des BSH in Hamburg, sind technisch verschlissen und werden durch eine 
neue 4-Farben-Offsetdruckmaschine am BSH-Standort Rostock ersetzt. Diese Investition wird Mitte 2008 realisiert. Die 
alte Technik wird abgebaut.) 
• Eine 2-Farben-Offsetdruckmaschine, KBA Planeta-Radebeul, RA 130-2 SW1  5er Format (90 x 130 cm) 
• Mehrere 1-Farben-Offsetdruckmaschinen, MAN Roland  (52 x 74 cm) 
• Eine 1-Farben-Offsetdruckmaschine, Heidelberg Gto 52  (35 x 52 cm) 
Buchbinderei (PostPress)  
• Zwei Planschneidemaschinen (Einlegbreite 137 cm) 
• Drei Kombifalzmaschinen  (Einlaufbreiten 55, 64 und 67 cm) 
• Ein Sammelhefter mit Trimmer, 6 Anleger und Umschlagfalzanleger  (DIN A4 Überformat) 
• Eine Zusammentragmaschine mit 16 Stationen  (DIN A4 Überformat) 
• Eine Klebebindemaschine (Hotmelt)  (max. Stärken ca. 2,5 cm, DIN A4 Überformat) 
• Ein Dreiseitenschneider  (DIN A4 Überformat) 
• Diverse Bohr-, Nut- und Heftmaschinen 
jedem Fall erfüllt. Die Voraussetzungen zum kun-
denorientierten Arbeiten wurden durch ein ent-
sprechend qualifiziertes Aufgabenmanagement 





Für die Erfüllung unserer Aufgaben steht uns in 
allen Teilbereichen eine umfangreiche technische 
Ausstattung zur Verfügung, die uns in die Lage 
versetzt, eine große Bandbreite an Druckerei-
erzeugnissen von den Formatklassen kleiner 
als 35 x 52 cm bis maximal 90 x 130 cm her-
zustellen. Dabei handelt es sich um folgende 
Techniken: 
 
Außerdem arbeiten wir auch für die Drucksachen-
stelle der WSD Mitte. Hierbei handelt es sich im 
Wesentlichen um Aufgaben gleichen Profils und 
weiterer typischer Akzidenzen2. 
Dabei waren im Jahr 2007 umfangreiche und in 
vielerlei Hinsicht anspruchsvolle Aufträge, insbe-
sondere die Gesamtherstellung des Kompendiums 
der WSD Südwest zu realisieren,- eine Klebebin-
debroschur3, 5000 Auflage, 288 Seiten Umfang, in 
der Zusammenstellung alles 4/4 farbig, ebenso 
der Umschlag - und dies alles in einer Zeit (Ur-
                                                          
2
 Akzidenz =  Druckarbeit, die nicht zum Buch-, Zeitungs- und 
Zeitschriftendruck gehört, z. B. Formular (Duden) 
3
 Broschur =  in Papierumschlag geheftete Druckschrift (Du-
den) 
laub, hohes Arbeitsaufkommen), in der jeder 
„nervt“:  Wann ist mein Auftrag fertig? 
Erste telefonische Kontakte, der Besuch der 
Herren Krajewski und Oswald in Rostock, an-
genehme, interessierte und auch bezüglich un-
serer Belange verständnisvolle Partner, und 
dann die Information: „Alles wird in druckferti-
gen PDF´ s geliefert“  - Gott sei Dank. 
Aber trotzdem: mehrere Aufträge parallel lau-
fend, hoher Zeitdruck und absolute Priorität 
unserer nautischen Veröffentlichungen. Mehr-
fache Unterbrechungen des Kompendiums wa-
ren schon im Vorfeld absehbar - eine echte 
Herausforderung für alle Beteiligten. 
Die Druckerei unterliegt dem Qualitätsmanagement des BSH nach ISO 9001 
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2.2  Der Herstellungsprozess für das Kom-
pendium 
2.2.1 Auftragsvorbereitung, Druckvorstufe 
Der Herstellungsprozess in der Druckerei beginnt 
mit der Auftragsvorbereitung. Im Anschluss daran 
erfolgt die eigentliche Fertigung im Bereich der 
Druckvorstufe. 
Hier erfolgt die Datenübernahme, entweder digital 
(Texte, Bilder und Grafiken) als fertige PDF-
Dateien oder in Form von Manuskripten, weiteren 
Unterlagen und Anweisungen bezüglich der Aus-
führung der Arbeiten. 
Diese Unterlagen werden überprüft und gegebe-
nenfalls nach Kundenwunsch oder qualitativen 
und typographischen Erfordernissen bearbeitet. 
 
 
Computerarbeitsplatz (Texterfassung, Layout) 
 
 
Computerarbeitsplatz (Bildbearbeitung, digitale 
Bogenmontage) 
Nach den Korrekturen (je nach Ablauf und Festle-
gung) wird entsprechend den Vorgaben ein Lay-
out erstellt. Dies ist die Zusammenstellung der 
Texte, Bilder und Grafiken. Auch hier erfolgen 
Korrekturen, schließlich eine Autorkorrektur und 
die Druckfreigabe. 
Die fertigen PDF-Dateien, werden zur digitalen 
Bogenmontage weitergereicht. Hier sind die ein-
zelnen Seiten in einer bestimmten Folge (Aus-
schießen) zu einer digitalen Druckform zusam-
menzustellen.  
2.2.2 Druckformherstellung 
Im Anschluss erfolgt eine direkte Belichtung 
und Entwicklung der Druckform (DF).  
Dabei werden die von der Druckerei zu verar-
beitenden Druckformen großformatig und digi-
tal hergestellt. Dieses Verfahren wird als CTP 
(Computer to Plate) bezeichnet.  
Hier wird ohne Zwischenträger (Film, Folie, 
manuelle Seiten- und Bogenmontagen), wie 
bei CTF (Computer to Film) üblich, gearbeitet. 
 
 
Druckplattenbelichter „Screen PT-R 16000S“ 
 
Nach der digitalen Belichtung der vorbeschich-
teten Druckplatten erfolgt deren Entwicklung 
in einem Druckplattenentwicklungsautomaten. 
Dabei wird die Schicht als Farbträger in den 
druckenden Bereichen erhalten und an den 





Im gleichen Durchlauf erfolgt die Konservie-
rung der Druckform. 
Nach einer abschließenden Qualitätskontrolle 





Eventuell notwendige Korrekturen werden hier festgestellt und 
erledigt. Unter Umständen kann es vorkommen, dass eine 
Druckform neu hergestellt werden muss.  
 
2.2.3 Druck 
Der Druck erfolgt in Abhängigkeit von Endformat 
und Farbigkeit auf groß- und mittelformatigen 
Mehr- und 1-Farben-Bogenoffsetdruckmaschinen. 
Seekarten werden großformatig bis zu 8-farbig 
gedruckt und als planliegendes Erzeugnis ausge-
liefert. 
 
2-Farbenoffsetdruckmaschine, RA 130-2 SW1 
Die übrigen Erzeugnisse werden zum größten Teil 
großformatig und mehrfarbig (plus Sonderfarbe 
und je nach Verwendung auch lackiert) gedruckt. 
Der Drucker erhält alle erforderlichen Unterlagen 
für eine erfolgreiche und qualitätsgerechte Erledi-
gung des Druckauftrages. Er rüstet die Maschine 
für den Druck. Das heißt, Einstapeln des vorberei-
teten Papiers, Formatwechsel entsprechend dem 
zu verarbeitenden Papierformat, Einhängen der 
Druckformen auf die Plattenzylinder und Probe-
lauf. 
Anschließend lässt er die Farben einlaufen und 
richtet die Druckformen ein. Diese werden in einer 
bestimmten Stellung zueinander gebracht. Darauf 
folgende Probeabzüge dienen dem Einpassen der 
Druckformen zueinander und der Dosierung der 
Druckfarbe. Wenn dann alles stimmt, erfolgt eine 
Bogenkontrolle und die Druckfreigabe. Nun kann 
der Auflagendruck durchgeführt werden. 
 
Bogenauslage an der RA 130-2 SW1 
Diese Arbeiten wiederholen sich bei jedem ein-
zelnen Druckbogen. Im Falle des Kompendi-
ums der WSD Südwest waren dies 9 Druckbo-
gen á 2 Bg16 (also 18-mal 16-seitige Einzelbo-
gen) und der Umschlag. 
 
Farbkontrollpult und Fernsteuerung der RA 130-2 SW1 
Für den Druck auf einer 4-Farbenmaschine 
muss jeder Druckbogen zweimal (Vorderseite 
und Rückseite) durch die Maschine, also be-
druckt werden. Auf einer 2-Farbenmaschine 
bedeutet dies die doppelte Druckleistung. 
Der Druckprozess wird während des gesamten 
Auflagendruckes ständig kontrolliert. Bei Be-
darf wird entsprechend den Vorgaben korri-
giert. 




In der buchbinderischen Weiterverarbeitung 
können aus den für die bestimmten Zwecke 
gedruckten Auflagen die unterschiedlichsten 
Erzeugnisse hergestellt werden. In unserer 





Dabei kommen die unterschiedlichsten Maschinen 
zum Einsatz. Hierbei handelt es sich um die im 
Abschnitt 2.1 aufgezählten Buchbindereimaschi-
nen. 
 
Falzen der einzelnen Bogen auf einer Kombifalzmaschine 
 
Für das Kompendium der WSD Südwest wurden 
die 9 Druckbogen á 2 Bg16 auf einer Schneide-
maschine (Planschneider) getrennt. Es entstanden 
18-mal 16-seitige Einzelbogen, die auf Falzma-
schinen in einem bestimmten Falzschema gefalzt 
wurden. 
Diese Falzbogen wurden fortlaufend von Bogen 1 
bis 18 als Buchblock zusammengetragen und für 
die Klebebindung vorbereitet. 
In einer Klebebindemaschine wurde der Rücken 
des Buchblockes abgefräst, eingeleimt und 
schließlich an den Umschlag angeklebt. 
Nach einer Trockenzeit erfolgt auf einem Dreisei-
tenschneider der Kopf-, Fuß- und Frontbeschnitt. 
Die Seiten sind nun offen und es kann in dem nun 
fertigen Produkt geblättert werden. 
Im letzten Bild ist ein Sammelhefter bestehend 
aus 6 Anlegern, Heftstation und Trimmer (Dreisei-
tenschneider) zu sehen, auf dem Rückstichbro-
schüren hergestellt werden. 
 










• Zusammengetragene Erzeugnisse wie Sport-
bootatlanten, in DIN A2 Folientaschen einge-
steckt, mit umfangreichen maritimen Ausstat-
tungen und Informationsmaterial 
• Faltblätter in den verschiedensten Varianten 
(Zick-Zack-, Wickel-, Altarfalz etc.) 
• Industrielle Buchbindearbeiten, außer Festein-
bände 














Die deutschen Binnenwasserstraßen und mit ih-
nen die sie nutzende Binnenschifffahrt haben in 
den letzten beiden Jahren eine wunderbare Re-
naissance in der deutschen Verkehrspolitik erle-
ben dürfen, die auch und in besonderem Maße 
die Bundeswasserstraße Neckar erfasst hat. 
Hierdurch eröffnen sich Perspektiven, die so vor 
wenigen Jahren nicht für möglich gehalten wur-
den. Vor allem die Nutzer der gewerblichen 
Schifffahrt haben im Hinblick auf die allgemeine 
Verkehrsentwicklung die Anpassung der Wasser-
straße Neckar an die Bedingungen im Rhein-
strom-Gebiet gefordert und in der Landesregie-
rung von Baden-Württemberg einen beharrli-
chen Fürsprecher gefunden. 
Die Wasser- und Schifffahrtsverwaltung befasste 
sich nach anfänglichem Zögern, das mit der ne-
gativen Prognose des Bundesverkehrswegepla-
nes 2003 zur Ausbauwürdigkeit des Neckars für 
größere Schiffe begründet war, schon 2004 mit 
der Option, den Binnenwasserstraßen grundsätz-
lich das große Rheinschiff (135 m lang) als Be-
messungsschiff zu Grunde zu legen, außerhalb 
des Rheins freilich auf die kanalgängige Breite 
von vorerst 11,45 m beschränkt. So erteilte die 
WSD Südwest dem Beratungs-Institut PLANCO 
(Essen) einen entsprechenden Auftrag.1 Dabei 
wurde der Planungshorizont gegenüber dem 
BVWP2003 von 2015 auf 2025 erweitert. 
Dies führte auf Grund neuerer Erkenntnisse und 
einer Bereinigung der Datenbasis zu dem Ergeb-
nis, dass einerseits der Anteil von über 110 m 
langen Schiffe auf den deutschen Binnenwasser-
straßen deutlich schneller zunehmen werde als 
bisher erwartet;  andererseits werde laut PLAN-
CO von dieser Änderung der Flottenstruktur in 
besonderem Maße der Neckar profitieren. 
                                                
1 Auftrag vom 10.05.2005: Langfristprognose mit einem 
 Planungshorizont von 2025 über die Entwicklungspoten-
 ziale der Binnenschifffahrt sowie über Verkehrsentwick-
 lung und Bewertung einer Schleusenkammerver- 




2. Wasserstraßen mit und für die Zukunft 
Anders als die unumstrittene Position der See-
schifffahrt hat die Binnenschifffahrt traditionell 
mit der Konkurrenz der Landverkehre – Schiene 
 und Straße – und dazu mit der in der Öffent-
lichkeit vergleichsweise geringen Wahrnehmung 
zu kämpfen. Dies ist über Jahrzehnte nicht ohne 
Folgen für die deutsche Verkehrspolitik geblie-
ben. Erst die rasante Erweiterung der Europäi-
schen Union in den letzten Jahren und die damit 
einhergehenden Steigerungen der Verkehrs-
ströme haben zu der Einsicht geführt, dass die 
europäische und in ihrer Mitte die deutsche Ver-
kehrsinfrastruktur in Zukunft nicht ohne die 
Wasserstraßen auskommen werden. 
Die Deutsche Bundesregierung hat daher 2005 
die Förderung der Binnenschifffahrt in ihr Regie-
rungsprogramm aufgenommen.2 Darüber hinaus 
begann das Bundesministerium für Verkehr, Bau 
und Stadtentwicklung frühzeitig in der neuen 
Legislaturperiode damit, Schwerpunkte in der 
Verkehrspolitik zu markieren, die der Binnen-
schifffahrt neue Entwicklungschancen bieten sol-
len. Hierzu gehört seit März 20063 auch die Ab-
sicht, die Bundeswasserstraße Neckar an die 
Verkehrsentwicklung des Rheinstromgebietes 
anzupassen. Bestärkt wurde das BMVBS durch 
das Ergebnis der Studie, die das PLANCO-
Institut im Februar 20064 vorgelegt hatte. 
Das Ergebnis dieser Untersuchung errechnete 
einen gesamtwirtschaftlichen Nutzen von 1,9 
und begründete somit die politische Absicht, das 
Projekt näher untersuchen zu lassen. 
Das PLANCO-Institut hat nicht nur mit dem posi-
tiven Nutzen/Kosten-Faktor von annähernd 2, 
sondern auch durch die einzelnen Prognosen der  
 
                                                
2  Regierungserklärung vom 30.11.2005  
3 Erklärung der Parlamentarischen Staatssekretärin Karin 
 Roth vom 20.03.2007 
4 Schlussbericht der PLANCO Consulting GmbH, Essen, 
 vom Februar 2006: Entwicklungspotenziale von Güter
 schiffen über 110 m Länge (Langfristprognose 2025) und 
 Bewertung erwogener Ausbaumaßnahmen am Neckar 
 (Schleusenverlängerung) –  





Studie Erwartungen für positive Entwicklungen 
auf den Bundeswasserstraßen geweckt, die sich 
schon jetzt in konkreten Forderungen äußern. 
Für den Neckar begründete dies den Anspruch 
der einheimischen Wirtschaftsstandorte, die 
Schleusen für das 135-m-Schiff zu verlängern 
und damit für die Rheinflotte (fast) uneinge-
schränkt zugänglich zu machen. Die Beschrän-
kung betrifft die Schiffsbreiten, da eine Aufwei-
tung der 12 m breiten Kammern - z. B. auf  
15 m - einem Neubau gleichzusetzen wäre. 
Ebenso wenig könnte eine Anhebung der die 
Wasserstraße kreuzenden Brücken unter wirt-
schaftlichen Gesichtspunkten in die Planungen 
aufgenommen werden, so dass weiterhin z. B. 
der 2-lagige Containerverkehr akzeptiert werden 
muss. 
3. Die „Stuttgarter Resolution“ 
Während bereits das BMVBS über die WSD 
Südwest die Initiative einer erneuten Prognose 
für das 135-m-Schiff ergriffen hatte, versuchten 
Verbände und Land Baden-Württemberg ihren 
Interessen weiter Nachdruck zu verleihen. Diese 
mündeten in der sogenannten Stuttgarter Reso-
lution, in der insgesamt 84 Institutionen (Lan-
desbehörden, Kommunen, Verbände und Fir-
men) ihre Forderung nach Ausbau des Neckars 
für das 135-m-Schiff niederlegten. Die Resoluti-
on wurde am 28. September 2005 von Staats-
sekretär Rudolf Köberle (Innenministerium Ba-
den-Württemberg) auf einer Pressekonferenz 
vorgestellt und gilt seither als Standortbestim-
mung der beteiligten Institutionen. 
4. Kurz gefasste Geschichte der 
 Wasserstraße Neckar 
Die neuzeitliche Wasserstraße Neckar hat ihren 
Anfang nach dem 1.Weltkrieg genommen, als 
die lange gehegten Pläne einer Verkehrsverbin-
dung zwischen Rhein und Donau wieder aufge-
nommen und zunächst für einen Abschnitt bis 
Heilbronn und Stuttgart überarbeitet wurden. 
Die Ausbauplanung von 1919 sah ein Kanalschiff 
von 1.200 Tonnen vor, das 80 m lang und 10,25 
m breit sein und 2,30 m eintauchen sollte. Ein 
solcher Regeltyp war der damaligen Zeit weit 
voraus und bot damit die Gewähr für eine lang-
fristige Konkurrenzfähigkeit der Wasserstraße, 
für die rund 3 Millionen Gütertonnen im Jahr 
vorausgesagt wurden. 
Der Neckarausbau (damals noch ganz unschäd-
lich „Neckarkanalisierung“ genannt) wurde zwi-
schen 1921 und 1935 zunächst bis Heilbronn, 
nach dem 2. Weltkrieg von 1952 bis 1958/59 
dann bis Stuttgart und schließlich zwischen 1962 
und 1968 bis zum heutigen Endhafen Plochingen 
verwirklicht. 27 Staustufen, überwiegend beste-
hend aus Doppelschleusen, mehrfeldrigem Wehr 
und Kraftwerk, überwinden einen Höhenunter-
schied von rund 160 m. Mit dieser historischen 
Leistung sind die Namen von Otto Konz als 
technischer Leiter und Paul Bonatz als architek-
tonischer Gestalter eng verbunden. Spätere In-
genieur-Generationen haben den Bestand der 
Wasserstraße durch laufende Instandsetzungen, 
Verbesserungen und technische Modernisierun-
gen gesichert und diese leistungsfähiger ge-
macht. In ihrer Blütezeit bewältigte sie über 
30.000 Schiffe und fast 14 Millionen Güterton-
nen im Jahr. Das jetzige Bemessungsschiff von 
105 m Länge und 11,45 m Breite hat sich an 
den Kammerabmessungen von 110 m Länge 
und 12 m Breite zu orientieren. Längst sind die 
Ablademöglichkeiten drastisch erhöht worden, 
denn seit dem Jahr 2000 wird die Fahrrinne des 
Neckars durchgängig mit 2,80 m Tiefe angebo-
ten. 
Der Strukturwandel in der Verkehrswirtschaft 
und der Verlust der klassischen Lagerhaltung, 
nicht zuletzt aber auch die nachlassenden Be-
darfsmengen an Massengütern wie Baustoffe 
und Kohle haben die Nutzung der Wasserstraße 
Neckar im letzten Jahrzehnt deutlich vermindert. 
Aktuell kann man mit rund 9 Millionen Güterton-
nen im Jahr rechnen, die von etwa 10.000 Schif-
fen befördert werden. Lediglich der Container-
verkehr, der seit 1996 eingeführt wurde, lässt 
weiterhin zuverlässige Zuwachsraten erhoffen. 
Das Schifffahrtsgewerbe erwartet von einer Mo-
dernisierung und Anpassung des Neckars an die 
Rahmenbedingungen des Rheinstromgebietes 
ein Aufleben der Verkehre und eine Rückverla-







5. Zielsetzungen und Entscheidungen 
Mitte des Jahres 2006 hat das BMVBS die WSD 
Südwest beauftragt, das Projekt „Schleusenver-
längerung“ konkret weiterzuverfolgen. Daraufhin 
erhielten die WSÄ Heidelberg und Stuttgart den 
Auftrag zu einer Voruntersuchung, inwieweit die 
„Verlängerung der Schleusen am Neckar für das 
135-m-Schiff“ durchführbar ist. Diese Vorunter-
suchung wurde am 15.12. 2006 vorgelegt und 
kam zu dem qualitativen Ergebnis, dass die er-
wogene Maßnahme 
• auf Grund des PLANCO-Gutachtens wirt-
schaftlich vertretbar, 
• nach fachtechnischer Beurteilung und auf der 
Grundlage einer Untersuchung der Bundes-
anstalt für Wasserbau sowohl bautechnisch 
durchführbar als auch nautisch erreichbar, 
• hinsichtlich der zeitlichen Vorgaben bis zum 
Jahre 2025 ausführbar sei. 
Diese grundsätzlichen Aussagen kommen aller-
dings nicht ohne Randbedingungen aus. Insbe-
sondere die Bewertung der Befahrbarkeit ist von 
zusätzlichen baulichen und verkehrsregelnden 
Maßnahmen abhängig. Nach aktueller Beurtei-
lung werden insgesamt 40 Teilprojekte in Angriff 
zu nehmen sein. Hierin enthalten sind 
• 25 Verlängerungen je ei- 
Der Schwerpunkt der baulichen Maßnahmen 
liegt naturgemäß auf den Staustufen mit ihren 
110 m langen und 12 m breiten Kammern. Von 
Beginn an bestand Einvernehmen, einen Ausbau 
an Mindestanforderungen zu orientieren, um 
den wirtschaftlichen Nutzen überhaupt zu errei-
chen. Hierzu gehörten so wesentliche Entschei-
dungen wie 
• die Verlängerung der Schleusen auf eine 
Kammer zu beschränken und hinsichtlich der 
Ausbaurichtung (am Unter- oder Oberhaupt) 
den örtlichen Randbedingungen anzupassen: 
Kreuzende Brückenbauwerke galten grund-
sätzlich als vorhandene Beschränkung, die zu 
akzeptieren war;  
• die Beschränkung der Kammerbreiten auf 
weiterhin 12,0 m, da eine Erhöhung des 
Maßes überwiegend zu Neubauten geführt 
hätte;  
• die Beibehaltung der betrieblichen Standards, 
u. a. der Schleusenausrüstung und des Füll- 
und Entleerungs-Systems; 
• die Festlegung auf die vorhandenen Fahrrin-
nen- und Kammertiefen. 
 
ner Kammer der Staustu-
fen zwischen Schwaben-
heim und Oberesslingen 
• 1 Umbau der Schleuse 
Feudenheim zum 2-Kam-
mer-Betrieb (als angeglie-
derte Maßnahme der 
Technischen Programm-
planung (TPP)) 
• 1 Neubau der 2.Kammer 
Deizisau 
• 4 Streckenbaumaßnahmen 
• 7 Wendestellen 
• Verkehrslenkungsmaß-
nahmen (Strecken mit Be-
gegnungsverbot) 
• Verkehrsregelungsmaß-
















 Maßnahmen der Schleusenverlängerung 




Daneben soll das Projekt erhebliche Synergie-
Effekte ermöglichen, indem die ohnehin geplan-
ten Aufgaben der Technischen Programmpla-
nung in das Vorhaben integriert werden, soweit 
sie mit der Verlängerung der Schleusen in Ver-
bindung gebracht werden können. So werden 
insbesondere bei den überalterten Anlagen am 
Neckar im Zuge einer Schleusenverlängerung 
überwiegend Maßnahmen der Grundinstandset-
zung der ausgewählten Kammer mit eingebun-
den, und zwar in allen Bereichen des Massiv-
baus, des Stahlwasserbaus, des Maschinenbaus 
und der Elektrotechnik. Im Rahmen der Ermitt-
lungen zur Voruntersuchung hat sich so heraus-
gestellt, dass diese Folgemaßnahmen sogar die 
originären Projektmaßnahmen übertreffen. Für 
die laufende Maßnahmenplanung am Neckar 
bedeutet dies eine deutliche Entlastung, da die 
alternden Anlagen sehr viel schneller erneue-
rungsbedürftig werden, als dies mit dem vor-
handenen Personalbestand bearbeitet werden 
könnte. Durch die Umleitung in die separate Zu-
ständigkeit des Projektes „Schleusenverlänge-
rung“ verbessern sich die Perspektiven der WSÄ 
erheblich, sich auf die ebenfalls stark instandset-
zungsbedürftigen Wehranlagen zu konzentrie-
ren. 
Das BMVBS hat das Ergebnis der Voruntersu-
chung Ende Januar 2007 zum Anlass genom-
men, die WSÄ zur Aufstellung einer Haushalts-
unterlage (Entwurf-HU) für das Haushaltsjahr 
2008 aufzufordern. Dabei sollte die Voruntersu-
chung als Grundlage des Entwurfs dienen. Hier-
durch konnte der Entwurf-HU bereits am 
16.02.2007 vorgelegt werden. Aus ihm geht ne-
ben der Beschreibung der technischen Umset-
zung hervor, dass das Projekt des Ausbaus für 
das 135-m-Schiff etwa 150 Millionen EURO kos-
ten wird. Weitere, in diesem Zusammenhang 
durchzuführende Investitionen werden mit rund 
165 Millionen EURO veranschlagt. Für Aus-
gleichs- und Ersatzaufwendungen infolge der 
Eingriffe werden bis zu 5 Prozent der Ausbau-
summe geschätzt. Für die Beauftragung Dritter 
ist in den Entwurf ein Betrag von rund 15 Millio-
nen EURO eingestellt. 
Das BMVBS hat den Entwurf-HU am 18. Juni 
2007 genehmigt und damit die weitere Planung 
für das Projekt freigegeben.  
Auch auf der politischen Ebene des BMVBS fand 
eine laufende Begleitung des Projektes statt, 
wobei sich insbesondere die Parlamentarische 
Staatssekretärin Karin Roth (Esslingen) stark 
engagierte. Dies beschränkte sich nicht nur auf 
wiederholte öffentliche Bekenntnisse zum Aus- 
 
bau der Neckarschleusen, sondern fand auch im 
Investitionsrahmenplan 2006/10 - IRP) des Mi-
nisteriums seinen Niederschlag5. 
6. Planungsstand 
Seit der Vorlage des geprüften Entwurfs-HU 
durch die WSD Südwest an das BMVBS galt das 
Hauptinteresse der Einrichtung einer Projektor-
ganisation, die zunächst ab Mitte 2007 mit ei-
nem Kernteam starten und danach den notwen-
digen Personalaufbau weiterentwickeln sollte. In 
diese Planungen waren Forderungen des Bundes 
einzubeziehen, dass das Land Baden-
Württemberg einen angemessenen Beitrag zu 
diesem Projekt zu leisten habe. In zahlreichen 
Verhandlungen sind sich die Parteien inzwischen 
so nahe gekommen, dass das Vorhaben im Juli 
2007 endgültig auf den Weg gebracht werden 
konnte. 
Angesichts der Konzentration der Ersatz- und 
Investitionsmaßnahmen mit einem langfristigen 
Bedarf von rund 700 Millionen EURO hat das 
BMVBS zwischenzeitlich die Einrichtung einer 
selbständigen Dienststelle für Investitionsaufga-
ben am Neckar gutgeheißen und mit Erlass vom 
10. Juli 2007 die WSD Südwest ermächtigt, die 
Maßnahmen zur Einrichtung dieser Dienststelle 
in die Wege zu leiten. 
Im Einzelnen sehen diese Maßnahmen vor, dass 
• das Neubaupersonal für Ersatz- und Investi-
tionsmaßnahmen am Neckar in einer Dienst-
stelle zusammengeführt wird, 
• diese Dienststelle ihren Sitz in Heidelberg er-
hält, 
• die administrativen Aufgaben vom WSA Hei-
delberg wahrgenommen werden, 
• die Dienst- und Fachaufsicht über die Be-
schäftigten der Dienststelle bei deren Leiterin 
oder Leiter liegt, 
• die Dienst- und Fachaufsicht über die Dienst-
stelle insgesamt der WSD Südwest obliegt. 
Diese angestrebte Struktur entspricht dem Mo-
dell, wie es bereits am Standort Aschaffenburg 





                                                
5 Investitionsrahmenplan 2006/10 vom 24.10.2006: Unter 
Ziffer 11 wird die Verlängerung der Schleusen am Ne-
ckar mit 150 Millionen EURO veranschlagt. In einer 
Fußnote wird das Projekt allerdings von der Beteiligung 





Das WSA Heidelberg hat be-
reits vorsorglich Büroräume 
in unmittelbarer Nähe des ei-
genen Standorts angemietet. 
Seit 1. September 2007 ste-
hen Flächen für zunächst et-
wa 15 Arbeitsplätze zur Ver-
fügung, die zum Beginn des 
Jahres 2008 um zusätzliche 
12 Arbeitsplätze erweitert 
werden können. 
Somit sind die Voraussetzun-
gen für einen kurzfristigen 





Büroräume in der Vangerowstraße 20 
Giebelseite – 1. und 2. Obergeschoss 
 
7. Blick in die nahe Zukunft 
Auf die an den dringenden Investitionsmaßnah-
men am Neckar Beteiligten – sei es zur Verlän-
gerung der Schleusen, sei es zur betriebliche Si-
cherung der alternden Anlagen – kommen große 
Herausforderungen zu. Dabei werden die 
Schnittstellen zu den Wasser- und Schifffahrts-
ämtern als den verantwortlichen Behörden für 
die Funktionsfähigkeit der Wasserstraße eine 
entscheidende Bedeutung erhalten. Die neu ent-
stehende Dienststelle wird sich als Dienstleister 
für die WSÄ verstehen, denn die Projekte wer-
den nach ihrer Realisierung wieder an diese zu- 
rückgegeben. Insbesondere ist darauf zu ach-
ten, dass durch die Umstrukturierung der Neu-
bauorganisation nicht die laufenden Instandset-
zungsmaßnahmen an den Bauwerken in weite-
ren Verzug geraten. 
 
Insgesamt bietet das Vorhaben der Schleusen-
verlängerung am Neckar sowohl der Region als 
auch der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung 
eine große Chance, den Standort und die Bedeu-
tung der Wasserstraße nachhaltig zu sichern. 
Schon für diese Aussicht sollten auch die damit 
verbundenen Belastungen und die erhöhten 
Kommunikationsbedürfnisse zwischen den ein-















Die Staustufe I ffezheim hat geladen und über 
18.000 Besucher kamen um sich über die 
Schleuse, das Kraftwerk, den Fischpass und 
zahlreiche weitere Attraktionen zu informieren. 
Es war ein großer Erfolg für alle Beteiligten und 
ein Meilenstein für die Öffentlichkeitsarbeit des 
WSA Freiburg. 
Um 10:30 Uhr wurde der Tag der Offenen Tür 
mit einem Festakt eröffnet. Die Frage, welche 
die Redner am häufigsten beschäftigte, war die 
nach dem „Was“ die Staustufe für die Schiff-
fahrt, aber auch für die Anwohner im Großraum 
I ffezheim bedeutet. Sie hat I ffezheim zu einem 
über den Rhein hinaus bekannten Ort gemacht, 
dem Tor zur Nordsee. 
 
 
Abb. 1: Steuerstand der Schleuse I ffezheim 
Würdigung fand die Staustufe, wie auch die 
Leistung der am Tag der Offenen Tür beteiligten 
Helfern, in den Worten der Festredner. Jörg Hu-
ber, Amtsleiter des WSA Freiburg verwies auf 
die Bedeutung des 1977 errichteten Jahrhun-
dertbauwerks für die Rheinschifffahrt und die 
Entlastung der A5 von Gütertransporten hervor. 
Dr. Nikolaus Römer, Geschäftsführer der Rhein-
kraftwerk I ffezheim GmbH, erläuterte, dass 
durch das Wasserkraft werk 450.000 Menschen 
mit CO2 freien Strom versorgt werden können. 
Die geplante 5. Turbine am Rheinkraftwerk I f-




Insgesamt spart das Wasserkraftwerk 45.000 
Tonnen Kohle pro Jahr zur Energiegewinnung 
ein. Auch der Stellvertretende Bürgermeister der 
Gemeinde I ffezheim fand viele lobende Worte 
für die Staustufe. Beklagt wurde zwar der Weg-
fall der Auwälder im Bereich der Gemeinde. An-
dererseits bringe die Staustufe erhebliche Steu-
ereinnahmen für die Gemeinde. Wolfgang Krie-
ger, Vorsitzender des Bezirksausschusses Ober-
rhein des Bundesverbandes der Deutschen Bin-
nenschifffahrt hob den Nutzen der Staustufe I f-
fezheim für die Rheinschifffahrt hervor. „Die 
Staustufe I ffezheim ist das Tor zur Nordsee“, 
durch welches jährlich etwa 26 Mio. Güterton-
nen geschleust werden. 
 
 
Abb. 2: Dr. Römer, EnBW 
Schon vor und während der Festreden ergoss 
sich ein Strom von Besuchern über die Plattform 
der Staustufe. Besonderes Publikumsmagnet 
hierbei waren die kostenlos angebotenen Schiff-
fahrten. 
Vor der Fahrkartenausgabe der MS „Mainz“ 
spielten sich zeitweise dramatische Szenen ab, 
Väter mussten ihren Kindern und Frauen ihren 
Männern beibringen, dass sie nicht mit auf gro-
ße Fahrt Richtung Gambsheim gehen können. 
Neben der „Mainz“ waren auch die Aufsichtsboo-
te „Oberrhein“ und „Kinzig“ im regelmäßigen Be-
sucherverkehr unterwegs. Eine besondere Att-
raktion war die Mitfahrt auf dem Schwimmgrei-
fer „Otter“. Die eingeschifften konnten die 






ten, schließlich fuhr der „Otter“ als einziges Schiff regelmäßig durch 
die Schleuse ins Unterwasser. Unterwasser, genauer damit nie-
mand unter Wasser kommt, sorgte die DLRG mit ihren Helfern für 
einen sicheren Ablauf der Veranstaltung. 
 
 
Abb. 3: MS „Mainz“ mit Gästen 
Im Bauhof selbst präsentier-
ten sich die einzelnen Berei-
che von Ihrer besten Seite. 
Für viel Aufsehen sorgte hier 
das von den Auszubildenden 
funktionstüchtig nach ge-
baute Modell der Schleuse 
Breisach. Auf dem Rückweg 
nutzen viele noch die Mög-
lichkeit, sich bei der Wasser-
schutzpolizei über Ausrüstung 
und Einsätze zu informieren. 
Nach mehreren Kilometern zu 
Fuß auf der Staustufe konn-
ten die erschöpften Eltern ih-
re Kinder bei der Hüpfburg 
oder dem Kinderschminken 
wieder abholen, wenn diese 
sich überhaupt abholen lie-
ßen. 
 
Auch an Deck der Staustufe warteten viele Att-
raktionen von den Besuchern entdeckt zu wer-
den. Zu einem deftigen Mittagessen und einem 
zünftigen frisch gezapften Bier konnte man sich 
zwischen 13 und 14 Uhr bei SWR4 das passende 
Lied zur Beilage wählen. Die Staustufe war live 
auf Sendung. Als Nachtisch erwartete der Fisch-
pass mit seinen auskunftsfreudigen Helfern die 
Besucher. Auch hier war der Andrang immens. 
Viele Besucher nutzen die Möglichkeit, auf dem 
Weg auch gleich das Kraftwerk mit seinen 4 
dröhnenden Turbinen und den Schleusenturm 
mit seiner atemberaubenden Aussicht auf das 
Staustufengelände zu besuchen. Allen gemein-
sam waren die langen Schlangen, die sich vor 
den Attraktionen bildeten. 
Nach einer Tasse Kaffee und einem Stück Ku-
chen bot sich die Gelegenheit den Bauhof und 
die Umgebung zu erkunden. Hier lagen das Peil-
schiff „Kriemhild“, das Schubboot „Steinbock“, 2 
Hydroklappschuten der Geschiebezugabe und 
ein ganzer Kiesverband zur Besichtigung bereit. 
 
 
Abb. 4: Im Bauhof des WSA Freiburg 
Auch hier flossen an diesem Tag einige Tränen. 
Der große Erfolg hat viele Väter, aber ohne den 
Einen wäre eine Veranstaltung diesen Umfangs 
nicht vorstellbar gewesen. Unermüdlich, zielbe-
wusst und so manch herbe Rückschläge wegste-
ckend hat Rolf Fritz, der 1. Wasserbaumeister  
des Außenbezirks Plittersdorf, für den Tag der 
Offenen Tür gekämpft. Erst als Kooperation zwi-
schen WSA, RKI , EnBW, EdF und SNS/VNF an-
gedacht, wurde dieser in Zusammenarbeit zwi-
schen WSA und RKI  realisiert. Die Planung war 
ein Mammutprojekt, der Erfolg für das Amt be-
deutend.  
Auf der Staustufe ist wieder Ruhe eingekehrt, 
der wilde Thymian erholt sich wieder von tau-
senden Füßen, in den Köpfen der Mitarbeiter ist 
der Tag der Offenen Tür immer noch präsent 
und aktiv. Bei einem gemeinsamen Helferfest 
hat man die Eindrücke noch ein Mal Revue pas-
sieren lassen. Man war sich einig, der Tag koste-
te alle Kräfte, aber der Erfolg wog alles auf. Man 

















Radarpatentprüfungen bei der 









Ab und zu gibt es Situationen, in denen die 
Schiffsführer auf dem Rhein mit dem bloßen Au-
ge nichts mehr sehen und dann wegen unsichti-
gem Wetter nicht weiterfahren können, z. B. bei 
Nebel, starkem Regen oder Schneefällen. Bei 
Nebel ist eine Weiterfahrt nach § 6.30 Rhein-
schifffahrtspolizeiverordnung (RheinSchPV) nur 
noch mit Radar erlaubt. Ein Schiffsführer ohne 
Radar an Bord muss die Fahrt einstellen und lie-
gen bleiben bis der Nebel vorbei ist. 
Auch wenn ein Schiffsführer Radar an Bord hat, 
kann er nicht einfach sagen: „Jetzt schalte ich 
das Radar an und fahre los“, denn die Fahrt mit 
Radar ist eine der schwierigsten Aufgaben, für 
einen Schiffsführer. 
„Radarfahrt“ bedeutet, dass sich der Schiffsfüh-
rer in einer Situation befindet, in der er von sei-
ner Umgebung und von dem ihn umgebenden 
Verkehr tatsächlich nichts mehr sieht. Er ist 
dann ganz auf Radar als Hilfsmittel angewiesen, 
das in einer speziellen Form die Umgebung und 
den Verkehr darstellt. Er muss sich allein mit Hil-
fe dieser Darstellung auf dem Fluss im Verkehr 
bewegen oder Manöver ausführen. 
Dies bedeutet, dass der Schiffsführer genau wis-
sen muss, wie er das Radarbild zu lesen hat, 
und wo er sich konkret befindet. 
 
 
„Blick aus dem Steuerhaus eines bei Rhein- km 560,500 




„Das dazugehörige Radarbild:  
Zu sehen sind die Umgebung, der Vorausfahrer, ein berg-
wärts fahrendes Fahrzeug, die Fahrrinnentonnen, ein ehe-
maliges Nebenfahrwasser sowie eine Hochspannungslei-
tung.“  
Er muss also auch die örtlichen Gegebenheiten 
(Anlegestellen, Steiger, Hafeneinfahrten usw.) 
genauestens kennen. Um sicherzustellen, dass 
nur solche Schiffsführer, die sich mit Radar aus-
kennen, eine Radarfahrt durchführen, wurde in 
§ 6.32 Nr. 1 RheinSchPV u. a. festgelegt, dass 
Fahrzeuge nur mit Radar geführt werden dürfen, 
wenn sich eine Person ständig im Steuerhaus 
aufhält, die neben den ansonsten erforderlichen 
Befähigungszeugnissen das Radarpatent nach 
der Verordnung über die Erteilung von Ra-
darpatenten (RadarPatV)  besitzt. D. h. jeder, 
der eine Radarfahrt eigenverantwortlich durch-
führen will, muss ein Radarpatent besitzen. 
Dieses erhält er nur, wenn er die Voraussetzun-
gen der RadarPatV erfüllt [mind. 18 Jahre alt, 
Inhaber eines Schifferpatents – auf dem Rhein 
Rheinpatent- und Inhaber eines Funkzeugnisses]  
und eine entsprechende Prüfung bestanden hat. 
Bei der WSD Südwest wird viermal im Jahr eine 
Radarpatentprüfung durchgeführt. Es handelt 
sich um eine eintägige Prüfung, die aus einem 





Die detaillierten Punkte, die vom Prüfling in der 
theoretischen und praktischen Prüfung zu erfül-
len sind, sind in der Anlage 1 zur RadarPatV 
aufgeführt. 
Im theoretischen Teil geht es um das Radarprin-
zip, die Auswertung des Radarbildes, die Inter-
pretation von Radarbildstörungen, die Bedie-
nung des Radargerätes, die Aufgabe und An-
wendung des Wendegeschwindigkeitsanzeigers 





Es wird besonders abgefragt, ob der Prüfling das 
Verhalten anderer Verkehrsteilnehmer erkennen 
kann. Er muss Objekte, Verkehrsituationen und 
andere wichtige örtliche Gegebenheiten, z. B. 
Hochspannungsleitungen, Brücken im Radarbild 
erkennen können. Er muss erklären können, ob 
ein sich bewegender Fleck im Radarbild ein Ver-
kehrsteilnehmer ist, der auf ihn zu kommt oder 
sich wegbewegt oder ob es sich um eine Boje 
oder nur einen Entenschwarm handelt. Der Prüf-
ling muss des Weiteren wissen, wann es sich um 
Störungen handelt. Er muss die typischen Ra-
darbildstörungen kennen, die sich ergeben, 
wenn z. B. Regen oder Wellengang oder Streu-
felder bei Brücken Radarechos verursachen.  
Oft lässt sich bereits schon in der theoretischen 
Prüfung erkennen, ob der Prüfling verstanden 
hat, wie er mit Radar arbeiten muss, was ihm 
das Radar alles darstellen und nicht darstellen 
kann und ob er damit im Alltag umgehen kann.  
Der theoretische und der praktische Teil der Ra-
darpatentprüfung der WSD Südwest werden auf 
dem MS „Reiher“ durchgeführt. Die Prüfungs-
kommission besteht aus zwei Praktikern und ei-
nem Prüfungsvorsitzenden aus dem Dezernat 
Schifffahrt. Die theoretische Prüfung wird von 
Herrn Haberkamp von der Fachstelle für Ver-
kehrstechniken (FVT) durchgeführt, der dort 
Fachmann für Radar ist. Die praktische Prüfung 
wird immer von einem Prüfer durchgeführt, der 
aus dem Schifffahrtsgewerbe kommt und selbst 
das Radarpatent besitzen muss. 
Für die Durchführung des praktischen Teils wird 
der Steuerstand der MS „Reiher“ so abgedun-
kelt, dass der Prüfling keine Sicht mehr nach 
außen hat. Er hat nur noch das Radarbild auf 
dem Bildschirm vor sich und kann die Fahrt nur 






Der praktische Teil der Prüfung beinhaltet zu-
nächst die Maßnahmen des Schiffsführers vor 
der Abfahrt und dann das Fahren mit Radar. Der 
Prüfling muss zeigen, dass er die richtigen Vor-
bereitungen vor der Fahrt trifft, z. B. das Einstel-
len und die Funktionskontrolle der Geräte sowie 
die Aufgabenverteilung.  
Dann muss er zeigen, dass er mit Radar fahren 
und wenden kann. Er muss unter Beachtung des 
durchgehenden Schiffsverkehrs Ein- und Aus-
fahrten aus Häfen oder schmalen Gewässern 
beherrschen. Er muss des Weiteren Be-
gegnungs- und Überholmanöver durchführen 







Die Prüfungsfahrt bei der WSD Südwest beginnt 
und endet am Zollhafen in Mainz. Der Prüfling 
muss das Fahrzeug aus dem Hafen heraus brin-
gen und einen bestimmten Streckenabschnitt 
auf dem Rhein fahren. Dazu muss er dem Ru-
dergänger, bei dem es sich immer um einen an-
deren Prüfling handelt, sagen, auf welchen Wert 
und in welche Richtung dieser je nach Situation 
das Ruder oder die Sollwendegeschwindigkeit zu 
legen hat und wie viel Vorausfahrt zu machen 
ist. Der Prüfling muss des Weiteren Funkabspra-
chen führen und Signale simulieren. Während 
der Fahrt muss er dem Prüfer erklären, was er 
auf dem Radarbild sieht. Er muss detailliert 
schildern, um was es sich bei den Objekten 
handelt, die auf dem Radarbild dargestellt wer-
den, und welche Maßnahmen er für erforderlich 
hält.  
Der Prüfer beobachtet darüber hinaus, wie sich 
der Prüfling bei besonderen Vorkommnissen, 
z. B. in gefährlichen Verkehrsituationen oder 
beim Ausfall von Geräten verhält. 
Für den Fall, dass der Prüfling eine Situation 
falsch einschätzt und eine Kollisionsgefahr be-
steht, kann der eigentliche Führer des „MS Rei-
her“, Herr Kolbenschlag, jederzeit eingreifen. Er 
hat freie Sicht und beobachtet während der Prü-
fungsfahrt das Verkehrsgeschehen. Notfalls 
kann er auf Maschine und Steuer unmittelbar 
Zugriff nehmen. Wenn ein Eingriff durch Herrn 
Kolbenschlag notwendig wird, ist der Prüfling, 
wie bei der Prüfung in der Fahrschule, durchge-
fallen.  
Ein Prüfling kann auch durchfallen, ohne dass 
ein direkter Eingriff durch Herrn Kolbenschlag 
notwendig wurde. Dies ist der Fall, wenn das 
gesamte Verhalten des Prüflings während der 
Prüfung gezeigt hat, dass er nicht in der Lage 
ist, ein Schiff nur mit Radar zu führen. 
Es ist bei den Prüfungen immer wieder erkenn-
bar, welche Prüflinge in der Vorbereitung zur Er-
langung des Radarpatents wirklich die Möglich-
keit hatten, unter Aufsicht mit Radar zu fahren 
und praktische Erfahrungen zu sammeln. Ohne 
ausreichende praktische Erfahrungen ist es den 
Prüflingen nicht möglich, eine solche Prüfung zu 
bestehen, und es würde eine Gefährdung der 
Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs bedeu-
ten, wenn man Schiffsführern ohne ausreichen-
de Kenntnisse das Radarpatent erteilen würde. 
Um eine Gefährdung der Sicherheit und Leich-
tigkeit des Verkehrs zu vermeiden, wird daher 
ein hoher Maßstab bei der Prüfung angelegt. 
Kandidaten, die einen Lehrgang zur Vorberei-
tung auf die Radarpatentprüfung besucht haben, 
heben sich sowohl durch ihr besseres theoreti-
sches Verständnis als auch durch die qualifizier-
tere Bedienung und Interpretation des Radarbil-
des hervor. 
Von den Prüfungskandidaten, die die Prüfung 
nicht bestanden haben, wurde meistens zuge-
geben, dass sie die Schwierigkeiten der Radar-
fahrt und die Notwendigkeit, sich hierfür ausrei-
chend und umfassend vorzubereiten, unter-
schätzt haben. Es stellte sich auch oft heraus, 
dass die Schiffseigner Druck auf ihre Schiffsfüh-
rer ausüben, das Radarpatent zu erwerben. Die 
Schiffseigner wollen, dass ihre Leute so schnell 
wie möglich mit Radar fahren dürfen, ohne ih-
nen jedoch genügend Zeit zur Übung am Radar-
gerät (bei guter Sicht) zu geben. Doch auch in 
diesen Fällen kann ein Patent nur ausgestellt 
werden, wenn von den Prüflingen die erforderli-
chen Leistungen gezeigt werden. Man tut weder 
dem Schiffsführer noch der Gemeinschaft einen 
Gefallen, wenn unqualifizierten Schiffsführern 
ein „Persilschein“ ausgestellt wird.  
Den Prüflingen wird nach bestandener Prüfung 
immer die Empfehlung mitgegeben, auch bei gu-
ter Sicht das Radar mitlaufen zu lassen. Sie ha-
ben dadurch die Möglichkeit, ihre Fähigkeiten, 
das Radarbild zu lesen und die Situation zu er-
kennen, zu trainieren und erweitern. Auch nach 
bestandener Prüfung ist es weiterhin notwendig, 
die Fahrt unter Radar zu trainieren. Im Einsatz-
fall bei Nebel ist die Fahrt unter Radar immer ein 
„Blindflug“, und dann muss der Schiffsführer 
wissen, was er tut. 
Wie Herr Hillesheim, der für die Ausstellung der 
Patente verantwortlich ist, immer so schön sagt:  
“Es ist wie beim Autoführerschein etwas dran an 
dem Spruch: „Nun hast Du den Führerschein, 
jetzt darfst Du fahren, aber dass heißt noch lan-
ge nicht, dass Du es wirklich kannst.“  
Aus diesem Grund werden die Prüflinge nach 
bestandener Prüfung immer darauf hingewiesen, 
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2. Schleusen an der Mosel 
-  Entwurfsgrundlagen 
An der Mosel wird neben den vorhandenen 10 
Schleusen von Koblenz bis Trier jeweils eine 2. 
Schleusenkammer errichtet. Für alle 2. 
Schleusen ist eine einheitliche Bauweise 
vorgegeben. Die Unterhäupter liegen auf 
gleicher Höhe. Die Systemmaße der Schleusen 
betragen 210 m Nutzlänge, 12,50 m Breite und 
1,50 m Freibord. Die Fallhöhen variieren von 
6 bis 9 m. Die Schleusen werden in 
Massivbauweise aus Stahlbeton errichtet. Die 
Füllung bzw. Entleerung erfolgt über seitliche 
Längs- und Stichkanäle in den Kammerwänden. 
Als Untertor wird ein Stemmtor, als Obertor ein 
Drucksegment eingesetzt. Für das Schleusen-
bauwerk selbst ohne Baugrubenumschließung 
und Vorhäfen werden etwa 40000 m³ Beton und 
5000 t Betonstahl verbaut. 
Entwicklung zur fugenlosen Bauweise 
Der am 22.08.2001 genehmigte Entwurf-AU für 
die 2. Schleuse Zeltingen weist eine Bauweise 
mit Dehnungsfugen in 15 m-Abschnitten in 
Anlehnung an Konstruktionsprinzipien der Saar-
schleusen aus. 
In einer Abstimmung betontechnologischer 
Belange mit der Bundesanstalt für Wasserbau 
(BAW) wurde im Dezember 2001 erstmals der 
Vorschlag unterbreitet, Fugen weitgehend zu 
reduzieren. Hintergrund ist die Erkenntnis, dass 
an bestehenden Schleusen hauptsächlich die 
Dehnungsfugen Ursache aufwendiger San-
ierungen sind. 
Für die Ausschreibung der 2. Schleuse Zeltingen 
wurden daher folgende Festlegungen getroffen: 
• Durchgehende Bauwerksfuge am Übergang 
vom Regelkammerbereich zum Unterhaupt 
(Querschnittsänderung / Steifigkeitswechsel) 
• Keine weitere Dehnungsfuge in der 
Kammersohle und dem unteren Wand-
abschnitt mit den Längskanälen  
• Fugen in den aufgehenden Kammerwänden 
oberhalb der Längskanäle in Abschnitten von 
30 m bzw. 45 m  
Abb. 1: Vouten am Übergang Oberhaupt zum 
 Regelquerschnitt 
Die 2. Schleuse Fankel wird demgegenüber 
fugenlos geplant. Die Bereiche mit großen 
geometrischen Querschnittsänderungen und 
einhergehendem Steifigkeitswechsel sind im 
Verhältnis 1:2 angeschrägt. 
Für die nächste 2. Schleuse in Trier wird der 
vollständige Verzicht von Dehnungsfugen 
angestrebt, wobei aber die Erfahrungen aus 
Zeltingen und Fankel Berücksichtigung finden 
werden.  
Grundsätzliche Anmerkung: Da das gesamte 
Schleusenbauwerk nicht in einem Stück „frisch 
in frisch“ hergestellt wird, sind weiterhin 
planmäßig Arbeitsfugen vorhanden, die bei den 
aktuellen Bauvorhaben vertikal mit Streck-
metallelementen abgestellt werden. In 
Bereichen mit hohen Anforderungen an die 
Dichtigkeit, z. B. an den Betriebskavernen, 





Technische Grundlagen - Anforderungen 
an Beton 
 
Die Bauwerke der WSV unterliegen hohen An-
forderungen an die Dauerhaftigkeit. Nach alter 
DIN 1045 (1988) waren die Festigkeit und die 
besonderen Eigenschaften maßgebende Krite-
rien, wie Wasserundurchlässigkeit, Frostwider-
stand und hoher Frost- und Tausalzwiderstand. 
Nach neuer DIN 1045 (2001) werden die Anfor-
derungen nach Eigenschaften mit Expositions-
klassen definiert. Die Festigkeit resultiert aus 
den Expositionsklassen. Insgesamt lassen sich 
entsprechend den Anforderungen drei exponier-
te Gruppen für die Schleusenbauwerke bilden. 




Tab 1: Ausschreibung Vergabe 2. Schleuse Zeltingen 2003 
 (DI N 1045, Ausgabe 1988)  





Sohlplatte B 25* X   
Kammerwände B 25* X X  
Planie B 25* X  X 
* Zementgehalt mind. 270 kg/m³  
 
Tab 2: Ausschreibung Neuvergabe 2. Schleuse Zeltingen 2006 
 (DI N 1045, Ausgabe 2001)  
 Karbonatisierung Chloride Frostangriff Verschleiß Festigkeit 
Sohlplatte XC 1    C 20/25 
Kammerwände XC 2  XF 3 XM 1 C 25/30* 
Planie XC 4 XD 3 XF 4 XM 1 C 30/37 
* Zementgehalt mind. 300 kg/m³ bzw. 270 kg/m³ unter Anrechnung von 
 Zusatzstoffen 
Mit der ZTV-W 215, Ausgabe 
2004 als Vertragsgrundlage, 
hat sich herausgestellt, dass 
die Betontemperatur in 
Verbindung mit der aktuellen 
DIN 1045 für die Kammer-
wandrezepturen eine Hürde 
darstellt. Hier ist zwar nun 
eine Maximaltemperatur von 
61 °C zulässig, aber die 
Betonnorm, insbesondere die 
zu erreichende Festigkeit und 
damit die Mindestzement-
enge haben sich für den 
Kammerwandbeton geändert.  
 
Mit dem Erlass „Betone der Expositionsklasse 
XF3 für Kammerwände von Schleusen und 
vergleichbare massige Bauteile von 
Wasserbauwerken“ (07.03.2007) kann die 
Festigkeitsklasse auf C20/25 und einen 
Mindestzementgehalt von 270 kg/m³ reduziert 
werden. 
Eignungsprüfungen nach ZTV- W 215 
Ausgabe 2004 
Um die Dauerhaftigkeit des Betons zu 
gewährleisten ist von den Auftragnehmern eine 
Rezeptur zu entwickeln, welche eine niedrige 
Temperaturentwicklung aufweist. Vor Erscheinen 
der ZTV-W 215, Ausgabe 2004 war die zulässige 
Betontemperatur im Bauvertrag auf max. 55°C 
begrenzt, gleichzeitig darf die Frischbeton-
temperatur 25°C nicht überschreiten. Bei 
geringerer Frischbetontemperatur waren somit 
Rezepturen mit Temperaturdifferenzen von 
> 30 K zulässig. 
 
Abb. 3: Prüfung des Luftporengehaltes 
Weiter änderten sich auch die Randbedingungen 
der Eignungsprüfungen am großformatigen 
Betonwürfel (2 m x 2 m x 2 m). So waren die 
Würfel ursprünglich zweiseitig gedämmt 







Tab 3: Übersicht zulässiger Betontemperaturen 
 ∆T in K ∆T + TFrischbeton in °C TFrischbeton in °C 
Bauvertrag Zeltingen 2003 +  TEB    
Sohle und Kammerwand k.A. ≤55 ≤25 
ZTV-W 215 (2004)     
Sohle ≤31 ≤53 ≤25 
Kammerwand ≤41 ≤61 ≤25 
So liegt der für 
Zeltingen gewählte Ze-
ment CEM I 32,5 R an 




Der in Zeltingen eingebaute Sohlbeton 
(Neuvergabe 2006) hat die Eignungsprüfung 
problemlos erfüllt. Bei der Kammerwand-
betonrezeptur wurde demgegenüber eine 
Temperaturerhöhung von 42,5 K ermittelt, die 
außerhalb des zulässigen Bereiches von 
∆T ≤ 41 K lag. Aufgrund der weiteren Forderung 
der ZTV-W 215, einer maximal zulässigen 
Betontemperatur von 61 K hätte dies bei 
Genehmigung der Rezeptur bedeutet, dass der 
Betoneinbau nur bis zu einer 
Frischbetontemperatur von 18,5 °C möglich 
wäre. Diese Frischbetontemperaturen werden 
schon bei normaler Witterung in Frühjahr 
erreicht, mit der Folge kostenintensiver 
Kühlmaßnahmen oder mit unplanmäßigen Unter-
brechungen im Bauablauf. Die Kammerwand-
betonrezeptur wurde vom WSA Trier abgelehnt, 
wenngleich der Auftragnehmer mehrfach 
versicherte seine Möglichkeiten der Rezeptur-
entwicklung ausgeschöpft zu haben. Die 
vorliegende Rezeptur beinhaltete 280 kg 
Portlandzement CEM I und 60 kg Flugasche. 
Charakteristisch für einen CEM I sind die frühe 
Anfangsfestigkeit und hohe Temperatur-
entwicklung. Im Rahmen der Prüfung fiel auf, 
dass die technischen Daten des Zements eine 
hohe Mahlfeinheit und Eigenfestigkeit aufwiesen, 
welche Anzeichen für eine hohe Reaktivität und 
damit hoher Temperaturentwicklung darstellen. 
Hier besteht Entwicklungspotential bei 
Portlandzementen für Massenbeton hinsichtlich 
einer angepassten Festigkeitsentwicklung. 
Abb. 4: Großformatiger Betonwürfel 
 (2,00 m x 2,00 m x 2,00 m) 
Die Ergebnisse der Betondruckversuche zeigten, 
dass die Druckfestigkeit und der E-Modul am 
Beginn der Erstarrung stark ansteigen. 
 
Abb. 5: Temperaturverlaufskurve am Betonwürfel 
(2,00 m x 2,00 m x 2,00 m) 
Mit dem Erlass „Betone der Expositionsklasse 
XF3 für Kammerwände…“ gestattet man nun 
dem Auftragnehmer, die geforderte 
Druckfestigkeitsklasse nach ZTV-W 215 auf 
C20/25 und den Mindestzementgehalt auf 270 
kg/m³ zu reduzieren. Der Auftragnehmer hat 
dies in der Form genutzt, dass er nun einen 
weniger reaktiven Hochofenzement CEM III, wie 
bei der Sohlrezeptur, verwendet und die 
Flugasche gegen neutral reagierendes 
Gesteinsmehl austauscht.  Im Ergebnis wurden 
am 2 m-Probewürfel ein Maximaltemperatur von 
57 °C gemessen und eine Temperaturdifferenz 
von 36 K. Damit sind mit dieser Rezeptur auch 
bei Frischbetontemperaturen bis 25 °C keine 
besonderen Kühlmaßnahmen vorzusehen, da die 
max. Betontemperatur von 61 °C nicht über-
schritten wird. Die Eignungsprüfung ergab 
Festigkeitswerte, die eine Einstufung in die 
Festigkeitsklasse C25/30 zulassen. 
Merkblatt „Früher Zwang“ (MFZ)  
Ausgabe 2004 
(Technische Empfehlung Bautechnik „Früher 
Zwang“ (TEB) Ausgabe  2002) 
Wie oben beschrieben hat die Temperatur einen 
wesentlichen Einfluss auf die Zwangs-
spannungen in der Anfangszeit des 
Erstarrungsprozesses. Da sich diese aber trotz 




Anfangsfestigkeitsentwicklung nicht vermeiden 
lassen, muss eine rissbeschränkende Bewehrung 
ermittelt und eingebaut werden. 
• Sohlbewehrungsgehalt 156 kg/m³ 
• Bewehrung der Wände Ø 25/15 längs und 
 quer 
Abb.: 6: Finite Elemente Modell-Grafik zur Zwangsberechnung 
Die BAW hat zum Erreichen einer 
wirtschaftlichen Bewehrungsermittlung die 
Technische Empfehlung Bautechnik „Früher 
Zwang“ (TEB) herausgegeben und daraus mit 
der Ausgabe 2004 das Merkblatt 
„Rissbreitenbegrenzung für frühen Zwang in 
massiven Wasserbauwerken“ entwickelt. Dieses 
enthält eine Berechnung zur theoretischen 
Beschränkung der Rissbreite auf 0,25 mm. Für 
die Bemessung nach dem Merkblatt „Früher 
Zwang“ sind die Ergebnisse aus der 
Eignungsprüfung zur  Temperatur- und 
E-Modulentwicklung maßgebend. Zur Ermittlung 
der erforderlichen Sohlbewehrung wird eine 
Finite-Elemente-Berechnung durchgeführt, in 
welcher auch die zeitliche Betonierfolge 
berücksichtigt wird. Die Kammerwandabschnitte 
wurden nach dem Verfahren von ROSTÀSY, 
HENNING bemessen. 
Ergebnisse, Erfahrungen und Ausblick 
Es ist festzustellen, dass der „Frühe Zwang“ die 
Bewehrung maßgebend beeinflusst. Einzig für 
den U-Rahmen des Schleusenkammer-
regelblockes in Querrichtung wird die 
Biegezugbewehrung in einigen Bereichen 
maßgebend. In Längsrichtung tritt weitgehend 
keine äußere Beanspruchung auf, so dass sich 
die Bewehrung aus der Ermittlung der frühen 
Zwangsspannungen bestimmt.  
• Bewehrung der Sohle je 4 Lagen ( 2 Lagen je 
 Richtung)  oben und unten mit Ø 25/15 
 und Ø 20/15 
• Bewehrung zum Baugrund stärker als an der 
Oberseite 
• Bewehrung der Längskanäle Ø 20/15 längs 
 und quer 
• Wandbewehrungsgehalt 91 kg/m³ 
• Durchschnittsbewehrung (gesamt) 
 118 kg/m³ 
• 193 t Stahl je Regelkammerblock 
 
Abb. 7: Obere Bewehrung der Schleusensohle 
Aus der bisherigen Erfahrung wird empfohlen, 
auf die Auftragnehmer einzuwirken, die 
Eignungsprüfungen frühzeitig durchzuführen 
und darauf hinzuweisen, dass ohne erfolgreich 
absolvierte Eignungsprüfungen keine Freigabe 
der Betonarbeiten erfolgen kann. Oftmals gibt es 
Diskussionen zwischen dem Auftragnehmer und 
dem Auftraggeber über die Ursachen von 
Bauzeitverzögerungen. Hierbei geraten gleich-
zeitig die Versäumnisse der Auftragnehmer, z. B. 
unvollständig vorliegende und nicht 





Abb. 8: Bewehrungsarbeiten an der Sohle der 2. Schleuse Zeltingen
Die relativ aufwendige Bestimmung der 
quasiadiabatischen Temperaturerhöhung gehört 
ebenso zu den Eignungsprüfungen und bedarf 
einigen Vorlaufs, da gleichzeitig eine schon 
„funktionierende“ Rezeptur vorausgesetzt wird. 
 
Die Eignungsprüfungen sind Bestandteil des 
Betonkonzeptes, in welchem die gesamte 
Betontechnologie von Ausgangsstoffen, über 
Herstellung bis Nachbehandlung beschrieben 
werden soll. Auch dieses muss vor der ersten 
Betonage aufgestellt sein. 
 
Insgesamt erweist es sich von Vorteil, bei 
Bauvorhaben mit Massenbeton im Bauvertrag 
eine Ortbetonmischanlage zu fordern. Eine 
Baustelle kann unabhängiger agieren. Die 
Qualitätssicherung wird besser gewährleistet 
und prüfbarer. Die Transportzeiten sind 
kalkulierbarer. 
Für die als nächstes folgenden 2. Schleusen in 
Trier und Lehmen wird nach aktuellem 











Abb. 9: Deckblatt Betonierkonzept 















Am Karsamstag, den 07.04.07, gegen 8.30 Uhr 
kenterte und versank ohne äußere Einwirkungen 
das Schub- und Schleppboot „Kiek Ut“ bei Rhein 
(Rh)- km 491,5 südlich von Ginsheim. An Bord 
befanden sich 2 Personen, der Schiffsführer und 
gleichzeitiger Eigner sowie 1 Matrose. Trotz so-
fort eingeleiteter Rettungsmaßnahmen konnte 
der Matrose am Unfallort nur noch tot geborgen 
werden. Der Eigner wurde erst einige Tage spä-
ter durch die Wasserschutzpolizei tot geborgen. 
Die „Kiek Ut“ ist eine ehemalige Barkasse, die 
1960 gebaut, vorerst viele Jahre auf dem Neckar 
im Einsatz war, bevor sie nach einigen Umbau-
ten auf dem Rhein verkehrte. Sie hatte ein gülti-
ges Schiffsattest bis 2011. Das Schub-/  Schlepp-
boot war in Alleinfahrt von Nierstein nach Mainz 
unterwegs, als es am rechten Fahrrinnenrand 
versank. In diesem Bereich ist die Fahrrinne 120 
m breit und es bestehen Übertiefen. Die Was-
serstände lagen etwas unterhalb Mittelwasser, 
sodass von einer Strömung von knapp 1m/s im 
Mittel ausgegangen werden kann.  
Nach der Havarie der „Kiek Ut“ wurde die Schiff-
fahrt um 10.15 Uhr in diesem Bereich gesperrt. 
Der Nautische Informationsfunk (NIF) übernahm 
die Information der Schifffahrt. Am Unglücksort 
waren zahlreiche Einsatzkräfte der Wasser-
schutzpolizei Hessen, der Feuerwehren Mainz/  
Wiesbaden und Ginsheim, der DLRG sowie Ver-
treter der Schifffahrtsstaatsanwaltschaft zuge-
gen. Vom WSA Mannheim befanden sich der 
stellvertretende Außenbeamte und 2 Besat-
zungsmitglieder mit der MS „Gunther“ sowie die 
Amtsleiterin an der Havariestelle. Mit der Ber-
gung des Havaristen war die Firma Mohr aus 
Walluf mit dem GMS „Niclas“ durch die Staats-
anwaltschaft beauftragt worden. Gegen 14.30 
Uhr traf das GMS an der Unglücksstelle ein und 
begann mit der Bergung des Havaristen. 
Die Bergung gestaltete sich schwierig, da es für 
die Taucher der Feuerwehren nur schwer mög-
lich war, in der relativ starken Strömung die Sei-
le an der „Kiek Ut“ anzuschlagen. Bei ersten 
Bergungsversuchen wurde der Havarist leicht 
angehoben, es rissen aber Klampen und Poller  
an dem verunglückten Schiff, sodass die  
„Kiek Ut“ nur etwas aufgerichtet aber nicht an-
gehoben werden konnte. 
Auf Grund dieser Erfahrung bei der Bergung fiel 
gegen Abend dieses Tages die Entscheidung, für 
den weiteren Einsatz den Hebebock „Achilles“ 
und den Schwimmgreifer „Zander“ mit Taucher-
schild zur Unglücksstelle zu beordern, da auch 
weitere Versuche der Feuerwehrtaucher und des 
„Niclas“ keine Verbesserung der Situation brach-
ten. Deshalb wurde der „Niclas“ beauftragt, den 
Havaristen zu sichern. Das GMS wurde  Richtung 
Land versetzt, sodass es seine Ankerpfähle für 
die Nacht sicher nutzen und die „Kiek Ut“ im 
Notfall über Seile sichern konnte. Durch das MS 
“Gunther“ wurde das Wahrschaufloß des WSA 
Mannheim im Bereich der Unglücksstelle ausge-
legt. In Absprache mit der WSP konnte gegen 
20.30 Uhr die Schifffahrt zwischen Rh-km 490,0 
und 492,0 mit Begegnungs- und Überholverbot 
in langsamer Fahrt wieder frei gegeben werden. 
Am nächsten Tag, den 08.04.07, wurden vom 
WSA Mannheim die Geräte und Schiffe „Gun-




Abb 1: Hebebock „Achilles“ und Schwimmgreifer „Zander“ 
 incl. Taucherschild  
Das Aufsichtsboot „Gunter“ hat seinen Liegeplatz 
in Oppenheim (Rh- km 480,5), der Hebebock  
„Achilles“ ist in Altlußheim (Speyer) bei Rh- km 
399,4 und der Schwimmgreifer „Zander“ in 





bock „Achilles“, 1979 gebaut wurde inzwischen 
weiter den Anforderungen angepasst und ist mit 
Ankerpfählen, Winden und einem Spezialgehän-
ge für Container ausgerüstet. Neben seinen Auf-
gaben als Hebebock mit 100 t Hebeleistung ist 
er damit auch vielseitiger für andere Aufgaben 
einsetzbar. Der „Zander“ führt auf seinem Prahm 
das 6,5 t schwere und 7 m x 5,40 m große Tau-
cherschild mit. In Talfahrt kann für die schwim-
menden Geräte mit einer Geschwindigkeit von 
20 bis 25 km/h in Abhängigkeit von der Strö-
mung gerechnet werden, so dass gegen Mittag 
alle notwendigen Geräte des WSA Mannheim am 
Einsatzort südlich von Ginsheim (Rh-km 491,5) 
waren. Die WSP Hessen war wieder mit einigen 
Booten präsent, die Feuerwehr Wiesbaden/  
Mainz war gleichfalls vor Ort. 
Der „Achilles“ und der „Zander“ mit Taucher-
schild  wurden anschließend entsprechend auf-
gerüstet und beim Havaristen positioniert. Nach 
Setzen des Taucherschildes durch den „Zander“ 
gingen gegen 15.30 Uhr die Feuerwehrtaucher 
in Einsatz. Ab diesem Zeitpunkt wurde die 
Schifffahrt wieder gesperrt. Zuerst wurde ver-
sucht, die Seile an verschiedenen Punkten des 
Havaristen anzuschlagen und beim „Achilles“ 
und beim „Niclas“ einzuhängen. Sicherungsdräh-
te wurden darauf folgend noch mit Hilfe vom 
„Gunther“ gelegt. Anschließend erfolgte schritt-
weise das Anheben und Auspumpen des Hava-
risten. Dabei wurde auch die Hebevorrichtung 
des „Zander“ noch mit genutzt. 
Diese Arbeiten wurden maßgeblich durch die 
Besatzung des „Achilles“ und den Sachbereichs- 
leiter 2 bestimmt und koordiniert. Nach Inau-
genscheinnahme und ausgerüstet mit 2 Pumpen 
war der Havarist endlich wieder soweit 
schwimmfähig, dass er vom „Achilles“ mit Poli-
zeibootbegleitung und flankiert von der Feuer-
wehr in den Hafen Schierstein verbracht werden 
konnte. Das Wahrschaufloß wurde eingeholt und 
die Schifffahrt im Anschluss gegen 4.30 Uhr am 
Montag wieder freigegeben. 
Am Ostermontag, den 09.04.07, wurde der 
Havarist vom „Achilles“ im Außenbezirk Wiesba-
den des WSA Bingen an Land gesetzt. Die WSP 
und die Schifffahrtsstaatsanwaltschaft konnten 
ihre Ermittlungen fortsetzen. Die Untersuchun-
gen der Wasserschutzpolizei und der Staatsan-
waltschaft dauern jedoch bis zum heutigen Da-
tum noch an. 
Mit diesem Einsatz bei der Havarie der „Kiek Ut“ 
hat es das WSA Mannheim geschafft, die Schiff-
fahrtssperre in der Summe auf ca. 23 Stunden 
und die Einschränkungen durch Begegnungs- 
und Überholverbot sowie Langsamfahrstrecke 
auf 19 Stunden  zu begrenzen. Wesentliche Vor-
aussetzungen für diesen Erfolg waren das große 
Engagement und die Einsatzbereitschaft der 
Mitarbeiter (über Ostern!) sowie das dieser Ha-
variesituation angepasste Equipment. Als ent-
scheidend bei der Gerätewahl und -ausstattung 
haben sich in diesem Fall das Taucherschild und 
der Hebebock „Achilles“ heraus gestellt. Ohne 
das Taucherschild wäre es kaum möglich gewe-
sen, die Seile und Drähte am Havaristen in die-




Abb. 2: Die „Kiek Ut“ wird mit vereinten Kräften gehoben 
 
 
Und nur mit dem Hebebock 
„Achilles“ mit 100 t Hebeleis- 
tung ist es gelungen, die 
„Kiek Ut“ auch zu heben. 
Aus den Erfahrungen dieser 
Havarie zeigt sich auch, wie 
wertvoll und wichtig unsere 
vorhandenen Geräte und 
Schiffe sind, um derartige 
Havarien in angemessener 
Zeit abzuwickeln und der 
Schifffahrt wieder die interna-
tionale Wasserstraße Rhein 




Natürlich stellt die Havarie der „Kiek Ut“ nur ei-
nen Baustein aus den verschiedenen Havariety-
pen dar. Insofern ist es für die Zukunft von ent-
scheidender Bedeutung, dass dieser Themen-
komplex systematisch und umfassend auch un-
ter Mitarbeit der WSÄ aufgearbeitet und die 
notwendigen Konsequenzen und Veranlassun-
gen getroffen werden. 
Es wäre wünschenswert, wenn auch in Zukunft 
am Oberrhein für alle Havarietypen geeignete 
Geräte und Hilfsmittel zur Verfügung stehen und 
das nötige Know-how vorgehalten wird, um 
kompetent und zeitnah als Dienstleister für die 



















5 Jahre LiegenschaftsI nformationsSystem (LI S)  







Die WSV benötigt zur Erfüllung ihrer Aufgaben 
neben Personal, Material und Gerät in großem 
Umfang Grundstücke, sogenannte Liegenschaf-
ten. 
Aus der Zweckbestimmung der Liegenschaften 
für die Bundeswasserstraßen und aus der Eigen-
tümerstellung des Bundes heraus erwachsen der 
WSV damit zahlreiche Aufgaben in der Liegen-
schaftsverwaltung.  
Der gesamte Bestand der WSV umfasst ca. 
78.000 Flurstücke, die als kleinste Buchungsein-
heit im Sinne des Liegenschaftskatasters zu 
verwalten sind.  
Bis Ende 2002 wurde das DOS-basierte Liegen-
schaftsprogramm DataEase eingesetzt, das nach 
dem Prinzip einer Karteikartenverwaltung den 
Nachweis der Katasterangaben zu den Flurstü-
cken und weitere für die WSV relevante textliche 
Informationen speichern konnte. Hier ist insbe-
sondere der umfangreiche Bestand an Verträgen 
zur Vermietung und Verpachtung von WSV-
Liegenschaften zu nennen, sowie Angaben zu 
den Belastungen der Flurstücke – z. B. durch 
Leitungs- und/oder Wegerechte. 
Zusätzlich zum DataEase wurde ein grafischer 
Nachweis der Liegenschaften in Form von ana-
logen Karten, den sogenannten Lasten- und 
Nutzungskarten - oder in digitaler Form zum Teil 
auf Basis der Bundeswasserstraßenkarte 
1:2.000 - geführt. 
Mit der Einführung des IT-Verfahrens, Liegen-
schaftsI nformationsSystem (LIS)’ im Jahre 2002 
wurde das alte System durch ein vollständig di-
gitales Verfahren ersetzt. 
Das LIS – auf Basis des Programmsystems R/3 
4.7 der Firma SAP, welches um die grafische 
Komponente ArcView der Firma ESRI erweitert 
wurde – führt nun die schriftlichen Angaben zum 
Liegenschaftsbestand (Sachdaten) mit dem gra-
fischen Nachweis (der Karte) zusammen. Das 
LIS ist damit ein Geografisches Informationssys-
tem (GIS), welches auf die speziellen Belange 
und Anforderungen der Liegenschaftsverwaltung 
in der WSV ausgerichtet ist und dem Anwender 
 
den Zugang zu den Liegenschaftsdaten über die 
Grafikkomponente wesentlich erleichtert. 
In dem IT-Verfahren wurde zusätzlich als Quali-
tätssicherung ein Workflow für verschiedene 
Aufgaben integriert, der die Vorgangsbearbei-
tung durch eine vordefinierte Abfolge von Aktivi-
täten - einschließlich dafür notwendiger Doku-
mente (WORD-Dateien) - stützt. 
Das LIS ist damit die Grundlage für ein moder-
nes und effizientes Liegenschaftsmanagement 
und hat insbesondere durch den Einsatz der 
GIS-Technik Vorbildcharakter – auch über die 
Verwaltungsgrenzen der WSV und des BMVBS 
hinaus. 
Die Einstellung der notwendigen Daten in das 
System sowie einen kurzen Abriss der Möglich-
keiten und Arbeitsweisen des LIS wird im Fol-
genden - an Hand von wenigen Beispielen aus 
dem Bezirk der WSD Südwest - versucht zu 
vermitteln. Eine allumfassende Darstellung aller 
Funktionalitäten ist im Rahmen dieses Beitrags 
leider nicht möglich. 
1. Stand der Bearbeitung im Bezirk der 
 WSD Südwest  
Die WSD Südwest ist neben der WSD Ost die 
Direktion mit den meisten Wasser- und Schiff-
fahrtsämtern. Die Mitarbeiter der acht Wasser- 
und Schifffahrtsämter haben gerundet 11.100 
Flurstücke (ca. 14%  des WSV-Bestandes), 2.000 
Belastungen und 8.300 Verträge zu verwalten. 
Die sogenannten Sachdaten - Informationen  
über Flurstücke, Verträge etc. - wurden automa-
tisch vom DataEase in das neue LIS übernom-
men. Damit stehen für die Liegenschaftsverwal-
tung alle früheren Informationen zur Verfügung, 
die aber vor der Freischaltung zur weiteren Nut-
zung noch zu bereinigen und auf Plausibilität zu 
überprüfen waren. Erst dann konnten die Daten 
in der moderneren Programmumgebung weiter 
genutzt und durch zusätzliche wichtige Daten 





1.1 Bereich „Flurstücke“ 
Die Bereinigung der Sachdaten ist im Bereich 
der Flurstücke abgeschlossen. 
Über die Fachstelle für Vermessungs- und Kar-
tenwesen (VK) wurden bzw. werden die Geo-
metrien zu den Flurstücken im Bezirk der WSD 
Südwest von den zuständigen Katasterämtern 
eingekauft und konvertiert. 
Die anschließende Verknüpfung der Geometrien 
mit den Sachdaten von LIS wurde von der Fach-
stelle der WSV für Informationstechnik (F-IT) in 
I lmenau mittels eines Programms automatisch 
durchgeführt. Danach stehen sie dem LIS-
Anwender zur Verfügung.  
Zur Zeit sind im Bezirk der WSD Südwest bereits 
ca. 86 %  der im LIS geführten Flurstücke mit 
einer Grafik verknüpft. 
In der Abb. 1 ist die Anzeige eines Flurstücksda-
tensatzes in SAP abgebildet.  
Auf dem Reiter „Benutzerfelder“ sind vor allem 
WSV-spezifische Informationen, wie z. B. die 
Wasserstraßen-ID, der Kilometerbereich und Ka-
tasterinformationen, wie z. B. die Gemarkung 
und Flur oder das Grundbuchblatt aufgeführt. 
 
 
Abb. 1: SAP-Objekt:  Flurstück – Reiter Benutzerfelder 
Auf den Unterreitern „Nutzungsabschnitte“, „Be-
lastungen“, „Verfahren“ und „Abgaben“ werden 
weitere detaillierte Informationen zu auf dem 
Flurstück liegenden Lasten und Nutzungen hin-
terlegt (Abb. 2 und 3). 
Informationen zum Eigentümer und dem zu-
ständigen Außenbezirk werden noch auf weite-
ren Reitern verwaltet. 
 




Abb. 3: SAP-Objekt Flurstück – Unterreiter 
 Belastungen 
Durch die programmierte Verknüpfung von den 
Sach– und Grafikdaten hat der Bearbeiter vor 
Ort unmittelbar die Möglichkeit den Datensatz 
eines Flurstückes zu öffnen und sich die dazu-
gehörende Geometrie anzeigen zu lassen.  
Nach der Betätigung des Buttons „Zur Grafik“ 
öffnet sich das Programm ArcView und zeigt 
dem Anwender die Geometrie des ausgewählten 
Flurstückes, hier das Flurstück 37/24. 
In Abhängigkeit von der gewählten Einstellung 
in ArcView können gegebenenfalls vorhandene 
Belastungen oder Verträge angezeigt werden. 
In der Abb. 4 ist der Bildschirm von ArcView dar-
gestellt. Dabei sind die Layer „WSV-Kataster“ 
mit den WSV-Flurstücken (rote Linien) und den 
Fremdflurstücken (dicke, graue Linien), und die 




















Abb. 4: ArcView – Darstellung von Flurstücken 




Da diese Erstellung zusätzlich 
zu dem täglichen Arbeitsauf-
wand geleistet werden muss, 
werden hierzu unterschiedli-
che Wege genutzt (eigenes 
Personal, Azubis und/oder 
durch Vergabe). 
 2. Neue Wege zur Erle-
digung der Aufgaben 
Durch die Änderung, besser 
gesagt die Erweiterung des 
„Werkzeuges“ hat sich die 
tägliche Erledigung der Auf-
gaben in der Liegenschafts-
verwaltung geändert und die  
Zur besseren Orientierung und Information wur-
de zusätzlich die digitale Bundeswasserstraßen-
karte (DBWK 2) in grau hinterlegt. 
Aus dieser Abbildung lässt sich erkennen, dass 
das Flurstück 37/ 24  mit zwei Belastungen 
(orange Flächen) und einem Vertrag (hellblaue 
Fläche) belegt ist.  
Über den Infobutton  lassen sich in ArcView 
ausgewählte Daten zu den Grafiken abfragen, 
z. B. die Flurstücksbezeichnungen, Größe, Ver-
tragspartner, Wasserstraßenkilometer, Objekt-
Nr. usw. 
1.2 Bereich „privat-rechtliche Verträge“ 
Im Bereich der privat-rechtlichen Verträge ist die 
Datenbereinigung in SAP (Sachdatenverwaltung) 
bis auf einzelne Bereiche abgeschlossen. 
Für die dazugehörenden Geometrien der Ver-
tragsflächen, die bisher nur analog und oft un-
vollständig auf Basis der Bundeswasserstraßen-
karte 1:2.000 geführt wurden, ist die Umstel-
lungsarbeit auf die digitale Arbeitsweise mit ei-
nem größeren Arbeitsaufwand verbunden, der 
zeit- und personalintensiv ist. 
Deshalb sind im Bezirk der WSD Südwest bis- 
her erst ca. 35 %  der Datensätze mit einer Gra-
fik verknüpft. 
Aufgrund von örtlichen Besonderheiten in den 
einzelnen Amtsbezirken und wegen der un- 
schiedlichen Anzahl von vorhandenen Verträgen, 
ist die Herstellung der Geometrien für die Nutz- 
 
WSV verfügt damit über ein modernes System, 
das in der Welt der grafischen Informationssys-
teme Vorbildcharakter hat. 
Bei einer Anfrage eines potentiellen Kunden be-
züglich eines freien Bootsliegeplatzes war der 
Bearbeiter vor Ort bisher allein auf seine Orts-
kenntnis und verschiedene Papierlisten angewie-
sen. 
Um eine genaue Aussage darüber treffen zu 
können, ob die gewünschte Vertragsfläche frei 
ist, musste der Bearbeiter bisher vor Ort die um-
liegenden Vertragsunterlagen aus der Registra-
tur holen und noch Einsicht in die eventuell vor-
handene Nutzenkarte nehmen. 
Jetzt kann er über verschiedene Selektionskrite-
rien eine Tabelle entsprechend der Abb. 5 in LIS 
erzeugen (Anmerkung: aus Datenschutzgründen 
wurde die Spalte mit den Namen der Vertrags-
partner eingefärbt). 
Diese Art von Standardberichten (WSV-Bericht) 
lassen sich im SAP ebenfalls zu Flurstücken, Be-
lastungen und öffentl.-rechtl. Verfahren erstel-
len. 
 




Bei jedem WSV-Bericht hat 
der Bearbeiter die Möglichkeit 
aus den Sachdaten heraus 
die dazugehörende Grafik di-
rekt aufzurufen. 
Über den Grafik-Button  
gelangt der Bearbeiter zu der 
Ansicht in Abb. 6. 
Ist, wie im gezeigten Beispiel, 
die Grafik zu den Verträgen 
und Belastungen vorhanden, 
kann er die Suche nach einer 
freien Nutzungsfläche aus der 
Grafik heraus starten. 
 
Abb. 6: ArcView: Visualisierung eines Berichtes 
 
In dem abgebildeten Datenrahmen sehen Sie 
einen Bereich der Bundeswasserstraße Mosel 
mit vermieteten  und freien Nutzungs-
flächen  
Zur Orientierung wurde in die Grafik die DBWK 2 
eingefügt. 
Je nach der gewählten Einstellung werden dem 
Bearbeiter Informationen über die Sachdaten in 
der Grafik angezeigt. 
Im vorliegenden Beispiel sind dies die Vertrags-
Nr. und die Nutzungsart, wie z. B. 3089, 
Leitg/Strom/u. 
Zusätzlich kann er sich durch Anklicken der je-
weiligen Geometrie weitere Informationen  
(Km-Bereich, Vertragsfläche, Vertragspartner 
usw.) abrufen, siehe Abb. 7. 
 
 
Abb. 7: Abfrageergebnis über Infobutton 
Mit Hilfe der Grafik ist es dem Bearbeiter vor Ort 
nun möglich, mit einem Blick zu erkennen, wo 
er sich an der Wasserstraße befindet, welche 
Verträge, Belastungen usw. vorhanden sind und 
wo freie Vertragsflächen vergeben werden 
können 
3. Zusammenfassung 
Durch die Einführung von LIS steht der WSV ein 
„Werkzeug“ zur Verwaltung, Bearbeitung und 
Visualisierung von Geobasisdaten und Geofach-
daten für das Liegenschaftsmanagement zur 
Verfügung. Es nutzt die Vorzüge moderner Geo-
informationssysteme und geht in Verbindung mit 
dem integrierten Workflow über bisher ange-
wandte IT-gestützte Arbeitsweisen in der WSV 
deutlich hinaus.  
Das LIS ist kompatibel zum WaGIS und dient 
dem künftigen Fachverfahren WaAGe als Aus-
gangsbasis, das sich mit dem Ziel einer IT-
gestützten Bearbeitung von strom- und schiff-
fahrtspolizeilichen Genehmigungen auf der Basis 
von SAP R/3 unter Nutzung der von LIS bereit-
gestellten Daten in der Projektarbeit befindet. 
Zusätzlich ist für 2008 geplant, die Grafikdaten 
von LIS für die Außenbezirke und ggf. weitere 
Nutzer in der WSV über die kostenlose Software 








Ausbau von Scheuerleisten mit HDW-Strahlen in den Schleusen  







Die in den Kammerwänden der Moselschleusen 
eingebauten Scheuerleisten bestehen aus Grau-
guss. Sie sind aufgrund des hohen Alters und 
der vielen Schiffsanfahrungen unfangreich ge-
schädigt und daher nicht mehr in gebrauchs-
tauglichem Zustand., siehe Abb. 1 und 2.  Diese 
Scheuerleisten werden laufend ersatzlos ausge-
baut. Sie müssen aus den Stahlbetonwänden 
der Schleusenkammern ausgebrochen werden. 
Die Abbrucharbeiten dürfen nur während der 
achttägigen Schleusensperre durchgeführt wer-
den. Die zur Verfügung stehende Zeit erlaubt bei 
der Wahl des Verfahrens keine Fehlgriffe. 
 
 
Abb. 1: Geschädigte Scheuerleiste 
 
 
Abb. 2: Geschädigte Scheuerleiste 
Im Jahr 2005 wurden die ersten Scheuerleisten 
in der Schleuse Fankel ausgebaut. Dort wurden 
sie aus der Kammerwand teils ausgeschnitten 
und teils ausgebrochen.  
Während der Schleusensperre 2007 wurden wei-
tere Scheuerleisten in den Schleusen Lehmen 
und St. Aldegund ausgebaut. Die Ausschreibung 
wurde vom Außenbezirk Brodenbach vorbereitet 
und durchgeführt.  
Insgesamt mussten 11 Scheuerleisten von einer 
gesamten  Länge von 75 m ausgebaut werden. 
In St. Aldegund waren es 4 und in Lehmen 7 
Stück. Bei der Auftragserteilung entschied man 
sich für einen Sondervorschlag des Auftragneh-
mers, Fa. Torkret, Niederlassung Klausen, den 
Ausbruch der Scheuerleisten mit dem HDW-
Verfahren (Höchstdruckwasserstrahlen ) durch-
zuführen. 
HDW- Strahlen ist ein Verfahren, bei dem mittels 
einer Hochdruckwasserpumpe ein Höchstwas-
serdruck erzeugt wird. Die zu bearbeitende 
Oberfläche kann mit dem Wasserdruck gereinigt, 
entschichtet oder abgetragen werden. Die Aus-
führung erfolgt mit handgeführter Strahllanze, 
siehe Abb. 3 oder einem Roboter, siehe Abb. 4.  
Der anzuwendende Wasserdruck ist abhängig 
von der Untergrundfestigkeit, der Abtragstiefe 
sowie der einzusetzenden Wassermenge und va-
riiert zwischen 500 und 2500 bar. 
 
 






Abb. 4: Ein Abtragsroboter 
In Lehmen und St. Aldegund konnte kein auto-
matengeführtes Verfahren angewandt werden. 
Die Scheuerleisten wurden eingerüstet und der 
Beton in zwei Arbeitsdurchgängen abgetragen. 
Zuerst wurden links und rechts der Scheuerleiste 
die Anker frei gestrahlt, siehe Abb. 5. Dann wur-
den die Scheuerleisten an den Ankern abge-
brannt und ausgebrochen, siehe Abb. 6. 
 
 
Abb.5: 1. Durchgang 
Im zweiten Durchgang wurde der hinter der 
Scheuerleiste gebliebene Beton abgetragen, sie-
he Abb. 6.  Die aus beiden Durchgängen resul-
tierende Strahlzeit pro laufenden Meter der 
Scheuerleiste (0,04 m³ ) betrug im Schnitt weni-
ger als 1 Stunde. 
 
Ab. 6:  Vor dem 2. Durchgang 
Wobei das Freistrahlen der Anker aufwändigen 
war als nachher im zweiten Durchgang das 
Strahlen der freien Betonfläche. 
Die Kammerwände der Schleusen wurden in der 
Bauzeit in der Betongüte B 225 ausgeführt. Eine 
nach 30 Jahren durchgeführte Untersuchung er-
gab, dass der Beton eine Druckfestigkeit von bis 
zu 65 N/mm²  erreichen kann. Daher konnte 
man mit dieser Abbruchgeschwindigkeit sehr zu-
frieden sein. 
Des Weiteren wurde festgestellt, dass die Zu-
schlagsstoffe beim Betonabtrag eine Rolle spie-
len. Die Strahlzeit pro laufenden Meter in St. Al-
degund lag nämlich um ca. 15 %  höher als in 
Lehmen.  Dort kam beim Bau der Schleuse der 
Oberrheinschotter 35/70 mm zum Einsatz, der 
sich einfacher aus dem Beton frei strahlen lies 
als der in St. Aldegund verwendeter Basaltstein-
schlag 30/70 mm. 
Nach dem Betonabtrag wurden die Anker der 
Scheuerleisten abgebrannt. Die fehlende Beweh-
rung wurde aus gebessert bzw. ergänzt und an-





























Das HDW-Strahlen erwies 
sich hier als ein geeignetes 
Verfahren für Abbruch- und 
Betoninstandsetzungsarbeiten 
an den Wasserbauanlagen. 
Die Vorteile des Verfahrens 
liegen vor allem darin, dass 
die Bewehrung vollständig 
erhalten und unbeschädigt 
bleibt, siehe Abb. 7 und 8. 
Weitere Vorteile sind: 
• keine Mikrorissbildung 
und Zuschlagkornzerstö-
rung im Beton wie beim 
Stemmen oder Fräsen 
• keine Erschütterungen 
• chloridlösende Wirkung 
des HDW-Strahls 
• selektiver Betonabtrag 




Diese Vorteile empfehlen das 
HDW-Verfahren für weitere 
Betoninstandsetzungsarbeiten 
auch im Unterhaltungsbe-
reich. Der nächste Einsatz 
des HDW-Strahlens wird die 
Instandsetzung der Revisi-
onsverschlussnischen am 














Die Barkasse im Wandel oder 








Die Barkasse ist ein kleines Binnenschiff, das 
hauptsächlich mit dem Hamburger Hafen in Ver-
bindung gebracht wird. Der Hamburger Hafen 
ist aber nicht das ausschließliche Einsatzgebiet 
dieser Fahrzeugart. Auf den Gewässern um Ber-
lin und Lübeck sind ebenfalls Barkassen anzu-
treffen. 
Das Wort Barkasse stammt ursprünglich aus 
dem italienischen (it. barcaccia =  Großboot). 
Bezeichnet wurde damit das größte auf einem 
Kriegsschiff vorhandene Beiboot. 
 
 
Abb. 1: Barkasse der Bundeswehr 
In der Zeit der Segelschifffahrt stand die Barkas-
se auf der Barring (=  ein Gerüst auf dem 
Oberdeck zur Lagerung von Booten) zwischen 
Fock- und Großmast. 
Die Barkasse wurde genutzt, um unter anderem 
Trinkwasser zu holen oder an Land zu gehen. 
Die Barkasse einer Fregatte (= schnelles Motor-
schiff )oder Korvette (=  kleines schnelles Kriegs-
schiff) war ca. 12 m lang, hatte 14 bis 16 
Riemen und zwei Rah-, Lugger- oder 
Gaffelsegel. 
Seit Ende des 19. Jahrhunderts werden im 
deutschsprachigen Raum auch nichtmilitärische  
Personenschiffe und Arbeitsboote, wie Schlepp-
fahrzeuge, in Häfen als Barkassen bezeichnet. 
Besonders im Hamburger Hafen gehören Bar-
kassen zum Hafenbild. Sie werden heute über 
 
wiegend zum Personentransport, zum Schleppen 
von Schuten und für Hafenrundfahrten einge- 
setzt. Die traditionelle Barkasse hat in der Nähe 
des Bugs einen überdachten Führerstand. Im 
Anschluss daran befinden sich an jeder Schiffs-
seite Bänke für Passagiere. 
Moderne Barkassen sind motorisiert (Motorbar-
kassen), weiterhin ist die offene Plicht (versenk-
ter Innenboden) das Charakteristische der Bar-
kasse. 
Abb. 2: Barkasse Jessica Abicht 
Zahlen aus der Statistik 
Im Jahre 2006 wurden 232 Personenbarkassen 
und 53 Schleppbarkassen der deutschen Binnen-
flotte als zugehörig gezählt. Die Anzahl der Per-
sonenbarkassen war im Vergleich zum Vorjahr 
leicht rückläufig, die Anzahl der Schleppbarkas-
sen dagegen blieb unverändert. 
Der hohe Anteil an Personenbarkassen verdeut-
licht die Notwendigkeit einer Anpassung der  
Sicherheitsvorschriften. 
Definition einer Barkasse seitens 
der Vorschriften 
Ein Blick in die Historie der Binnenschiffs-
Untersuchungsordnung (BinSchUO) zeigt, dass 







In der Verordnung über die Schiffssicherheit in 
der Binnenschifffahrt (Binnenschiffs-Untersu-
chungsordnung – BinSchUO) aus dem Jahre 
1957 wird sie nicht erwähnt.  
Erst im Jahre 1977 wurde diese Fahrzeugart per 
Definition mit in die Untersuchungsordnung auf-
genommen. 
Das damals neu konzipierte Kapitel 8 der Bin-
SchUO definiert die Barkassen in § 8.01 wie 
folgt:  
„ Barkassen sind für die Beförderung von Perso-
nen oder zum Schleppen gebaute und eingerich-
tete Binnenschiffe ohne durchlaufendes festes 
Deck mit einer Länge bis zu 25 m. Sie gelten 
nicht als Schlepper und nicht als Fahrgast- 
schiffe“. 
Aus der Definition ist eine Unterteilung der Fahr-
zeugart „Barkasse“ in Personen- oder Schlepp-
barkassen abzuleiten. 
 
Abb.3: Motorbarkasse „Jan“ 
 Motorbarkasse "JAN" Reichspostbarkasse 
 Baujahr 1928, original restauriert im Jahre 2001, 
 16,5 m lang und 3,9 m breit, zugelassen für 
 64 Personen. 
Die BinSchUO vom 17.März 1988 formuliert noch 
etwas genauer:  
§ 3 Absatz 1 Nr. 4 BinSchUO definiert die  
Barkasse als:   
„zur Beförderung von Personen oder zum 
Schleppen gebautes und eingerichtetes Binnen-
schiff bis 25 m Länge ohne durchlaufendes fes-
tes Deck“.  
Unter Kapitel 8 „Erleichterung für Barkassen und 
Schiffen auf kurzen Strecken“ § 53 Absatz 2 
wurde bereits damals der Hinweis aufgenom-
men, dass die Untersuchungskommission bei 
baulichen Veränderungen der jeweiligen Barkas-
se, wenn diese entweder ganz oder teilweise die 
Eigenschaften eines Fahrgastschiffes erhält, ent-
scheiden kann, die Vorschriften für Fahrgast-
schiffe anzuwenden, wenn dieses die Sicherheit 
erfordert. 
Im Gegensatz zu den Vorschriften aus dem Jah-
re 1977 kann, wie das untere Bild zeigt nicht 
mehr ausgeschlossen werden, dass eine Perso-
nenbarkasse durch Umbauten durchaus die Ei-
genschaften eines Fahrgastschiffes erhalten 
kann, und deswegen eine engere Definition der 




Abb. 4: Ehemalige Personenbarkasse aus Barth 
Die 31. Verordnung zur vorübergehenden Ab-
weichung von der Binnenschiffs-Untersuch-
ungsordnung (31. BinnenSchUOAbweichV) vom 
14. Oktober 2006 fasst den Begriff der Barkasse 
noch einmal enger. 
Die Begriffsbestimmung nach § 2 Abs. 3 Nr. 5 
BinSchUO lauten nun: 
„ Barkassen 
zur Beförderung von Fahrgästen gegen Entgelt 
(Personenbarkassen) oder zum Schleppen 
(Schleppbarkassen) gebaute und eingerichtete 
Binnenschiffe bis 25 m Länge, mit Plicht und 
versenktem Innenboden. Bei Personenbarkassen 
befindet sich der Fahrgastraum in der versenk-
ten Plicht;  diese ist zu mindestens 1/3 ihrer Län-
ge offen“. 
Gemäß den sonstigen Übergangsvorschriften 
nach §126 Abs. 5 der BinSchUO ist diese Defini-
tion bei Erneuerung der Fahrtauglichkeitsbe-
scheinigung anzuwenden. 
Das bedeutet, das jede Personenbarkasse, die 
diese Forderung nicht erfüllt, bei Attesterneue-
rung als Fahrgastschiff anzusehen und damit die 
neuen Sicherheitsvorschriften (Gültig 
ab 01.01.2007) für Fahrgastschiffe zur Anwen-
dung kommen. 
Warum kam es zur Änderung der 
Vorschriften? 
1. Nach sehr langen Verhandlungen kam es mit 
Wirkung zum 01.Januar 2006 zur Neuformu-





Auf diese Weise wurden die Sicherheitsbe-
stimmungen auf Fahrgastschiffen (Tagesaus-
flugsschiffe und Fahrgastkabinenschiffe) we-
sentlich verbessert und angehoben. Die Bar-
kassen waren von dieser Neuformulierung 
nicht betroffen. 
2. Ein weiterer allerdings trauriger Anlass war 
das Barkassenunglück „Martina“ am 2. Okto-
ber 1984 auf der Norderelbe im Hamburger 
Hafen gewesen. 
¾ Das Fahrzeug kollidierte am Abend des 
2. Oktober 1984 auf einer Vergnügungs-
fahrt mit einer Geburtstagsgesellschaft 
aus 43 Personen an Bord mit einem 
Schleppverband und wurde unter Wasser 
gedrückt; dabei kamen 19 Menschen 
ums Leben, darunter 11 Kinder. Mehrere 
Tote wurden erst Wochen später weiter 
elbabwärts geborgen. 
Das Seeamt stellte fest, dass der Schiffsführer, 
der zu den Todesopfern gehörte, die Vorfahrt 
des Schleppverbands missachtet hatte. Es wird 
vermutet, dass er den Schlepper, der den Ver-
band zog, in der Dunkelheit übersehen hat. 
Da seinerzeit nach den geltenden Vorschriften 
die Haftung des Schiffseigners auf den Wert von 
Schiff und Ladung begrenzt war, zeigte sich ein 
völlig unzureichender Schutz der Passagiere. 
Um eine Gleichbehandlung aller Eigner und 
Fahrzeuge, die im Geltungsbereich der Rhein-
SchUO und BinSchUO Fahrgäste befördern, zu 
gewährleisten, musste eine Angleichung der 
Vorschriften vorgenommen werden.  
Zur Angleichung des Standards und aus Sicher-
heitsaspekten heraus sah man sich gezwungen, 
für Barkassen die Vorschriften zu optimieren. 
Nur so kann man von einer Chancengleichheit 
sprechen. 
Die verantwortlichen Behörden, das Hamburger 
Oberhafenamt und das Bundesministerium für 
Verkehr-, Bau- und Stadtentwicklung, drängten 
dazu, die Sicherheitsvorschriften für die Barkas-
sen denen der Fahrgastschiffe anzupassen. 
Die Anpassung erfolgte durch die 31. Verord-
nung zur vorübergehenden Abweichung von der 
Binnenschiffs-Untersuchungsordnung (31. Bin-
nenSchUOAbweichV) vom 14. Oktober 2006. 
Folgende Änderungen wurden verfasst: 
§ 53 BinSchUO „Allgemeines“ definiert die Bar-
kassenarten auf den Wasserstraßen aller Zonen, 
die von den Erleichterungen und Sonderbestim-
mungen gemäß der Binnenschiffs-
Untersuchungsordnung , Gebrauch machen 
können. 
Auf Personenbarkassen, mit Kiellegung nach 
dem 1. Juli 2001 oder einer nicht vorhandenen 
Zulassung zur Beförderung von Fahrgästen zu 
dem o. g. Termin können die Erleichterungen 
und Sonderbestimmungen der §§ 54 – 59 Bin-
SchUO nicht angewendet werden. 
Das hat zur Folge, dass alle Neubauten als Ta-
gesausflugschiffe eingeordnet werden. 
Wegen der gravierenden Änderung werde ich im 
Speziellen die Leckstabilität betrachten. 
§ 54 BinSchUO Schiffskörper und Schwimmfä-
higkeit im Leckfall 
Nach den üblichen Definitionen wird hier zum 
ersten Mal eine Einteilung nach Zonen durchge-
führt. Man unterscheidet zwischen den Fahrtbe-
reichen der Zonen 1 und 2 und denen der Zonen 
3 und 4. 
Gemäß § 54 Abs 1 müssen zusätzlich zu den 
Forderungen nach 
• dem wasserdichten Innenboden, der ober-
halb der größten Einsenkung liegen muss. 
sowie 
• des vorhandenen Entwässerungssystems. 
Für die Beförderung von Fahrgästen in den Zo-
nen 1 und 2: 
Die Schotte so unterteilt sein, das das vollbe-
setzte Fahrzeug nach dem Fluten einer beliebi-
gen wasserdichten Abteilung in aufrechter 
Schwimmlage schwimmfähig bleibt.  
Für die Beförderung von Fahrgästen in den Zo-
nen 3 und 4  sind die o. g. Forderungen nicht 
notwendig, wenn: 
1. wasserdichte Hohlräume, durch fest ange-
brachte Auftriebskörper oder in einer ande-
ren geeigneten Weise ausgerüstetem und 
vollbesetztem Fahrzeug sowie mit Wasser ge-
füllter Plicht ein ausreichender Auftrieb ver-
bleibt und die Barkasse in aufrechter 
Schwimmlage schwimmfähig bleibt. 
• Dies ist der Fall, wenn die tiefste Stelle 
der Bordwand mindestens 10 cm über 
dem Wasserspiegel liegt  und zu ungesi-
cherten Öffnungen ein Restsicherheitsab-
stand von 30 cm bleibt.  
Der Übergangszeitraum für die Anwendung des 
§ 54 BinSchUO wurde nach langen Diskussionen 
und Gewerbeanhörungen am 29. Dezember 




Ab diesem Zeitpunkt müssen alle Personenbarkassen die 
Leckstabilitätskriterien erfüllen. 
 
Abb. 5: Ehemalige Personenbarkasse im Hamburger Hafen nach dem Umbau 
Die Forderungen nach dem rechnerischen Nachweis der Intaktsta-
bilität gemäß § 55 BinSchUO, sowie der Berechnung des Freibordes 
gemäß § 56 BinSchUO wurden ebenfalls gelockert. 
Für Fahrzeuge, die vor April 1988 in Betrieb waren und zum 01. Ja-
nuar 2007 eine gültige Fahrtauglichkeitsbescheinigung hatten gilt 
ab dem 15. Juni 2007 eine Übergangszeit bis zum 01. Januar 2013. 
 
 
Abb. 6: Barkasse in der Hamburger Speicherstadt 
Kommentar 
Den Sinn und die Notwendig-
keit der Anpassung der Vor-
schriften für Barkassen an die 
Sicherheitsvorschriften für 
Fahrgastschiffe habe ich nun 
eindeutig dargelegt. 
Die Forderung gemäß § 57 
Abs. 1 BinSchUO „Einzelret-
tungsmittel müssen bei Er-
neuerung der Fahrtauglich-
keitsbescheinigung den An-
forderungen der RheinSchUO 
angepasst werden“, stellt ei-
ne zusätzliche Sicherheit für 
Fahrgäste dar. Stichtag ist 
hier der 01. Januar 2007. 
Gemäß Absatz 2 können 
Sammelrettungsmittel bis zur 
Erneuerung der Fahrtauglich-
keitsbescheinigung nach dem 
01. Januar 2010 angerechnet 
werden. Es bleibt festzuhal-
ten, dass das Ziel zur Erhö-
hung der Sicherheit der Fahr-
gäste im Hamburger Hafen 
durch diese Maßnahmen er-
reicht wird. 
Es trifft die Barkassenbetrei-
ber und Eigentümer nicht un-
erwartet, die Maßnahmen 
wurden angekündigt. Bis auf 
die Definition und die Forde-
rung nach den Einzelret-
tungsmittel sind alle Neue-
rungen mit Übergangsfristen 
eingeführt worden. Diese 
wurden auch nach der Veröf-
fentlichung, bis 30.Juni 2007, 
der neuen Vorschriften für 
Barkassen gemeinsam disku-
tiert und auf das Jahr 2013 
festgelegt. 
Die notwendigen Umbau-
maßnahmen zur Erfüllung der 
Leckstabilität werden in 
Hamburg finanziell gefördert. 
Eine notwendige Vorschrift 
wurde nun angepasst und die 









Vergleich zwischen dem MSD 2005 und der DI N 19700  








Das WSA Freiburg betreut 75 km Rheinseiten-
dämme, die zwischen 1932 und 1977 erbaut 
wurden. Seit 2003 führt das WSA Freiburg 
Nachsorgeuntersuchungen an diesen Dämmen 
durch. Begonnen wurden die Untersuchungen in 
den Stauhaltung I ffezheim und Gambsheim. Im 
ersten Schritt wurden geoelektrische und geo-
technische Untersuchungen durchgeführt, die in 
einem Bodengutachten zusammengefasst wur-
den. Der nächste Schritt war die Beauftragung 
der Standsicherheitsuntersuchungen. Hierbei er-
gibt sich das Problem, dass es für Stauhaltungen 
verschiedene Regelwerke gibt, die sich jeweils 
als die anerkannten Regeln der Technik verste-
hen. Zum einen ist hier das Merkblatt Standsi-
cherheit von Dämmen an Bundeswasserstraßen 
(MSD 2005) und zum anderen die DIN 19700 zu 
nennen. 
Die DIN 19700 bildet das umfassende Werk zur 
Dimensionierung und Berechnung von Stauanla-
gen und definiert die „anerkannten Regeln der 
Technik“. Das MSD ergänzt die DIN um einen 
Lastfall 4 und eine differenziertere Hochwasser-
belastung, in Abhängigkeit verschiedener Hoch-
wasserabflüsse, auf die Dämme. Weiter gibt das 
MSD ein genaues Nachweisschema für die 
Dammstandsicherheitsberechnung sowohl auf 
der freien Strecke als auch an Bauwerken im 
Damm vor.  
Das Merkblatt wurde aufgrund der zum Teil ne-
gativen Erfahrungen an Bundeswasserstraßen 
mit Dammsituationen von der oberen Bauauf-
sichtsbehörde der WSV, dem BMVBS, eingeführt. 
Durch die Vereinheitlichung der Nachweisfüh-
rung und die Einführung des Lastfalls 4 soll bei 
der WSV ein hohes Sicherheitsniveau erreicht 
werden.  
Vorgehen 
Das WSA Freiburg ist verpflichtet als Bundes-
dienststelle die anerkannten Regeln der Technik 
anzuwenden. Bei der Beauftragung der Stand- 
sicherheitsuntersuchungen ergab sich die Frage-
stellung nach dem Sicherheitsniveau der beiden 
 
 
Regelwerke MSD und DIN. Zur Beantwortung 
wurde ein Ingenieurbüro mit einem Vergleich 
beauftragt. 
Anwendungsbereich der Regelwerke 
In diesem Abschnitt werden die Anwendungsbe-
reiche der DIN 19700 (Stauanlagen) und des 
MSD (2005) aufgezeigt.  
DI N 19 700 „Stauanlagen“ – Teil 13 „Stau-
stufen“, Ausgabe Juli 2004 
„Diese Norm gilt für Wehre und Stauhaltungs-
dämme in Verbindung mit DIN 19 700-10 (Ge-
meinsame Festlegungen) und DIN 19 700-11 
(Talsperren) und legt Grundsätze für ihre kon-
struktive Gestaltung sowie für die Einhaltung ih-
rer baulichen und betrieblichen Sicherheit fest.“  
„Als Stauhaltungsdamm wird in dieser Norm die 
Umschließung des aufgestauten Flusses vom 
Wehr bis zur Stauwurzel beim Bemessungs-
hochwasserzufluss 1 (BHQ1) ohne Seitengewäs-
ser außerhalb des Dauerstaus bei Mittelwasser-
abfluss (MQ) verstanden.“  
„Stauhaltungsdämme sind Absperrbauwerke, die 
nach DIN 1054 in die geotechnische Kategorie 3 
einzustufen und nachzuweisen sind.“ 
MSD 2005  
Das MSD (2005) ist mit Bezugserlass vom 
22.09.2005 in der Wasser- und Schifffahrtsver-
waltung des Bundes (WSV) eingeführt worden. 
„Dieses Merkblatt gilt sowohl für bestehende als 
auch für neue, ständig Wasser belastete Dämme 
an Bundeswasserstraßen (Kanalseitendämme 
und Flussseitendämme). Das Merkblatt regelt 
sowohl das Vorgehen bei der Standsicherheits-
beurteilung von Dämmen und Anschlüssen an 
Bauwerke im Hinblick auf eine Durchströmung 
als auch die mit dem Bewuchs auf Dämmen zu-
sammenhängenden Fragen. Es ergänzt die ein-
schlägigen DIN-Normen und sonstigen Allgemei-




Ergebnisse des Vergleichs 
Sollte es sich herausstellen, dass ein Regelwerk 
einen höheren Standard festlegt als das andere, 
wäre zu prüfen, wie die Berechnungen durchzu-
führen sind. 
Das MSD 2005 hat auf den ersten Blick geringe-
re Anforderungen an die absolute Bemessung, 
gleicht dies jedoch durch klare Unterhaltungs-
vorschriften aus.  
Dennoch gibt es zwei Bereiche, in denen die DIN 
deutlich erhöhte Anforderungen als das MSD 
aufweist. Diese beiden sind: 
Die Verkehrslast für die Dammverteidigungswe-
ge ist in der DIN 19700 schlüssig geregelt. 
Im Falle eines Dammschadens muss man schnell 
und zuverlässig mit schwerem Gerät an die Un-
fallstelle gelangen. 
Daher fordert die DIN eine Eignung der Verteidi-
gungswege für den Schwerlastverkehr. Die An-
forderungen des MSD von 10 kN/m²  sind hierfür 
nicht ausreichend und bleiben hinter den Anfor-
derungen der DIN zurück. Erfahrungen des WSA 
Freiburg beim Hochwasser 1999 haben gezeigt, 
dass für eine ordnungsgemäße Dammverteidi-
gung der Bermenweg mit Schwerlastverkehr be-
fahren werden muss. 
Der Vergleich der Lastfalldefinitionen und Last-
annahmen zwischen der DIN 19700 und dem 




 DI N 19700 MSD 2005 Vorgehen WSA Freiburg 
Nachweis-
konzept 




auf Grundlage der DIN 
1054:2005-01 
Teilsicherheitskonzept  




LF 1 :  ständige 
Bemessungssituation 
LF 2 :  vorübergehende 
Bemessungssituation 
LF 3 :  außergewöhnliche 
Bemessungssituation 
----- 
LF 1 :  ständige 
Bemessungssituation 
LF 2 :  vorübergehende 
Bemessungssituation 
LF 3 :  außergewöhnliche 
Bemessungssituation 
LF 4 :  Sonderlastfall 
LF 1 :  ständige 
Bemessungssituation 
LF 2 :  vorübergehende 
Bemessungssituation 
LF 3 :  außergewöhnliche 
Bemessungssituation 





LF 1 :  BHQ1- 100 Jahre 
LF 2 :  BHQ2- 1000 Jahre 




LF 1 :  regelmäßiges HW 
1-10 Jahre  
LF 2 :  seltenes HW 
20-200 Jahre  
LF 3 :  außergewöhnliches 
HW 100-1000 Jahre 
LF 4 :  außergewöhnliches 
HW 100-1000 Jahre mit 
Überlagerung einer 
Einwirkung des LF 3 
Unterteilung in 
LF 1 :  regelmäßiges HW 1 Jahre  
LF 2 :  seltenes HW 100 Jahre  
LF 3 :  außergewöhnliches HW 
1000 Jahre 
LF 4 :  außergewöhnliches HW 
1000 Jahre mit Überlagerung einer 
Einwirkung des LF 3 
Verkehrs-
lasten 
Ansatz von Verkehrslasten 
auf der Krone und Berme für 
Schwerlastverkehr in 
Abstimmung mit der 
entsprechenden Dienststelle 
Bei befahrbaren Damm-
kronen und Bermen ist 
eine Verkehrslast von 
mind. 10 kN/m²  anzuset-
zen 
Ansatz von Verkehrslasten auf der 
Krone und Berme für Schwerlastver-
kehr. Es wurden 33,3 KN/m²  für die 
Berechnungen angesetzt.   
Erdbeben LF 1 :  Erdbebenfall 1 
LF 2 :  Erdbebenfall 2 
keine gesonderte 
Berücksichtigung 
LF 1 :  Erdbebenfall 1 




In der WSD Südwest trifft die Problematik des 
Erdbebennachweises das WSA Freiburg, da die 
Rheinseitendämme in den Erdbebenzonen 1 und 
3 liegen sowie die WSÄ Heidelberg und Koblenz, 
die ebenfalls Anlagen in der Erdbebenzone 1 
haben. Wie der Nachweis exakt geführt werden 
muss, ist derzeit nicht klar und im MSD nicht ge-
regelt. 
Entsprechend DIN 19 700-10 (Gemeinsame 
Festlegungen), Kap. 8.4 ist die Einwirkung von 
Erdbeben auf Stauanlagen zu untersuchen. „Zu 
erwartende Intensität, Charakteristik und Be-
schleunigung des Erdbebens sind im Regelfall 
durch ein seismologisches Gutachten für den 
jeweiligen Standort festzulegen.“  
Die maßgebenden Lastfälle werden wie folgt 
definiert:  
Erdbebenfall 1: 
Nachweis der Gebrauchstauglichkeit und Dauer-
haftigkeit der Stauanlage. Dazu ist ein Betriebs-
erdbeben anzunehmen, dessen Intensität gerin-
ger als die des Bemessungserdbebens ist. Dem 
Betriebserdbeben muss die Stauanlage ohne 
Nutzungseinschränkungen widerstehen. 
Erdbebenfall 2: 
Bemessungsfall, für den die Tragsicherheit der 
Stauanlage nachzuweisen ist. Dazu ist ein Be-
messungserdbeben anzunehmen, dessen Inten-
sität am Standort der Stauanlage äußerst selten 
auftreten kann. Dem Bemessungserdbeben 
muss die Stauanlage ohne globales Versagen 
(Bruch) widerstehen. Insbesondere darf die 
Tragsicherheit des Absperrbauwerks nicht ge-
fährdet werden. 
Die Erfordernis eines Erdbebennachweises wird 
vom WSA Freiburg eindeutig bejaht. Das Land 
Baden-Württemberg ist derzeit dabei, für die 
Kulturwehre Kehl und Breisach Erdbebennach-
weise aufzustellen. Die Lösung für das WSA 
Freiburg sollen hier Fachgespräche mit der BAW 
und dem Land Baden-Württemberg bringen.
Schlussfolgerungen 
Das WSA Freiburg führt seine Standsicherheits-
nachweis grundsätzlich nach dem MSD 2005. 
Die Verkehrslasten auf dem Bermenweg werden 
jedoch in Übereinstimmung mit der DIN 19700 
angenommen. Ähnlich verhält es sich mit dem in 
der DIN geforderten Erdbebennachweis, der im 
MSD nicht berücksichtigt wurde. 
Dieser Vergleich der Normen zeigt, dass der 
fachkundige Ingenieur die Anwendung von Re-











Technische Richtlinie für Planung, Bau und 
I nstandhaltung an Kom-Netz-Anlagen der WSV 




Fachstelle der WSV für Verkehrstechniken 
 
Am 15. Juni 2007 wurde TR Kom-Netz WSV mit 
Erlass des BMVBS eingeführt. Damit steht für 
das Kom-Netz WSV ein einheitliches technisches 
Regelwerk zur Verfügung, das von mehreren Ar-
beitsgruppen unter Federführung der Fachstelle 




  Abb. 1:  Kom-Netz in Zahlen 
Die TR Kom-Netz WSV ersetzt die VV-WSV´ n 
2504 „Fernmeldeanlagen der WSV“, die bereits 
1967 (!) als ADW 6801 eingeführt wurde und die 
VV-WSV 2505 „Fernmeldetechnisches Handbuch 
für Planung, Bau und Unterhaltung von WF-
Kabelanlagen“. Gleichzeitig wurden sieben Erlas-
se zum Kom-Netz WSV aufgehoben. 
Die Technische Richtlinie besteht aus 
sechs Teilen: 
 
• Teil I  Allgemeines zum Kom-Netz WSV 
• Teil I I  Betriebssicherungsfunk 
• Teil I I I  Schutzmaßnahmen an 
 Kom-Netz-Anlagen 
• Teil IV Kabelanlagen 
• Teil V Übertragungssysteme 
• Teil VI  Vermittlungsanlagen und 
 Endeinrichtungen 
Die TR Kom-Netz WSV soll mit dazu beitragen, 
durch eine Standardisierung den Betrieb des 
Kom-Netzes WSV zu gewährleisten. Dieses wur-
de dringend notwendig, da inzwischen einige 
Bereiche des Kom-Netzes soweit von einer ge-
meinsamen Funktionalität entfernt sind, 
dass z. B. selbstverständliche Leistungsmerkma-
le beim Telefonieren, wie z. B. Anzeige von Na-
me und Rufnummer nicht mehr zur Verfügung 
stehen. Dazu trägt auch die nicht geregelte Ob-
jektverantwortung für das Objekt 750 „Kom-
Netz WSV“ bei. Daher wurde im Einführungser-
lass bestimmt, dass Abweichungen von den Vor-
gaben der Technischen Richtlinie in Einzelfällen 
nur zulässig sind, soweit die netzweite Funktio-
nalität gewährleistet bleibt. 
 
 Abb. 2: Richtfunkantenne Ericsson Minilink 
Die Technische Richtlinie soll sowohl als Hand-
buch für Planer bei Entwürfen und Ausschrei-
bungen als auch als Hilfsmittel für die Fernmel-




Das Kom-Netz in Zahlen (Stand 1/2007) 
Eigene Kabel 




TK/Kom- und Kom-Anlagen 225 Stück





Da die Kommunikationstechnik einer ständigen 
Weiterentwicklung unterworfen ist, muss auch 
die TR Kom-Netz laufend an die technische Ent-
wicklung angepasst werden. Dies wird gewähr-
leistet, indem bei der FVT Koblenz eine Arbeits-
gruppe unter Beteiligung von Nachrichtentechni-
kern aller sieben WSD´ n eingerichtet wird, die 
mindestens zweimal pro Jahr, bei Bedarf auch 
öfter, die Technische Richtlinie fortschreibt. Der 
FVT steht hierfür eine Versionsverwaltungssoft-





Abb. 3: SDH-Multiplexer OMS 840 
 
Die TR Kom-Netz WSV wird als papierlose Onli-
ne-Ausgabe im Intranet der FVT zur Verfügung 
gestellt unter 
(http: / /  intranet.wsv.bvbs.bund.de/ds/ fvt/  ->  
Kommunikationstechnik -> Technische Richtlinie 
für Planung , Bau und Instandhaltung an Kom-
Netz-Anlagen der WSV (TR Kom-Netz WSV)). 
 
 












- Vergabe- und Erfahrungsbericht - 
 
 Bruno Burkart Walter Imhof Nadine Hainbuch 




Im WSA Freiburg wurde Ende des Jahres 2006 
eine Rahmenvereinbarung für Vermessungs-
leistungen als VOF-Vergabe vorbereitet und eu-
ropaweit ausgeschrieben. Gesucht wurde ein 
leistungsfähiges Vermessungsbüro, das anfal-
lende Standard-Vermessungsarbeiten im gesam-
ten Amtsbereich des WSA Freiburg von Rh-km 
170,000 bis 352,070 auch kurzfristig ausführen 
kann. 
Die Rahmenvereinbarung hat eine Laufzeit von  
2 Jahren. Die Koordinierung der Arbeiten und 
die Weiterverarbeitung der Ergebnisse liegt beim 
vermessungstechnischen Dienst des WSA Frei-
burg. 
Der Auftragsbeginn war im April 2007. Als erster 
Auftrag wurde die Messung von ca. 230 Profilen 
an den Rheinseitendämmen vergeben. Das WSA 
Freiburg wird alles dafür tun, damit die Zusam-
menarbeit mit dem Auftragnehmer erfolgreich 
verläuft. 
 
 Abb. 1: Einmessen von Querprofilen am Rheinseitendamm 
 
 






Die vermessungstechnischen Aufgaben aus der 
Unterhaltung und dem Neubau im WSA Freiburg 
wurden in der Vergangenheit durch den vermes-
sungstechnischen Dienst im Sachbereich 3, mit 
Unterstützung eines Vermessungstechnikers im 
Sachbereich 4, erledigt. 
Da nach dem Ruhestand des Vermessungstech-
nikers die Stelle nicht wieder besetzt werden 
konnte und die vermessungstechnischen Aufga-
ben im Peilwesen in den letzten Jahren immer 
mehr zunahmen und mit höchster Priorität zu 
behandeln sind, wurde die Vergabe von Vermes-
sungsleistungen im WSA Freiburg dringend er-
forderlich. Mit dem vorhandenen Personal waren 
die Aufgaben im Vermessungswesen bereits in 
der Vergangenheit nicht mehr vollständig zu er-
füllen. Als Folge konnten vor allem kurzfristig 
anfallende wichtige Vermessungsarbeiten nicht 
zeitnah ausgeführt werden. Hinzu kommt, dass 
bedeutende Projekte im WSA Freiburg, z. B. die 
Dammnachsorge im Sachbereich 4 anstehen, die 
eine leistungsfähige Vermessungsabteilung er-
fordern. 
Das WSA Freiburg versprach sich durch die Ver-
gabe von Leistungen im Vermessungsbereich die 
Wiederherstellung der erforderlichen Leistungs-
fähigkeit des vermessungstechnischen Dienstes 
im WSA Freiburg. Die Beauftragung des Auf-
tragnehmers je nach Arbeitsanfall soll ein flexib-
les „Handling“ der Vermessungsaufgaben er-
möglichen. Die Vergabe einer Rahmenvereinba-
rung wurde daher als sinnvolle Lösung gewählt.  
2. Vergabe der Leistungen 
2.1 Vorgehensweise bei der Vergabe 
Die formale Abwicklung der Ausschreibung und 
Vergabe wurde durch den Sachbereich 4 durch-
geführt. Einerseits liegt dort die notwendige Er-
fahrung und Sachkenntnis bei der Vergabe von 
Leistungen vor und andererseits werden wesent-
liche Anteile der zu vergebenen Leistungen für 
den Sachbereich 4 erbracht. Fachliche vermes-
sungstechnische Anteile wurden durch den 
Sachbereich 3 eingebracht. 
In Vorbereitung der Vergabe wurden umfangrei-
che Bedarfsabfragen im Hause durchgeführt. In 
enger, sachbereichsübergreifender Zusammen-
arbeit wurde ein Leistungskatalog für anfallende 
Arbeiten der nächsten zwei Jahre ausgearbeitet 
und damit die Grundlage für einen 2-Jahres-
Arbeitsplan erstellt. 
Es wurden die notwendigen Vergabeunterlagen 
sowie ein Leistungsverzeichnis mit aus der Be-
darfsabfrage hervorgegangenen geschätzten 
Mengen erstellt. Da jedoch die zu erbringenden 
Aufgaben vom WSA Freiburg weder in ihrer ge-
nauen Ausgestaltung noch ihrem Umfang nach 
eindeutig und erschöpfend beschrieben werden 
können, wurde eine Ausschreibung nach VOF 
gewählt. Die Auftragssumme lag knapp oberhalb 
des Schwellenwertes, somit wurde eine EU-
weite Veröffentlichung notwendig. 
Ende Januar fanden mit fünf Bewerbern um-
fangreiche Auftragsgespräche mit Ortsbegehung 
statt. Im März erfolgte nach Wahrung der Fris-
ten die Auftragsvergabe an eine Bewerber-
gemeinschaft. Die Rahmenvereinbarung hat eine 
Laufzeit von 2 Jahren. 
Die zweijährige Laufzeit rechtfertigt den Auf-
wand für den Auftragnehmer die notwendigen 
Vorarbeiten zu leisten, um die Ergebnisse in 
denjenigen Formaten abzuliefern, die in der 
WSV gebräuchlich sind. Die Abgabe von Profilen 
oder Plänen im MicroStation dgn-Format sowie 
die genaue Einhaltung sonstiger in der WSV ein-
geführter Schnittstellen konnte deshalb in der 
Ausschreibung vorausgesetzt werden. Die Vor-
teile daraus sind erheblich. 
2.2 Besonderheiten der  
 Rahmenvereinbarung 
Durch die Nutzung der Rahmenvereinbarung soll 
der Aufwand für regelmäßige Ausschreibungen 
gleichartiger Leistungen, die im WSA Freiburg 
über einen längeren Zeitraum notwendig gewe-
sen wären, optimiert werden. Die Rahmenver-
einbarung erlaubt es dem WSA Freiburg, bei an-
fallenden Arbeiten ohne vorherige Ausschrei-
bung direkt auf den Auftragnehmer zurückzu-
greifen. Es wurde vertraglich vereinbart, dass 
der Auftraggeber spätestens innerhalb von 
10 Werktagen mit den angeforderten Arbeiten 
beginnt.  
Durch eine hinreichend genaue Mengenermitt-
lung der anfallenden Arbeiten für die kommen-
den zwei Jahre konnte durch das WSA Freiburg 
in Absprache mit allen Bietern 70 %  der Auf-
tragssumme garantiert werden.  
Inzwischen ist für die Vergabe von Rahmenver-
einbarungen der Leitfaden zur Erstellung und 
Nutzung von Rahmenvereinbarungen anzuwen-
den. Ein Entwurf des Leitfadens lag dem WSA 
Freiburg bei der Ausschreibung und Vergabe be-




3. Ablauf der Arbeiten 
Vermessungsaufträge an den vermessungstech-
nischen Dienst ergeben sich entweder durch re-
gelmäßig durchzuführende Arbeiten oder auf 
Grund von besonderen Aufträgen der einzelnen 
Sachbereiche im WSA. 
Vergeben werden lediglich solche Arbeiten, die 
nicht durch eigenes Personal erbracht werden 
können. Die Entscheidung, ob eine Vermes-
sungsleistung durch eigenes Personal erbracht 
wird oder an den Auftragnehmer vergeben wird, 
erfolgt kurzfristig durch den vermessungstechni-
schen Dienst. Der Auftragsumfang in der Rah-
menvereinbarung ist jedoch einzuhalten.  
Im Leistungsverzeichnis wurden keine vollstän-
digen Vermessungsaufgaben (z. B. Bauwerksin-
spektion oder Pegelprüfung) beschrieben. Viel-
mehr wurden im Leistungsverzeichnis vermes-
sungstechnische Standardtechniken beschrie-
ben. Insbesondere sind Punkte oder Objekte 
nach Lage bzw. Höhe mit einer bestimmten Ge-
nauigkeit einzumessen oder abzustecken. Somit 
ist es für den Auftragnehmer in vielen Fällen un-
erheblich, zu welchem Zweck die Vermessung 
erfolgt. 
Es wird dadurch vermieden, dass sich der Auf-
tragnehmer in die Aufgaben der WSV zunächst 
umfangreich einarbeiten muss. Die gesamte Ko-
ordination der Arbeiten sowie die Weiterbearbei-
tung der Ergebnisse erfolgt durch den vermes-
sungstechnischen Dienst. Von dort erfolgt, ggf. 
nach Weiterbearbeitung, die Übergabe der Er-
gebnisse an die anfordernden Sachbereiche im 
WSA Freiburg. Durch den Rahmenvertrag findet 
somit lediglich eine Unterstützung der vermes-
sungstechnischen Aufgaben im WSA Freiburg 
statt. Es werden in keiner Weise die Aufgaben 




Abb. 3: Einmessen von Grundwassermessstellen 
4. Abschließende Stellungnahme 
Das WSA Freiburg sieht die Vergabe von Ver-
messungsleistungen mit Hilfe einer Rahmenver-
einbarung als geeignetes Instrument an, um ei-
nerseits dem Stellenabbau in der WSV entgegen 
zu wirken und andererseits die Aufgabenerledi-
gung zu ermöglichen. 
Die Vergabe kann jedoch weder bezüglich Quali-
tät noch bezüglich Flexibilität das eigene Perso-
nal ersetzen. Die spezielle Erfahrung an WSV-
Objekten und die Ortskenntnis des eigenen 
vermessungstechnischen Personals kann nicht 
gleichwertig eingekauft werden. Zudem leistet 
die WSV in der Ausbildung von Vermessungs-
technikern hervorragende Arbeit, die auch eine 
Investition darstellt. 
Bereits mit diesem Ziel vor Augen wurde 2004 
erstmalig eine Vermessungstechnikerin im WSA 
Freiburg ausgebildet, die im Juli 2007 die Ab-
schlussprüfung bestanden hat und zunächst ein 
Jahr weiter beschäftigt werden kann. Das Ende 
dieses Zeitraums fällt zusammen mit dem Vor- 
ruhestand des einzigen Vermessungstechnikers. 
Der vermessungstechnische Dienst im WSA 
Freiburg möchte keinen Zweifel darüber auf-







Umrüstung von mit Propangas versorgten 
Schifffahrtszeichen auf LED-Technik und 
eine autarke Regenerative Energieversorgung 
 
 
 Sabina Schollmeier Torsten Reddmann 
 FVT Koblenz FVT Koblenz 
 
Für die Sicherung des Schiffsverkehrs auf den 
Binnenschifffahrtsstraßen kommen eine Vielzahl 
verschiedener Schifffahrtszeichenanlagen zum 
Einsatz. Hierbei handelt es sich um Lichtsignale 
und beleuchtete Tafelzeichen nach der Binnen-
schifffahrts-Straßenordnung (BinSchStrO). 
In einigen Anwendungsfällen, wo keine elektri-
sche Energieversorgung aus dem öffentlichen 
Netz oder von Dritten verfügbar ist, werden die 
Schifffahrtszeichen bisher mit Propangas ver-
sorgten Leuchten betrieben. Das Propangas wird 
in Standard-Druckflaschen bevorratet. Es ist eine 
regelmäßiger Austausch der Gasflaschen durch 
das Betriebspersonal des zuständigen Wasser- 
und Schifffahrtsamtes erforderlich.  
Da die betreffenden Schifffahrtszeichenanlagen 
oft sehr schwer zugänglich sind, ist der Aus-
tausch des Propangases meist sehr aufwendig. 
Um den Instandhaltungsaufwand für den Betrieb 
dieser Anlagen zu minimieren und somit einen 
wirtschaftlicheren Betrieb zu erzielen, erfolgten 
durch die Fachstelle für Verkehrstechniken Un-
tersuchungen zum möglichen Einsatz von LED-
Technik (Light Emitting Diode) in den Leuchten 
und deren autarke elektrische Energieversor-
gung auf Basis regenerativer Energien. Es wur-
den Anlagen mit elektrisch betriebenen Leuchten 
und autarker Energieversorgung auf der Basis 















Anlegern bei Nacht 
Beleuchtung von  
Tafelzeichen 
















Gründe für die Kühlung des Frischbetons 
Die neuen Vorschriften für den Beton- und 
Stahlbetonbau für Wasserbauwerke enthalten 
wesentlich deutlichere Angaben zu Betontempe-
raturen, als dies in der Vergangenheit der Fall 
war – insbesondere für den Bereich der einzu-
haltenden Frischbetontemperaturen. DIN 1045-3 
gibt in Abschnitt 8.3 nur allgemein vor, dass ei-
ne Frischbetontemperatur von +  30°C im Allge-
meinen nicht überschritten werden darf.  
Die neue ZTV-W - Leistungsbereich 215 - kon-
kretisiert und verschärft dies, indem zwischen 
Bauteilen mit unterschiedlichen Abmessungen 
unterschieden wird: Bei Bauteilen mit Abmes-
sungen <  0,80 m muss eine Frischbetontempe-
ratur von weniger als +  30°C eingehalten wer-
den, bei massigen Bauteilen (Abmessungen >  
0,80 m) darf diese sogar +  25°C nicht über-
schreiten. 
Bei der 40 cm dicken Betonvorsatzschale der 
Schleuse Hirschhorn handelt es sich allerdings 
grundsätzlich um eine Betoninstandsetzungs-
maßnahme im Sinne der ZTV-W - Leistungsbe-
reich 219. Diese enthält speziell für Betonvor-
satzschalen von Schleusenkammerwänden wie-
derum die Vorgabe, dass die Frischbetontempe-
ratur an der Einbaustelle +  25°C nicht über-
schreiten darf. 
Diese Begrenzung der Frischbetontemperatur 
erscheint sinnvoll, da bei vergangenen Baumaß-
nahmen mit Betonvorsatzschalen eine erhebliche 
Rissbildung infolge Hydratationswärme erkenn-
bar wurde. Diese Rissbildung wurde auch auf 
eine zu hohe Anfangstemperatur der Hydrata-
tion (Frischbeton-Temperaturentwicklung) zu-
rückgeführt. 
Bei den für die Schleuse Hirschhorn gemessenen 
Frischbetontemperaturen am Herstellwerk konn-
te folgende mittlere Abhängigkeit zwischen Luft-
temperatur und Frischbetontemperatur festge-
stellt werden: 
Hieran zeigt sich, dass eine Frischbetontempera-
tur von +  25°C nicht nur in heißen Sommermo-
naten, sondern bereits bei relativ geringen Luft-
temperaturen erreicht wird und somit die Tem-
peraturvorgabe der ZTV-W bereits im Frühjahr 
beziehungsweise im Herbst nur durch besondere 
Maßnahmen eingehalten werden kann. Die Ur-
sachen sind sicherlich vielschichtig, insbesondere 
aber auf mangelnden Schutz der Gesteinssorten 
an der Mischanlage gegen Sonneneinstrahlung 
zurückzuführen. Auch die Verwendung nicht „all-
täglicher“ Zemente hatte negative Folgen, da oft 
erst kurz vor der Frischbetonherstellung das Silo 
mit frisch gemahlenem und noch nicht ausge-
kühltem Zement gefüllt wurde. 
Infolge dieser Randbedingungen musste für die 
Betoninstandsetzung der Schleuse Hirschhorn 
der Frischbeton um bis zu 13°K herabgekühlt 
werden. 
Reduzierung der Frischbetontemperatur 
Zur Reduzierung der Frischbetontemperatur ste-
hen verschiedene Maßnahmen zur Verfügung: 
 
Konventionelle Maßnahmen Besondere Maßnahmen 
Nässen der Zuschläge Kühlen des Zugabewassers 
Zement auf Vorrat lagern  Zugabe von Scherbeneis 
Betonfahrzeuge vor und während 
des Beladens beschatten und 
nässen 
Kühlung mit flüssigem Stick-
stoff 
Betonieren bei Nacht  
Fahrzeuge während des Entladens 
beschatten und nässen  
Die Betonarbeiten an der Schleuse Hirschhorn 
fanden im Zeitraum von Mai bis August 2006 
statt. Bereits bei den ersten Betonierabschnitten 
im Frühjahr zeigte sich, dass  eine Frischbeton-
temperatur von 25°C nur mühsam eingehalten 
wurde. Zuerst schöpfte der Botonlieferant alle 
konventionellen Maßnahmen aus, um die Frisch-
betontemperatur gering zu halten, doch ab einer 
anhaltenden Lufttemperatur von ca. 20°C muss-
ten zusätzliche Maßnahmen ergriffen werden. 
 
Lufttemperatur [°C] 14 16 18 20 22 24 27 28 29 30




Aufgrund der relativ geringen Betonmengen pro 
Betonierabschnitt und der beschränkten Ausstat-
tung der „kleinen“ Betonlieferwerke am Neckar 
kam nur eine Kühlung des Frischbetons mit flüs-
sigem Stickstoff als sinnvolle Maßnahme in Be-
tracht. 
Ablauf einer Stickstoffkühlung 
Der flüssige Stickstoff wird in einem speziellen 
Tank auf der Baustelle oder am Betonmischwerk 
gelagert.  
Um ein optimales Ergebnis zu erhalten, wird der 
Stickstoff mit einer Lanze in mehreren Einzel-
mengen direkt in den Fahrmischer eingeblasen. 
Es muss darauf geachtet werden, dass die Tem-
peratur nicht zu schnell absinkt, da es sonst zu 
Abplatzungen am Lack der Mischtrommel und zu 
Frostbildung im Beton kommen kann. 
 
Abb. 1: Kühlen des Frischbetons am Werk 
Da die Kühlung des Frischbetons mit flüssigem 
Stickstoff noch nicht sehr verbreitet ist und es 
nur wenige Anbieter für die Kühlanlagen gibt, ist 
mit einer Dispositionszeit von mindestens 6 Wo-
chen zu rechnen. 
Ausschreibung der Kühlungsmaßnahmen 
Auf die notwendigen Kühlungsmaßnahmen, die 
Temperaturvorgaben und die Dispositionszeit 
sollte in der Baubeschreibung ausführlich hinge-
wiesen werden, da über das Kühlen von Frisch-
beton bei den Baufirmen noch wenige Erfahrun-
gen vorliegen. 
Neben den notwendigen LV-Positionen für die 
erforderliche Baustelleneinrichtung stehen für 
die Beschreibung und Abrechnung des Leis-
tungsumfangs zwei Möglichkeiten zur Verfü-
gung: 
¾ Abrechnung nach der Menge des verbrauch-
ten Stickstoffs:  
Hierbei kann die Menge des Stickstoffs durch 
die Lieferscheine für das Befüllen der Tank-
anlage genau nachgewiesen werden. Es be-
steht jedoch die Gefahr, dass der Auftrag-
nehmer die konventionellen Kühlmaßnahmen 
nicht ausschöpft oder den Beton mehr kühlt, 
als dies unbedingt erforderlich ist, sofern er 
einen auskömmlichen Preis für den Stick-
stoffverbrauch kalkuliert hat. Hierdurch könn-
ten unnötig hohe Kosten entstehen. 
¾ Abrechnung nach Betriebszeit und Vorhalte-
zeit:  
Hierbei empfiehlt es sich, eine LV-Position für 
die Vorhaltezeit der Kühlanlage und eine wei-
tere Position für die notwendigen Betriebsta-
ge auszuschreiben. Da der Auftragnehmer 
somit einen Pauschalbetrag für jeden Be-
triebstag erhält, ist er bemüht, die konven-
tionellen Kühlungsmaßnahmen auszuschöp-
fen und möglichst wenig Stickstoff zu 
verbrauchen. Da die Betonierzeiträume und 
Betonierabschnitte in der Regel schon wäh-
rend des Zeitpunkts der Ausschreibung be-
kannt sind, können die Betriebstage gut ab-
geschätzt werden. 
Durchführung der Stickstoffkühlung an 
der Schleuse Hirschhorn /  Auswirkungen 
auf die Betonrezeptur 
Aufgrund der beengten Platzverhältnisse an der 
Schleuse Hirschhorn wurde die Stickstoffkühlan-
lage direkt am Betonmischwerk aufgestellt. Um 
die Erwärmung während des Transports zur 
Baustelle und beim Entladen des Fahrmischers 
auszugleichen, wurde der Frischbeton in der Re-
gel auf ca. 21°C heruntergekühlt. 
Die Dauer des Kühlvorganges betrug in Abhän-
gigkeit von der Frischbetontemperatur zwischen 
15 und 35 Minuten. Aufgrund dieses Zeitauf-
wandes konnte die normalerweise vorgeschrie-
bene Verarbeitungszeit von 90 Minuten nicht 
eingehalten werden. Sie wurde deshalb nach 
Rücksprache mit der BAW, Karlsruhe, auf 120 
Minuten erhöht. 
Des Weiteren hat ein (zu) schnelles Herunter-
kühlen des Frischbetons erhebliche Auswirkun-
gen auf die Frischbetoneigenschaften - insbe-






Um die deutliche Verringerung des Ausbreit-
maßes zu korrigieren und damit die Verarbeit-
barkeit des Betons zu gewährleisten, musste die 
Fließmittelzugabe erhöht werden. Beim Luft-
porengehalt waren starke Schwankungen in Ab-
hängigkeit von der Dauer des Kühlvorgangs 
festzustellen. Um einen geregelten Betonierab-
lauf mit gleichbleibenden Frischbetoneigenschaf-
ten sicherstellen zu können, war es erforderlich, 
mehrere Mischversuche (mit Stickstoffkühlung) 
durchzuführen, damit die Frischbetoneigenschaf-
ten eingestellt werden konnten. 
Kosten 
Bei der Instandsetzung der Schleuse Hirschhorn 
wurden insgesamt ca. 2.000 m³  Beton einge-
baut. Hiervon mussten ca. 1.200 m³  Beton ge-
kühlt werden, um die geforderte Frischbeton-
temperatur einhalten zu können. Da die meisten 
Baufirmen noch keine Erfahrungen mit der 
Stickstoffkühlung gesammelt haben, waren die 
Angebotspreise aller Bieter relativ niedrig und 
offensichtlich nicht auskömmlich; sie können für 
weitere Kostenschätzungen nicht herangezogen 
werden. 
Nach Rücksprache mit der ausführenden Bau-
firma, dem Betonlieferwerk und den Stickstofflie-
feranten kann für kommende Maßnahmen von 
folgenden Preisen ausgegangen werden: Die 
Kühlung von einem Kubikmeter Beton kostet bei 
einer mittleren Kühlungstemperatur von 7 Kelvin 
ca. 32 €. Hieraus ergeben sich für Maßnahmen, 
die mit der Instandsetzung der Schleuse Hirsch-
horn vergleichbar sind, folgende Kosten: 
 
Baustelleneinrichtung der Stickstoff-
kühlanlage (inkl. erforderliche Gerüste) 8.000,-€
Anlage vorhalten und betreiben (inkl. 
regelmäßige Befüllung des Lagertanks) 3.000,-€
Kosten für Stickstoff:  
Für 1.200m³  x 32 €/m³  38.400,-€
Gesamtkosten 49.400,-€
Abb. 2: Tabelle Gesamtkosten 
Legt man diesen Betrag auf die Gesamt-
Betonmenge um, so resultieren hieraus Mehr-
kosten von rund 25 €/m³  Beton. Angesichts der 
positiven Auswirkungen auf den Betonkörper 
und der zu erwartenden höheren Lebensdauer 
erscheint dieser Aufwand gerechtfertigt. 
Fazit 
Nach Abschluss der Betonarbeiten der Schleuse 
Hirschhorn ist eine erhöhte Qualität an den Be-
tonvorsatzschalen im Vergleich zu vorangegan-
genen Maßnahmen erkennbar. Dies ist sicherlich 
nicht zuletzt auf die eingehaltene Frischbeton-
temperatur zurückzuführen, aber auch auf die 
Änderungen im Bereich der geführten Nachwei-
se zur Rissbreitenbeschränkung und die zusätzli-
chen Änderungen in der Bewehrungsführung. 
 




Abb. 4: Vorsatzschale - Schleuse Hirschhorn 
Aufgrund des erheblichen Aufwandes bei der 
Vorbereitung und Durchführung der Stickstoff-
kühlung und der hohen Kosten wurden vom 
WSA Heidelberg direkt beim Betonieren einer 
Vorsatzschale Temperaturmessungen zur Fest-
stellung der tatsächlichen Hydratations-






Im Ergebnis ist eine Temperaturdifferenz zwi-
schen Einbautemperatur und maximaler Beton-
temperatur von ca. 21 Kelvin erkennbar. Bei ei-
ner Einbautemperatur von 25°C würde somit ei-
ne maximale Betontemperatur während des Ab-
bindevorgangs von 46°C erreicht werden. Die 
zulässigen Grenzwerte nach ZTV-W wurden so-
mit deutlich unterschritten.  
Empfehlungen 
Angesichts der Bedeutung einer guten Festbe-
tonqualität sind die Betonarbeiten im Rahmen 
der Eignungsprüfungen besonders sorgfältig 
vorzubereiten. Insbesondere der Nachweis der 
adiabatischen Wärmeentwicklung sollte unter 
praxisorientierten Randbedingungen beurteilt 
werden. Im Falle einer nur 40 cm dicken Beton-
scheibe als Untersuchungsobjekt ist grundsätz-
lich von einer hohen Wärmeableitung in den Alt-
beton auszugehen, so dass üblicherweise die 
Laborergebnisse am adiabatischen Versuchskör-
per (Betonwürfel von 8 Kubikmeter) nicht er-
reicht werden. 
Während des Abbindeprozesses ist besonders 
darauf zu achten, dass der Betonierabschnitt 
nicht einer direkten Sonneneinstrahlung ausge-




 Arge Schleuse Hirschhorn
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 Alexandra Schimmel Werner Stich 
 WSA Bingen WSA Bingen 
 
1. Einleitung 
Durch die gesteigerten Ansprüche an die Quali-
tät und Quantität von ARGO an die Tiefeninfor-
mationen, entstand der Bedarf nach einem ge-
eigneten Messsystem. Im Jahr 1999 wurde ent-
schieden, das PS „Bingerbrück“ mit dem Mehr-
fachschwingersystem auszusondern und anstelle 
dessen das MS „Unkelstein“ mit einem Fächer-
echolot auszustatten. Seitdem wird es im Was-
ser- und Schifffahrtsamt Bingen immer dann 
eingesetzt, wenn ein Bedarf nach flächenhaften 
Daten besteht. So wurde im letzten Jahr durch 
den Sachbereich 2 der Auftrag erteilt, die Sohle 
im Hafen Loreley zu erfassen. 
2. Messung 
Das Fächerecholot arbeitet mit zwei vor dem 
Bug angebrachten Schwingern, die einen Schall-
impuls in der Form eines Fächers erzeugt. Der 
von der Sohle reflektierte Schall wird durch die 
besondere Bauform des Schwingers in einzelne 
Sektoren von ca. 1° aufgeteilt. Dadurch ist es 
möglich, anhand der Richtung und der Entfer-
nung der empfangenen Impulse ein detailliertes 
Bild der Sohle zu erhalten (Abb. 1). In Verbin-
dung mit einem GPS-Empfänger erhalten die 
gemessenen Sohlenpunkte eine Lage- (Ortung) 
und eine Höhenkoordinate (Beschickung). Meh-
rere solcher Messstreifen nebeneinander gefah-
ren ergeben einen Flächenteppich. Weil der Fä-
cher auch zur Seite ausstrahlt, können, im Ge-
gensatz zu den Vertikalloten, auch die Rand- 















 Abb. 1: Messprinzip Fächerecholot 
3. Auswertung 
Bei der Auswertung werden die Messwerte plau-
sibilisiert, d. h. es wird untersucht, ob in der 
Messung noch Messwerte enthalten sind, die 
nicht in die Umgebung passen. Dies können bei-
spielsweise Reflektionen am Schraubenwasser 
oder Doppelechos sein. Um diese Fehlmessun-
gen herauszufiltern, stehen dem Anwender u. a. 
mehrere Möglichkeiten der Ansicht zur Verfü-
gung. Bei einer Ansichtsform wird die Messung 
in horizontale Schichten eingeteilt und jeder 
Schicht eine andere Farbe zugeordnet. Dadurch 
wird es dem Betrachter ermöglicht, sich ein 
räumliches Bild der Sohle zu machen. In diesem 
Fall fielen der Auswerterin Frau Alexandra 
Schimmel am Hafenrand einige Messwerte auf, 
die sich deutlich von der umgebenden Sohle ab-
heben (Abb. 2). 
 
Abb. 2: auffällige Messwerte in der Draufsicht 
Um festzustellen, ob es sich um Fehlmessungen 
oder um ein festes Objekt handelt, muss die 
Stelle von einem anderen Blickwinkel aus be-
trachtet werden. Dazu wird ein Aufriss durch die 
Punkte „K_1“ und „K_2“ (rot gestrichelte Linie 
mit dem Korridor der anzuzeigenden Messwerte) 
erzeugt. Wie nun deutlicher zu erkennen ist, 
handelt es sich um ein festes Objekt mit einer 
Ausdehnung von ca. 5 m in der Länge und 










Eine weitere Möglichkeit der 
Darstellung ist die 3-D-
Ansicht. Um die Form des 
Objektes zu verdeutlichen, 
wurde zuvor ein TIN-Modell 
(trianguliertes-irreguläres 
Netzwerk) berechnet. Bei die-
ser Methode werden die 
Messwerte nach einer be-
stimmten Vorgabe miteinan-
der verbunden, so dass Drei-
ecksflächen entstehen. Diese 
Flächen können wiederum 
tiefenabhängig eingefärbt 
werden. Das Ergebnis ist in 









Auffällig sind die halbrunden Enden bzw. gera-
den Seiten und dass das Objekt in der Mitte hohl 
ist. Dies ließ die erste Vermutung zu, dass es 
sich nicht um ein natürliches Objekt, z. B. einen 
Felsbrocken, sondern um ein künstliches han-




Da sich das Objekt in einem sicherheitsrelevan-
ten Bereich befindet, wurde der Außenbezirk 
St. Goar angewiesen, die Stelle mit dem Objekt 
vor Ort zu untersuchen. Ans Tageslicht kam ein 
alter Nachen, der von seinem Eigentümer auf-



































































Seit seiner Einführung wurden mit dem Fächer-
echolot regelmäßig Objekte im Rhein entdeckt. 
Es handelte sich dabei um Felsbrocken oder 
Bauteile von Schiffen (Lukendeckel, etc.), die 
eine Ausdehnung von ≥ 1 m haben bzw.  
sich ≥ 0,2 m von der umgebenden Sohle abhe-
ben. Der Fund des Nachens war insofern nicht 
außergewöhnlich, da er durch seine Abmessung 
leicht zu finden war. Interessant war in diesem 
Fall, dass die Form in der 3-D-Ansicht besonders 
detailliert abgebildet wurde. Es bleibt jedoch 
festzustellen, dass das Fächerecholot prinzipiell 
nicht als Hindernissuchgerät einzustufen ist. Da-
zu ist weiterhin ein mechanischer oder  















Rechtsschutz für Bieter bei der Vergabe öffentlicher Aufträge  









Im Bereich der WSD Südwest kam es bislang zu 
sechs Vergabenachprüfungsverfahren. In kei-
nem dieser Verfahren konnten sich die Bieter 
mit ihren Anträgen durchsetzen. Im Folgenden 
wird das Instrument des Vergabenachprüfungs-
verfahrens aus Sicht der WSV näher dargestellt.  
Die Wasser- und Schifffahrtsämter sind klassi-
scher öffentlicher Auftraggeber und somit ver-
pflichtet, Bau-, Dienstleistungs- und Lieferauf-
träge im Wege einer transparenten, den Wett-
bewerb und das Gleichbehandlungsgebot beach-
tenden Art und Weise zu vergeben. Dabei müs-
sen ab dem Erreichen bestimmter Schwellenwer-
te solche Aufträge nicht nur europaweit ausge-
schrieben werden, sondern es wird auch die 
Möglichkeit des Rechtsschutzes für die betroffe-
nen Unternehmen eröffnet. Mit Wirkung zum 
01.01.1999 wurde zur Umsetzung einer EG-
Richtlinie das Gesetz gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen (GWB) angepasst und so ein 
Rechtsschutzrahmen für den Bereich des öffent-
lichen Auftragswesens geschaffen. Die Schwel-
lenwerte liegen (im Bereich des Bundes) für Lie-
fer- und Dienstleistungen bei 137.000,00 EUR 
und für Bauaufträge bei 5.278.000,00 EUR. Bei 
Erreichen oder Überschreiten dieser Werte ha-
ben Unternehmen, die sich um die Erteilung des 
Auftrages beworben haben, die Möglichkeit, das 
gesamte Vergabeverfahren in einem Nachprü-
fungsverfahren auf seine Rechtmäßigkeit über-
prüfen zu lassen. Gründe für ein Nachprüfungs-
verfahren sind dabei u. a. fehlerhafte Ausschrei-
bungen, die fehlerhafte Nichtberücksichtigung 
von Angeboten sowie zweifelhafte Wertungsent-
scheidungen des Auftraggebers. 
Die Nachprüfung erfolgt in einem zweistufigen 
Kontrollverfahren zunächst vor der Vergabe-
kammer und anschließend durch den Vergabe-
senat beim Oberlandesgericht. Für den Bereich 
der WSV sind die zuständigen Vergabekammern 
beim Bundeskartellamt in Bonn angesiedelt und 
bestehen jeweils aus zwei haupt- und einem ne-
benamtlichen Mitglied. 
Dabei muss mindestens eines der hauptamtli-
chen Mitglieder die Befähigung zum Richteramt 
haben, während das ehrenamtliche Mitglied über 
mehrjährige praktische Erfahrung im Vergabe-
wesen verfügen soll. Der zuständige Vergabese-
nat befindet sich beim Oberlandesgericht Düs-
seldorf und ist mit drei Berufsrichtern besetzt. 
Beim Bundeskartellamt gab es bislang 945 
Nachprüfungsverfahren, von denen gut die Hälf-
te im Wege der sofortigen Beschwerde dem O-
berlandesgericht zur weiteren Überprüfung vor-
gelegt wurden. 
Vor Erteilung des Zuschlags an einen Bewerber 
kann jedes Unternehmen, das ein Interesse an 
der Auftragserteilung hat und eine Verletzung 
seiner Rechte während des Vergabeverfahrens 
sowie die Möglichkeit eines daraus resultieren-
den Schadens darlegt, einen schriftlich begrün-
deten Antrag auf Nachprüfung stellen. Um dies 
zu ermöglichen ist die Vergabestelle, also das 
ausschreibende WSA, verpflichtet, alle Bieter bis 
spätestens 14 Tage vor der beabsichtigten Auf-
tragsvergabe darüber zu informieren, wer den 
Zuschlag erhalten soll. Während des gesamten 
Ausschreibungsverfahrens und insbesondere 
nach Mitteilung über die beabsichtigte Zu-
schlagserteilung sind die beteiligten Unterneh-
men allerdings auch verpflichtet, bei der Verga-
bestelle mögliche Fehler unmittelbar zu rügen – 
ansonsten ist ein späterer Nachprüfungsantrag 
unzulässig. Sobald die Vergabekammer einen 
eingehenden Antrag daraufhin überprüft und 
dem WSA zugestellt hat, wird das Vergabever-
fahren bis zur abschließenden Entscheidung un-
terbrochen. In dieser Zeit darf der Auftrag nicht 
vergeben werden. Um die zeitliche Verzögerung 
allerdings in Grenzen zu halten ist die Vergabe-
kammer verpflichtet, innerhalb von fünf Wochen 
nach Antragsstellung über den Antrag zu ent-
scheiden. Dieser enge zeitliche Rahmen erfor-
dert eine intensive Zusammenarbeit zwischen 






Das Bundeskartellamt hat im Nachprüfungsver-
fahren die Möglichkeit, die gesamte Vergabe in-
haltlich zu überprüfen. Daher ist die Vergabe-
stelle auch verpflichtet, sämtliche Akten zur Ver-
fügung zu stellen. Die bedeutet in der Praxis, 
dass innerhalb einer Woche nach Zustellung des 
Antrages die gesamten Akten im Original dem 
Bundeskartellamt vorliegen müssen. Hier haben 
dann alle Verfahrensbeteiligten auf Antrag die 
Möglichkeit, Einsicht zu nehmen. Um dabei evtl. 
vorhandene geschäftliche Geheimnisse zu schüt-
zen, können entsprechende Passagen auf 
Wunsch und Hinweis des WSA und der betroffe-
nen Unternehmen geschwärzt werden. Neben 
dem WSA und dem antragstellenden Unterneh-
men ist mindestens auch der Bieter von dem 
Verfahren betroffen, der den Zuschlag erhalten 
soll. Daher kann die Vergabekammer diesen und 
alle anderen Unternehmen, deren Interessen 
schwerwiegend berührt werden, auf Antrag oder 
von Amts wegen zu dem Verfahren beiladen. 
Die Vergabekammer entscheidet grundsätzlich 
nach Durchführung einer mündlichen Verhand-
lung. An dieser nehmen neben der Kammer 
selbst das antragstellende Unternehmen, even-
tuelle Beigeladene und die mit der Ausschrei-
bung konkret befassten Mitarbeiter des WSA teil. 
Diese werden dabei durch Mitarbeiter der WSD 
aus den Dezernaten M und R begleitet und un-
terstützt. Auch die übrigen Beteiligten können 
sich während des gesamten Verfahrens durch 
spezialisierte Rechtsanwälte und/oder Ingenieu-
re unterstützen lassen. Gerade die fachkundigen 
Beisitzer zeichnen sich in der mündlichen Ver-
handlung durch gezielte und fundierte Nachfra-
gen zu den tatsächlichen Umständen des zu 
vergebenden Auftrags aus. Dies macht es erfor-
derlich, dass auch die fachkundigen Mitarbeiter 
des WSA sich nochmals intensiv mit dem Projekt 
beschäftigen, um diesen Fragen adäquat begeg-
nen zu können. 
Gegen die Entscheidung des Bundeskartellamtes 
kann von allen Beteiligten innerhalb von zwei 
Wochen sofortige Beschwerde bei dem Oberlan-
desgericht Düsseldorf eingereicht werden. In-
nerhalb dieser Frist darf immer noch keine Zu-
schlagserteilung durch das WSA erfolgen. Wird 
tatsächlich Beschwerde eingelegt, bedeutet dies 
wiederum eine Zuschlagssperre von weiteren 
zwei Wochen, die auf Antrag auch noch bis zum 
Abschluss des Beschwerdeverfahrens verlängert 
werden kann. 
Gleichzeitig kann die Vergabestelle aber bean-
tragen, dass aufgrund der besonderen Umstän-
de des konkreten Falls doch die Zuschlagsertei-
lung gestattet wird. Solche Anträge haben aller-
dings praktisch nur ausgesprochen selten Erfolg. 
Im Gegensatz zu dem Verfahren vor der Verga-
bekammer besteht beim Oberlandesgericht An-
waltszwang, d. h. dass Unternehmen und Beige-
ladene sich durch einen Rechtsanwalt vertreten 
lassen müssen. Juristische Personen des öffent-
lichen Rechts (wie z. B. der Bund) werden hin-
gegen durch Mitarbeiter mit der Befähigung zum 
Richteramt (hier:  Volljuristen aus dem Dezer-
nat R) vertreten. 
Gegen die Entscheidung des Oberlandesgerichts 
gibt es kein Rechtsmittel mehr. Nur in solchen 
Fällen, in denen das Gericht von der Entschei-
dung eines anderen Oberlandesgerichtes oder 
des Bundesgerichtshofs abweichen will ist es 
verpflichtet, die Angelegenheit dem Bundesge-







Dammnachsorge am Oberrhein  




 Anne Bull Kerstin Ratz 
 WSA Freiburg BAW Karlsruhe 
 
Allgemeines 
Der Rhein, der zwischen Basel und Lauterburg (siehe Abb. 1) 
Grenzfluss zwischen Frankreich und Deutschland ist, hat im Be-
reich der Stauhaltungen Rheinseitendämme sowohl auf deut-
schem als auch auf und französischem Hoheitsgebiet. Hierdurch 
sind auch die Zuständigkeiten für die rechts- und linksrheini-
schen Dämme auf verschiedene deutsche und französische Or-
ganisationen verteilt. Auf deutscher Seite liegt die Zuständigkeit 
beim WSA Freiburg, auf französischer Seite ist die Zuständigkeit 
zwischen dem Service de la Navigation de Strasbourg (SNS) als 
französischer Partnerverwaltung der WSV und der Electricité de 
France (EdF) als Energiekonzern aufgeteilt. Die Zuständigkeiten, 
die in Staatsverträgen zwischen Deutschland und Frankreich ge-
regelt sind, sind im Detail teils sehr komplex und erfordern eine 
Reihe von Abstimmungen mit den französischen Partnern. 
Was ist der deutsch-französische Standardvergleich? 
Das Ziel des deutsch-französischen Standardvergleichs ist der 
Vergleich der Sicherheitsstandards und die Schaffung eines ein-
heitlichen Standards für die Durchführung von Standsicherheits-
berechnungen an den Dämmen am Oberrhein.  
 
Diese Aufgabe wird von einer deutsch-
französischen Arbeitsgruppe bearbeitet, die sich 
aus Vertretern von WSA, BAW, Voies navigables 
de France (VNF), Service de la Navigation de 
Strasbourg (SNS), Électricité de France (EDF), 
Laboratoires régionaux des Ponts et Chaussées 
(LRPC) und Centre d’etudes techniques mariti-
mes et fluviales (CETMEF) zusammensetzt. 
Was sind die Bestandteile des deutsch-
französischen Standardvergleichs? 
Der deutsch-französische Standardvergleich zur 
Dammstandsicherheit befasst sich mit der globa- 
len Standsicherheit der luftseitigen Dammbö-
schung (Böschungsbruch) und dem Material-
transport in Dämmen. Der Themenbereich Bö-
schungsbruch beinhaltet den Vergleich der Ver- 
fahren und Normen für den Nachweis der globa-
len Standsicherheit. In diesem Rahmen wurden 
an ausgewählten Querschnitten Standsicher-
heitsberechnungen nach deutschen und franzö-
sischen Regelwerken durchgeführt. 
 
 
Der zweite Teil behandelt die Problematik des 
Materialtransports in den Rheinseitendämmen.  
Deutsch-französischer Vergleich der 
Standsicherheitsberechnungen 
Grundlage für die Nachweise der Standsicherheit 
von Dämmen ist im Geschäftsbereich der WSV 
das Merkblatt Standsicherheit von Dämmen an 
Bundeswasserstraßen (MSD). Dieses wurde 
2005 überarbeitet und auf das Teilsicherheits-
konzept umgestellt. Das Merkblatt regelt das 
Vorgehen bei der Standsicherheitsbeurteilung 
von Dämmen. Es ergänzt die einschlägigen DIN-
Normen und sonstigen allgemeinen technischen 
Regelwerke. 
In Frankreich gibt es keine nationalen Normen 
für die Berechnung der Standsicherheit eines 
Dammes, die einheitlich von allen Ingenieuren 
und Beratern angewendet werden. 
 




Die Sicherheit des gesamten 
Dammes, die für die öffentli-
che Sicherheit von Belang ist, 
muss vom Bauherrn vor dem 
Bau oder vor größeren Um-
baumaßnahmen in einem 
Dossier und bei einer Präsen-
tation vor einem interministe-
riellen Expertenausschuss, 
dem CTPB, Comité Technique 
Permanent des Barrages 
[Ständiger Technischer Aus-

















Aus diesem Grund hat die EDF eine eigene Me-
thodik für den Nachweis der Standsicherheit der 
Dämme entwickelt. 
Im Rahmen des deutsch-französischen Stan-
dardvergleichs wurden von der deutschen Seite 
an zwei Profilen des rechten Rheinufers in der 
Stauhaltung I ffezheim bei Rhein-km 315.000 
und 333.050 Standsicherheitsberechnungen 
durchgeführt. Die Bodenkennwerte wurden dem 
Bodengutachten entnommen, welches im Rah-
men der Nachsorgemaßnahmen für die Stauhal-
tung I ffezheim von der BAW im Jahr 2006 er-
stellt wurde. In direkter Abstimmung mit den 
französischen Partnern wurden Lastfälle und 
Randbedingungen festgelegt, die den Vorgaben 
des MSD entsprechen. Zur Quantifizierung der 
verschiedenen Eingangsparameter, wie Berech-
nungsprogramm, Berechnungsmethode, Sicher-
heitskonzept und Standards (Lastfälle, Verkehrs-
lasten) wurden von der EdF Durchströmungs- 
und Standsicherheitsberechnungen durchge-
führt. Eine abschließende Bewertung der Ergeb-
nisse liegt zur Zeit noch nicht vor. 
Problematik Materialtransport 
An den Dämmen des Oberrheins können infolge 
der Materialzusammensetzung und der Durch-
strömungsverhältnisse drei Arten des Material-
transports unterschieden werden, Suffosion, 
Kontakterosion und in Sonderfällen Fugenero-
sion. Die Strömungskraft des Wassers kann im 
Boden entweder Teile der Kornfraktionen von 
Bodenschichten (Suffosion) oder die gesamte 
Kornmatrix (Erosion) in Bewegung setzen. 
Abb. 2 zeigt die für Materialtransport krit ischen 
Bereiche am Beispiel eines stilisierten Quer-
schnitts der Stauhaltung I ffezheim. 
Die Dämme am Oberrhein wurden zwischen 
1932 und 1977 aus anstehendem Boden errich-
tet. Das Stützkörpermaterial besteht in der 
Regel aus fein- bis mittelsandigem Kies und der 
Dammkern aus schluffigem Material. Auf einen 
möglichen Materialtransport ist ein besonderes 
Augenmerk zu richten, da die Böden wesentlich 
durch eine Ausfallkörnung geprägt sind.  
Das WSA Freiburg hat das Ziel ein Verfahren zu 
entwickeln, mit dem die Beurteilung der Gefähr-
dung der Rheinseitendämme durch suffosiven 
Materialtransport möglich wird. Zunächst wurde 
dazu in einem ersten Schritt eine Studie beauf-
tragt, welche eine Recherche und Bewertung 
der Anwendungsgrenzen bekannter Kriterien 
enthält. Die Studie hat gezeigt, dass derzeit kein 
Beurteilungskriterium existiert, welches eine 
quantitative Abgrenzung der Risiken für die rele-
vanten Böden am Oberrhein ermöglicht. Um ein 
endgültiges Beurteilungskriterium zu erhalten, 
wird es daher notwendig sein, in weiteren analy-
tischen und experimentellen Schritten ein pra-
xisgerechtes Beurteilungsverfahren zu ent-
wickeln. 
Die EdF ist ihrerseits seit einigen Jahren in nati-
onalen und internationalen Arbeitsgruppen zum 
Thema Materialtransport tätig.  
Die Zusammenarbeit und der Austausch der Er-
gebnisse zwischen Deutschland und Frankreich 
soll künftig noch enger erfolgen, um das ge-
meinsame Problem Materialtransport am Ober-
rhein zu lösen.  
Weiteres Vorgehen 
Der Vergleich der Standards und Methodiken 
hinsichtlich der Durchführung von Standsicher-
heitsberechnungen zwischen Frankreich und 
Deutschland wird in den nächsten Monaten ab-
geschlossen sein. Die Arbeit an der Lösung der 
Problematik Materialtransport ist deutlich kom-







Ausstattung des SG “Greif“ mit 2 Ankerpfählen 
und 4 neuen Winden 
 
 
 Gerald Rose Volker Marquardt 
 FMSW WSA Koblenz 
 
Der Schwimmgreifer SG “Greif“  (Baujahr 1960) 
ist das letzte auf der Lahn verbliebene schwim-
mende Gerät. Er wird im Außenbezirk Diez für 
Unterhaltungsbaggerungen, Ufersicherungsar-
beiten und insbesondere für Kranarbeiten an 12 
Schleusen- und 11 Wehranlagen eingesetzt. Mit 
dem SG “Greif“  werden jährlich durchschnittlich 
5.000 m³  gebaggert. Insbesondere ist er im 
Frühjahr zur Wiederherstellung der unterwasser-
seitigen Schleusenzufahrten nach dem Winter-
hochwasser unentbehrlich. 
Das Gerät ist mit einem Sennebogen-Seilbagger 
sowie einer Schottel Antriebsanlage ausgestat-
tet. 
Der Betrieb des Gerätes mit Vorausdraht und 
seitlichen Verholdrähten war in der Vergangen-
heit sehr aufwendig und im Hinblick auf die Ar-
beitssicherheit zu verbessern. Des Weiteren 
zeigte die gesamte Windenanlage einen schlech-
ten Unterhaltungszustand. Die Winden waren 
seit 45 Jahren im Einsatz. 
Mittels eines EU-weiten Offenen Verfahrens 
durch die FMSW erhielt die Schiffswerft Ebert in 
Neckarsteinach den Auftrag zur Abwicklung der 
Maßnahme. 
Die Schiffswerft Ebert hat für die WSD Südwest 
schon mehrere Aufträge abgewickelt, zuletzt die 
Grundinstandsetzung des Schubbootes “Nas-
horn“ vom WSA Koblenz. 
Am 16.11.2006 begann die Werftliegezeit des 
SG “Greif“ . 
Die beiden Ankerpfähle mit Triebstockzahnstan-
ge wurden von der Firma GIM  (Gesellschaft für 
Meerestechnik) Hain aus Hille bei Minden kon-
struiert, die auch Subunternehmer für das An-
kerpfahlsystem war. Die Stahlarbeiten hierzu 
wurden von der Schiffswerft Ebert ausgeführt, 
den Schaltschrank lieferte die Firma Zoeller aus 
Hamburg. 
Die 4 Anker- und Verholwinden wurden von der 
Firma Siebert aus Eisenhüttenstadt geliefert . 
 
Die Antriebskonstruktionen 
waren bei allen 4 Winden in 
einem derart schlechten Zu-
stand, dass ein betriebssiche-
res Arbeiten nicht mehr ge-
währleistet war. 
Aufgrund dieser Gegebenhei-
ten wurde durch das Wasser- 
und Schifffahrtsamt (WSA) 
Koblenz die Fachstelle Ma-
schinenwesen Südwest 
(FMSW) beauftragt, einen 
Entwurf-AU für die Ausrüs-
tung des Gerätes mit 2 An-
kerpfählen und der Erneue-
rung der Windenanlagen auf-
zustellen.  
Abb. 1: SG “Greif“ in der Werft 
Dieser Entwurf wurde dann mit dem Datum vom 
09.11.2005 von der Wasser- und Schifffahrtsdi-
rektion (WSD) Südwest genehmigt. 
 
 
Allgemeine Beschreibung der Ankerpfähle: 
Der Ankerpfahlantrieb besteht aus einem am 
Ankerpfahl befestigten Triebstock und einem e-




Die elektrische Energie wird durch einen bereits 
an Bord befindlichen Generator bereitgestellt. 
Im Wesentlichen besteht der Ankerpfahlantrieb 
aus den Komponenten: 
• Kegelstirnrad-Getriebemotor mit Bremse und 
auskuppelbarer Eingangswelle 
• Vorgelegegetriebe mit Triebstockrad 
• Triebstockstange 
Der Antrieb erfolgt über einen Drehstrommotor 
mit angeflanschter Lamellenbremse. Der Dreh-
strommotor ist mit einem Kegelstirnradgetriebe 
verbunden. Die Ausgangswelle des Kegelstirn-
radgetriebes treibt über eine handbetätigte 
Klauenkupplung das Vorgelegegetriebe an. Auf 
diese Weise lässt sich der Antrieb vom Vorgele-
gegetriebe trennen, so dass bei positioniertem 
Pfahl der Ponton den Wasserstandsschwankun-
gen folgen kann (Schwimmstellung). 
Die Steuerung des Ankerpfahlantriebes ist “Vor-
Ort“ und vom Schiffssteuerstand aus zu bedie-
nen. 
Die 3 Betriebsarten “Nennbetrieb“, „Pfahl set-
zen“ und Pfahl „ losreißen“ unterscheiden sich in 
den dabei erzielbaren Zug- bzw. Druckkräften: 
Betriebsart I :  
Nennbetrieb 
Hub- bzw. Druckkraft am Pfahl:  40 kN 
 
Betriebsart I I :  
Pfahl setzen: 60 kN 
 
Betriebsart I I I :  






Abb. 2: Bedienpult Pfahlanlage 
Die obere und untere Pfahlposition wird durch 
jeweils einen induktiven Endschalter abgeschal-
tet. Wird eine Endposition angefahren, so kann 
der Antrieb nur in entgegen gesetzte Richtung 
betrieben werden bis sich der Pfahl wieder au-
ßerhalb der Endposition befindet. 
Als weitere Nachunternehmer der Schiffswerft 
Ebert, Neckarsteinach waren folgende Firmen 
beteiligt: 
Schreinerarbeiten Firma Pfahl, Schoenau  
E-Anlage Firma Buck, Schoenau 
Folgende Komponenten für das Ankerpfahlsytem 
wurden eingebaut:  
2 Kegelstirnradgetriebe: 
Fa. Watt Drive aus Markt Piesting, 
(Österreich) 
2 Untersetzungsgetriebe: 
Fa. Pujol Muntala aus Sant Fruitos Bages,  
(Spanien) 
1 Digitaler Frequenzumrichter für Drehstroma-
synchronmotoren: 
Fa. Control Techniques 
(Großbritannien) 
4 Winden: 




mit Getriebemotor 1,5 kW 
Zugkraft:  16 kN 
Elektro-Zwillingswinde: 
Typ: E-AVW2TK-1,5/400-VSE 
mit Getriebemotor 1,5 kW 
Zugkraft:  16 kN 
 




Die Kosten der Maßnahme betrugen 
375.000 Euro.  
Seit dem 21. März 2007 ist der SG “Greif“  wieder 
im Einsatz. 
 
Die bisherigen betrieblichen Erfahrungen zeigen, 











Kampfmittelerkundung am Oberrhein in 








Im Vorfeld der Nachsorgeuntersuchungen am 
rechten Rheinseitendamm der Stauhaltung 
Kembs nördlich von Basel wurden durch das 
WSA Freiburg Erkundungen der Kampfmittelbe-
lastung durchgeführt. Nach einer historisch-
genetischen Recherche wurde die Kampfmittel-
erkundung mittels Geomagnetik an Testfeldern 
durchgeführt. Im Ergebnis der  Auswertung der 
Testfelderkundung werden ggf. Testfeldräu-
mungen durchgeführt, um die Kampfmittelbelas-
tung des Dammes besser abschätzen zu können.  
Allgemeines 
Die Stauhaltung Kembs wurde als erste Stauhal-
tung am Oberrhein 1932 erbaut. Die Dämme 
sind die ältesten Stauhaltungsdämme in der Zu-
ständigkeit des WSA Freiburg und die einzigen, 
die vor dem 2. Weltkrieg errichtet wurden. 
Im Zuge des Dammnachsorgeprogramms wird 
durch das WSA Freiburg geprüft, ob die beste-
henden Stauhaltungsdämme am Oberrhein den 
allgemein anerkannten Regeln der Technik ent-
sprechen und über die erforderliche Standsi-
cherheit verfügen. Dazu werden zunächst eine 
Reihe von Baugrunduntersuchungen durchge-
führt. Diese bestehen unter anderen aus direk-
ten Baugrundaufschlüssen in Form von Ramm-
kernbohrungen und Rammsondierungen. 
Der zu untersuchende Dammbereich selbst war 
im 2. Weltkrieg Bestandteil des sog. „West-
walls“. Einige Bunker aus dieser Verteidigungsli-
nie befinden sich heute noch im bzw. auf dem 
Damm (siehe Abb. 1). 
 
 
Abb. 1: Westwall-Bunker auf dem Damm in der 
 Stauhaltung Kembs 
 
In diesem Bereich haben im 2. Weltkrieg um-
fangreiche Kampfhandlungen stattgefunden. Un-
terlagen über frühere systematische Räumungen 
im Untersuchungsgebiet konnten nicht aufge-
funden werden. Aus diesem Grund wurde durch 
das WSA eine Beurteilung der Kampfmittelbelas-
tungssituation beauftragt.  
Beurteilung der Kampfmittelbelastungs- 
situation 
Im April 2006 wurde die Oberfinanzdirektion 
Hannover (OFD), Landesbauabteilung, mit der 
Erarbeitung einer historisch-genetischen Rekon-
struktion der Kampfmittelbelastung für den Be-
reich des rechten Rheinseitendammes zwischen 
der Gemarkung Märkt bis nördlich Basel (Rh-km 
171,300 bis 174,200) beauftragt. Im Zuge der 
Arbeiten wurden umfangreiche Archivrecherchen 
im In- und Ausland und Recherchen fachspezifi-
scher Literatur durchgeführt, sowie Luftbildpläne 
insbesondere aus den Jahren 1944 und 1945 
ausgewertet.  
Umfangreiche Arbeiten galten der Untersuchung 
der Randbedingungen zum Luftangriff am 
07. Oktober 1944. Ziel dieses Angriffes war die 
Zerstörung des Stauwehres Märkt in unmittelba-
rer Nähe des im Zuge der Nachsorge zu unter-
suchenden Dammes. 
Der Angriff auf das Stauwehr Märkt erfolgte mit 
13 Lancastern welche je eine sog. „Tallboy“ mit-
führten. Diese Bomben waren speziell für den 
Einsatz gegen stark befestigte Betonbauten kon-
zipiert worden. Diese Bomben haben eine au-
ßerordentlich hohe Durchschlagskraft und funk-
tionieren nach dem „Erdbebenprinzip“. Ihre Wir-
kung liegt darin, dass sie in der Nähe eines Ziels 
detoniert und eine unterirdische Höhlung statt 
eines Kraters verursacht. Dadurch wird fast die 
gesamte Energie der Explosion vom Erdboden 
aufgenommen und über die Fundamente wird 
ein deutlich höherer Anteil der Explosionsenergie 
als Schockwelle auf das Ziel einwirken als bei 
Detonationen an der Oberfläche. Ein direktes 
Treffen des Zieles, um es zu zerstören. ist damit 





Die Bomben waren u. a. mit erst kurz zuvor 
entwickelten Langzeitzündern ausgestattet. 
Diese hatten eine Zündverzögerung von 30 Mi-
nuten. Das Verzögerungsglied bestand aus einer 
Zelluloidscheibe, die durch Einwirkung von Ace-






Abb. 2: Aufbau der „Tallboy“ 
 
Abb. 3: Langzeitzünder der „Tallboy“-Bombe 
Im Ergebnis der durch die OFD Hannover ange-
fertigten Historisch-genetische Rekonstruktion 
Kampfmittelbelastung  kann gesagt werden, 
dass das gesamte Untersuchungsgebiet als 
Kampfmittelverdachtsfläche eingestuft werden 
kann. Der Kampfmittelverdacht bezieht sich auf 
verschossene und blindgegangene, flächenhaft 
verteilte alliierte sowie in Stellungen zurückge-
lassene und vergrabene deutsche Infanterie- 
und Nahkampfmunition. Diese befindet sich in 
Tiefen von 1-2 m. 
Weiterhin wurde nachgewiesen, dass sich im 
Untersuchungsgebiet der Nachsorge im Damm-
bereich mit hoher Wahrscheinlichkeit kein 






Abb. 4: Detonation einer „Tallboy“-Bombe am Stauwehr Märkt am 7.10.1944 
Stauwehr Märkt
Untersuchungsgebiet der Damm- 




Im Zuge der historisch-genetischen Rekonstruk-
tion der Kampfmittelbelastung wurden ebenfalls 
 Empfehlungen für die weitere Vorgehensweise 
im Rahmen der Phase B lt. Arbeitshilfe Kampf-
mittelräumung (AH KMR) erarbeitet. 
 
 
Abb. 5: Phasen der Erkundung bei Kampfmittelverdacht 
 (Quelle:  Arbeitshilfen Kampfmittelräumung, 
 BMVBS) 
Testfelderkundung mittels Geomagnetik 
Im Anschluss an die historisch-genetische Re-
konstruktion wurde die geomagnetische Erkun-
dung des rechten Rheinseitendamms durch das 
WSA beauftragt. Diese weitere Untersuchung 
erwies sich als notwendig, um weitere Daten für 
die Gefährdungsabschätzung zu erhalten. Es 
wurden 17 Testfelder mit Größen von 10 m x 10 
m bis 10 m x 30 m festgelegt und geomagne-
tisch erkundet. Die Erkundung erfolgte im Zu-
sammenhang mit der Phase „Technische Erkun-
dung der Kampfmittelbelastung“ (Phase B).   
Zur Messung wurde ein Messsystem bestehend 
aus vier Sonden verwendet, welche auf einem 
Tragegestell montiert waren (siehe Bild). Für 
steile Abschnitte wurde ein System mit einer 
Sonde benutzt. 
 
Abb. 6.:  Messsystem mit 4 Sonden während der geomag-
 netischen Testfelderkundung 
Die Ergebnisse der geomagnetischen Untersu-
chung zeigen dass ein Großteil der Testflächen 
mit eisenhaltigen Störkörpern verunreinigt ist. 
Dabei treten in der Regel keine Einzelanomalien 
auf, sondern Bereiche mit flächiger Belastung 
und sich dadurch überlagernde Anomalien. Eine 
Unterscheidung in Zivilschrott/Kampfmittel ist 
anhand der Messergebnisse nicht möglich.  
Eine Möglichkeit genauere Aussagen über die 
Kampfmittelbelastung des Dammes zu erhalten 
ist, die Testflächen möglichst flächenhaft frei 
von allen oberflächennahen Störkörpern zu räu-
men und die Art und Anzahl der gefundenen Ob-
jekte zu dokumentieren. 
Das Ergebnis dieser Untersuchungen wird eine 
statistische Aussage über das Vorhandensein 
von Kampfmitteln sein. Man kann sich bei 
Kampfmittelerkundungen nur auf eine relative 
Sicherheit verlassen, absolute Sicherheiten sind 
hier nicht möglich.  
Weiteres Vorgehen 
Derzeit erfolgt die Auswertung der Ergebnisse 
der Testfelderkundung. Eine Entscheidung über 
die Notwendigkeit einer Testfeldräumung wird 
im Anschluss daran gefällt. 
Aus Sicht der Dammnachsorge stellt die Kampf-
mittelbelastung des Dammes eine große Heraus-
forderung an ggf. durchzuführende Nachsorge-




























Mit dem Bau der Schleusen- und Wehranlagen 
am Neckar wurde bereits zu Beginn der 20-er 
Jahre des letzten Jahrhunderts begonnen. Im 
Jahr 1935 erfolgte die Inbetriebnahme des stau-
geregelten Neckars von der Mündung in Mann-
heim bis Heilbronn. 
Die bei Kilometer 47,737 gelegene Schleuse 
Hirschhorn wurde in diesem Bauabschnitt 1933 
hergestellt. Im Jahre 1958 wurde im Rahmen 
des Ausbaus der Schleusen mit jeweils einer 
zweiten Kammer die heutige linke Schleusen-
kammer errichtet. 
Auf Grund des Alters der Anlagen am Neckar 
von nun 70 bis 85 Jahren ist erheblicher In-
standsetzungsbedarf gegeben. In der Regel 
müssen, soweit dies nicht bereits geschehen ist, 
die Stahlwasserbauten sowie Antriebe und Steu-
erungen ersetzt werden. Die Massivbauteile 
können trotz des vergleichsweise einfachen Auf-
baus in der Regel durch Instandsetzungen für 
eine weitere längere Nutzungsphase ertüchtigt 
werden. 
An der rechten Kammer der Schleuse Hirschhorn 
wurden die Schleusentore und deren Antriebe 
und Steuerung bereits 1991 ersetzt. Die Kam-
merwände weisen jedoch eine große Anzahl von 
wasserführenden Rissen auf. Teilweise ist der 
Wandbeton großflächig verwittert und abge-
platzt. Um diesen die Sicherheit der Schifffahrt 
beeinträchtigenden Zustand zu beheben, ist der 
Bau einer Betonvorsatzschale eine wirtschaftli-
che und am Neckar bereits erprobte Lösungs-
möglichkeit. Inzwischen hat sich eine Dicke von 
40 cm als konstruktiv und bautechnisch vorteil-
haft erwiesen. Dabei wird über die gesamten 
Kammerwandflächen der Beton abgefräst und 
durch eine selbsttragende Vorsatzschale ersetzt, 




Die nachfolgenden Ausführungen beschränken 
sich auf den Massivbauteil, da die vorhandenen 
Verschlüsse, Antriebe und Steuerungseinrich-
tungen weiter verwendet werden konnten. 
 
 
Abb. 1: rechte Kammer vor der Instandsetzung 
 
 
Abb. 2: Risse in der Kammerwand 
 
2. Planung der Grundinstandsetzung 
Die Planungsphase der gesamten Maßnahme 
vom Beginn der Entwurfsplanung bis hin zum 
Baubeginn beanspruchte lediglich ein Kalender-
jahr. Dies war einerseits dadurch möglich, dass 
das Prinzip der Betonvorsatzschale bereits an 
anderen Schleusen am unteren Neckar entwi-
ckelt worden war, andererseits wurde im Vorfeld 
durch ein VOF-Verfahren ein Ingenieurbüro ge-
funden, welches mit der Durchführung von Ent-
wurfs- und Ausführungsplanung sowie der Er-
stellung der Ausschreibungsunterlagen von ins-
gesamt drei Betoninstandsetzungsmaßnahmen 
betraut wurde. Die Entwurfsplanung inklusive 
des fertig aufgestellten Entwurfes-AU erfolgte 
hierbei innerhalb von drei Monaten. Nach einer 
kurzen Pause während der Entwurfsprüfung 
stellte das Ingenieurbüro binnen weiterer drei 
Monate die Ausführungsplanung und die Aus-
schreibungsunterlagen auf.  
 
3. Standsicherheitsrisiken 
Die rechte, wasserseitige Kammerwand wurde 
beim Bau der Schleuse mit einer statisch wirk-
samen Betonvoute versehen. Diese Voute hat 
auf der Sohle eine Breite von 120 cm und an der 
Kammerwand eine Höhe von 70 cm. Da sich die 
Schiffsneubauten im Querschnitt immer mehr 
einem Rechteck nähern, stellt diese Eckverstär-
kung längst eine erhebliche Einschränkung des 
Kammerquerschnitts dar und die Anzahl von 
Grundberührungen steigt immer mehr an. Eine 
Aufgabe des beauftragten Ingenieurbüros war 
es daher, die Beseitigung der Voute bei gleich-
zeitiger statischer Sicherung der Kammerwand 
zu planen. Relativ schnell stand hierbei fest, 
dass die Standsicherheit der Wand praktisch nur 
durch vertikale Daueranker von der Plattform 
aus in den felsigen Untergrund zu lösen ist. 
Im Zuge der Tragwerksplanung wurde zusätzlich 
festgestellt, dass die Schleusenkammer bereits 
bei gelenzter Kammer nicht ausreichend standsi-
cher ist. Daher mussten Anzahl und Zugkraft der 
vertikalen Anker erhöht und weitere Veranke-
rungsbereiche im Unterhaupt festgelegt werden.  
4. I nstandsetzungskonzept Vorsatzschale 
Die Betonvorsatzschale selbst besteht aus einer 
selbsttragenden Scheibe, die im Altbeton rück-
verankert ist. In einem Raster von 50 cm wer-
den einfache Baustähle (Durchmesser 16 mm) 
im Altbeton eingebracht und durch Mörtel mit 
diesem verbunden. Die 40 cm dicke Vorsatz-
schale ist durch eine hintere und eine vordere 
Bewehrungslage aus Rundstählen mit den An-
kern verbunden. Der Bewehrungsgehalt ist kon-
struktiv durch die Rissbreitenbeschränkung vor-
gegeben. Eingebaut wurden in der hinteren La-
ge Stabstähle mit 10 mm und in der vorderen 
Lage mit 14 mm Durchmesser, die jeweils in ei-
nem Raster von 10 cm angeordnet wurden. 
 





App. 4: Abfräsarbeiten 
Als Expositionsklassen für die Kammerwände 
wurde auf Grund des hohen Risikos der Beweh-
rungskorrosion die Kriterien XC4 vorgegeben. 
Zusätzlich wurden die Expositionsklassen XF3 
wegen der vorhandenen Schadensgefahr durch 
Frostbildung und XM1 aufgrund von Betonangriff 
durch Abrieb der vorbeifahrenden Schifffahrt 
vorgegeben. Zum Einsatz kam durch diese Vor-
gaben ein Beton mit 320 kg CEM I I  B-S und ei-
ner Körnung 0/32 sowie 4,5 %  Luftporengehalt. 
Ein Beton mit höherem Zementgehalt wäre the-
oretisch möglich gewesen, führt jedoch zu höhe-
rer Temperaturentwicklung und kann daher die 
Kriterien des Hydratationsnachweises nur 
schwer einhalten. Im Rahmen von Eignungsun-
tersuchungen wurde zusätzlich ein Beton mit 
300 kg Zement getestet. Dieser erreichte jedoch 
nicht die verlangte Druckfestigkeit. 
Die Kammerblöcke wurden jeweils durch eine 
mittig gelegene, vertikale Scheinfuge getrennt, 
so dass ein Betonierabschnitt eine Breite von ca. 
7,14 m und eine Höhe von 9,80 m aufwies. Die 
Einbautemperatur des gewählten Betons war 
durch die Vereinbarung der ZTV-W LB 215 auf 
25°C begrenzt, so dass eine Kühlung des Frisch-
betons mittels Stickstoff erfolgen musste. (Nähe-
res hierzu ist in einem gesonderten Beitrag 
„Frischbetonkühlung“ nachzulesen.) 
Durch die Instandsetzung konnte die Ausstat-
tung der Schleusenkammer nach aktueller Norm 
erfolgen. Die Lage von Steigeleitern und Pollern  
 
App.:  5: Beidseitiges Betonieren eines Kammerblocks 
 
App. 6: Betonieren mittels Fallschläuchen 
richtet sich hierbei jedoch neben der DIN 19703 
nach der Lage der Fugen. 
5. Baudurchführung im Bestand 
Die Baumaßnahme zeigte typische Schwierigkei-
ten beim Bauen im Bestand auf. So traten bei-
spielsweise beim Kammerwandbeton während 
des Abfräßens überraschende Behinderungen 
durch vorhandene, jedoch nicht dokumentierte 
Stabstähle zu Tage.  
Für das Abfräßen wurde durch die Baufirma ein 
großzügiges Vorhaltemaß gewählt, da der Altbe-
ton auf Grund seiner Struktur nicht exakt bear-
beitet werden konnte. Um eine Abtragungstiefe 
von mindestens 40 cm sicherzustellen, wurde bis 
zu 10 cm zusätzlich abgebrochen. 
Im Verlauf der Fräsarbeiten bestimmten auch 
zahlreiche unvermutete Arbeitsfugen die Ab-
bruchtiefe. Insbesondere auf den Plattformen 
wurde mehr Altbeton abgetragen, da teilweise 
10 bis 20 cm unter dem vorgesehenen Abtra-




der vorhandene, zum Teil entfestigte Beton bis 
unter diese Ebene entfernt werden musste. 
Bei den Bohrarbeiten für die horizontalen Anker 
der Vorsatzschale behinderte stellenweise aus-
tretendes Wasser die Arbeiten. Dass die alten 
Kammerwände insgesamt wasserführend sind, 
war zu erwarten. Jedoch konnten die Mengen 
und die Austrittsorte nur schlecht im Voraus ab-
geschätzt werden, da diese durch zahlreiche alte 
Arbeitsfugen bestimmt sind. Während der Bohr-
arbeiten wurde daher wiederholt der Kammerbe-
ton lokal verpresst. 
Mit einer Bearbeitungszeit von ca. 21/ 2 Jahren 
von den ersten Planungsschritten bis hin zur 
Schlussrechnung und Ausgaben von 3,5 Mio. € 
konnte der Massivbau der rechten Kammer der 
Schleuse Hirschhorn grundlegend instandgesetzt 
werden. Durch die solide Grundlage der 
Schwergewichtsmauern aus den 30-er Jahren 
wird die Kammer mit der Vorsatzschale nun für 












Fassadensanierung des Wasser- und Schifffahrtsamtes 








Das Dienstgebäude des Wasser- und Schiff-
fahrtsamtes Freiburg wurde 1965 als „Punkt-
Hochhaus-Gebäude“ der so genannten Bahn-
hofsachse gebaut. Es präsentiert sich als ein 
markantes und städtebaulich wichtiges Bauwerk 
seiner Zeit, das mit seiner klassischen Sichtbe-
tonfassade ein denkmalwürdiges Objekt dar-
stellt. Das Gebäude wurde seinerzeit in dem 
Buchband „Bauten des Bundes 1965-1980“ als 
vorbildlich gewürdigt.  
 
 
Abb. 1:  WSA Gebäude 1965 
Starke bauphysikalische Mängel an der Fassade, 
eine marode Bausubstanz und teilweise schon 
überschrittene Lebenszyklen einzelner Bauteile 
erfordern eine Generalsanierung der Fassade. 
Dabei stehen besonders arbeitsschutzrechtliche 
und energetische Gesichtspunkte im Vorder-
grund. 
 
Teil 1: Zieldefinition für Komfort und 
Energie -  Der Blick von I nnen 
Wärmedämmung 
Die Gebäudegeometrie des vorhandenen Ge-
bäudes – der kompakte Grundriss der Büroge-
schosse und die glatte Fassade – erlauben eine 
rationelle Wärmedämmung. Das Gebäude ist mit 
seinen durchlaufenden Fassadenebenen und 
Brüstungsbereichen prädestiniert für eine ener-
getische Sanierung. 
Tageslicht 
Ein großzügiges Tageslichtangebot in den Büro-
räumen hängt wesentlich von der Größe der 
Fensteröffnungen ab. Der vorhandene Blend-
sturz ist kontraproduktiv. Zur Optimierung des 
Tageslichtangebotes sollte die Fassade oberhalb 
der Brüstung maximal geöffnet werden. 
 
 
Abb. 2: Tageslichtsituation Bestand/nach Sanierung 
Sommerlicher Sonnenschutz 
Der Basissonnenschutz erfolgt durch die Vergla-
sung. Ein zusätzliches, außen liegendes Sonnen-
schutzsystem ist jedoch unentbehrlich.  
Frischluft 
Durch Lüftungsflügel in den Fensterbändern und 
Nachströmöffnungen in den Flurwänden und ei-
ner zentralen mechanischen Entlüftung im Trep-




erreicht werden. Dies kann im Sommer zur 
nächtlichen Abkühlung der Büroräume genutzt 
werden. Dabei sind Brandschutzaspekte zu be-
rücksichtigen. 
Teil 2: Annäherung an das Erscheinungs-
bild – Der Blick von Außen 
Geometrische Bezüge zum Stadtbild 
Erdgeschoss mit Parkdeck, der Treppen- und 
Sanitärturm als vertikales Element und schließ-
lich das Attikageschoss beziehen sich mit den 
Außenkanten ihrer Grundrissfiguren auf die 
Flucht der Stefan-Meier-Straße, indem sie paral-
lel oder orthogonal dazu liegen.  
 
 
Abb. 3.  Geometrische Bezüge zum Stadtbild 
Der 9-geschossige, als strenge Großform auf 
quadratischer Grundfläche konzipierte Kubus der 
Bürogeschosse ist zu Erdgeschossscheibe, 
Dachdeckel und Fluchttreppenturm um 15° ver 
dreht. Seine Grundrisslinien liegen parallel oder 
im rechten Winkel zur südlich angrenzenden 
Rheinstraße. 
Die subtile Art und Weise, in der mit diesem 
Kunstgriff lokale Gegebenheiten aufgegriffen 
und im Grunde die Situation eines Eckgebäudes 
thematisiert wird, gehört zu den besonderen 
Charakteristika des Bauwerks des Wasser- und 
Schifffahrtsamtes.  
Proportionen in der Fassade 
Die Lektüre der Original-Fassadenpläne des Bü-
robaukörpers offenbart eine komplexe Komposi-





Jedes der 9 Geschosse zeigt sich in der Fassade 
als ein 2,70 m hohes massives Band, das vom 
darüber- und vom darunter liegenden Geschoss 
durch eine 30 cm breite Schattenfuge getrennt 
ist. 
 
Abb. 4: Proportionen 
Die Höhe der Fensterbänder (1,00 m) entspricht 
einem Drittel der Geschosshöhe (3,00 m). 
Die Brüstungsoberkante liegt auf halber Höhe 
(1,35 m) des massiv in Erscheinung tretenden 
Geschossbandes (2,70 m). 
Heutige Ansichten aus der Ferne und aus 
der Nähe 
Der Turm des Wasser- und Schifffahrtsamtes ist 
im Stadtbild von vielen Orten aus sichtbar. Ein-
zelheiten wie das Fugenbild der Fassadenplatten 
und die Pfostenunterteilung der Fensterbänder-
sind von Weitem kaum erkennbar, was die Do-
minanz der Horizontalen in den Fassaden unter-
streicht. 
In der Nahsicht kehren die Effekte sich um: Die 
Grundrissverdrehungen sind als spannungsvolles 
Gegeneinander von zwei widerstrebenden Kraft-
feldern erlebbar. Der Eindruck der Horizontalität, 
der Massivität und der Blockhaftigkeit des Büro-
turms relativiert sich jedoch je nach Blickwinkel 
im Detail durch das deutliche Hervortreten der 
Platten- und Fugenstruktur der Betonfertigteile. 
Zeitreise in die 1960er Jahre 
Forscht man nach möglichen Einflüssen aus der 
Entstehungszeit des Bauwerks, so stößt man in 







Abb. 5: Expressivität im Hell-Dunkel-Spiel 
In der Architektur der Zeit findet sich das Prinzip 
der Schichtungen massiver Körper. Fassaden 
werden in die Ordnung abstrakter Bildmuster 
gebracht. Objekthafte Großstrukturen werden zu 
Clustern zusammengestellt. Vorfertigung und 
Massenproduktion wird zelebriert.  
 
 
Abb. 6: Minimal-Art 1965/WSA Gebäude 
Das Hochhaus des Wasser- und Schifffahrtsam-
tes ist ein ästhetisches Dokument der Objekt-
kunst der 60er Jahre. Die größtmögliche Reduk-
tion auf elementare Grundformen wird gesucht, 
die Fassadenstruktur und das Wechselspiel von 
Fülle und Leere wird offen gezeigt, die Wieder-
holung gleicher oder ähnlicher Elemente prakti-
ziert.  
Teil 3: Gestaltungsvorschlag 
Zielgedanken 
Eine ergonomisch und energetisch optimierte 
Fassade mit Fenstern, die zu aller erst als Funk-
tionselemente begriffen werden, steht im Zent-
rum der Entwurfsüberlegungen. Alle vorgeschla-
genen Neugestaltungen gehen daher von der 
Umsetzung des Optimums, wie in Teil 1 defi-
niert, aus. 
 
Durch die Vergrößerung der Fensterbänder kann 
ein verbleibender gestalterischer Spielraum ge-
nutzt werden. Die Betonung der Horizontalen, 
das Sichtbarmachen der Stapelung, die Konzent-
ration auf Hell-Dunkel-Kontraste und die Ver-
wendung von "rohen" Materialien als Fassaden-
bekleidung, diese dem 60er-Jahre-Entwurf 
zugrunde liegenden Prinzipien werden beibehal-
ten.  
Der Sanitärblock auf der Nordseite wird mit 
Wärmedämmverbundsystem umhüllt, um eine 
fugenfreie Oberfläche zu erhalten.  
 
 
Abb. 6:  Neue Fassade 
Gestaltungsvorschlag 
Zur Ausführung kommen Betonfertigteile als 
Fassadenplatten, die glasfaser- bzw. textilbe-
wehrt sind. Die Vorteile:   
− nicht rostende Bewehrung  
− geringe Bauteilstärke  
− gleichmäßige Oberfläche  
− scharfkantige Randausbildung  
− leichte Montage  




Zum Einsatz kommt helles Material. Die Stoßfu-
gen werden schmal ausgebildet. Die Nähe zur 
originalen Fassade wird über das Fassadenmate-
rial hergestellt.  
Einsatz von Photovoltaik außerhalb der 
Fassade 
Die Fassadensanierung des Dienstgebäudes des 
Wasser- und Schifffahrtsamtes Freiburg wird 
durch das 120-Mio. Programm der Bundesregie-
rung zur energetischen Sanierung von Bundes-
gebäuden gefördert. Das Förderprogramm soll 
dazu beitragen, den CO2-Ausstoß von Bundes-
gebäuden zu reduzieren. Es ist deshalb eine 
Photovoltaikanlage über dem Parkdeck geplant. 
 
Abb. 7: Photovoltaik Anlage über dem Parkdeck 
Teil 4: Ablaufplanung 
Für die Gestaltung der Fassade hat ein Architek-
tenwettbewerb stattgefunden. Auf Grundlage 
dieses Suchverfahrens wurde der Gewinner, das 
Büro Gies Architekten BDA aus Freiburg, mit der 
Umsetzung der Maßnahme betraut. 
Aufgrund des erforderlichen Planungs- und Fer-
tigungsvorlaufes soll mit dem Bau im Frühjahr 
2008 begonnen werden. Sämtliche Arbeiten 
müssen unter laufendem Betrieb durchgeführt 
werden, was zu Beeinträchtigungen (Lärm, 
Staub …) der Beschäftigten im täglichen Arbeits-
ablauf führen wird. Bei der Erarbeitung der Aus-
schreibungsunterlagen muss dies berücksichtigt 
werden, um die Einschränkungen für den Amts-
betrieb möglichst gering zu halten. Die Arbeiten 
sollen geschossweise, vom 10. OG bis zum 1. 
OG durchgeführt werden. Dabei ist mit einem 
Takt von ca. 3-4 Wochen pro Geschoss zu rech-
nen. Die betroffenen Beschäftigten werden für 
diesen Zeitraum in andere Räumlichkeiten um-
ziehen. 
Insgesamt ist mit einer Bauzeit von 54 Wochen 
zu rechnen. 
Die geschätzten Kosten für die Maßnahme be-
tragen laut der vom BMVBS genehmigten 
ES-Bau 2,55 Mio. €. 
Quellen: 
[1]  ES-Bau: Erneuerung der Fassade und der 
Fenster am Dienstgebäude des Wasser- und 
Schifffahrtsamtes Freiburg  
STAATLICHES HOCHBAUAMT FREIBURG (2006) 
[2]  Wasser- und Schifffahrtsamt Freiburg: 
Fassadenstudie 
GIES ARCHITEKTEN BDA FREIBURG (2007) 
 
 















Nachdem im Jahr 1999 mit dem Abschluss des 
ARGO Projektes unter Mitwirkung der Universität 
Stuttgart die Machbarkeit eines integrierten Na-
vigationssystems mit den unverzichtbaren Vor-
zügen der Kombination des Radarbildes mit der 
elektronischen Flusskarte (Inland ECDIS) nach-
gewiesen werden konnte, wurde bereits im Jah-
re 2000 mit dem RADAR pilot 720 °der Firma 
Innovative Navigation das erste serienmäßig 
hergestellte integrierte Navigationssystem der 
Schifffahrt zur Verfügung gestellt. 
Dieses integrierte Navigationssystem stellt eine 
Verbindung her zwischen dem Satelliten-
Navigationssystem GPS, dem Radar sowie der 
elektronischen Flusskarte Inland ENC. 
Der RADAR pilot 720 ° hilft im besonderen Mas-
se bei der Interpretation des Radarbildes, durch 
Verwendung modernster Navigationstechnik 
wird sichergestellt, dass Karte und Radarbild ex-
akt deckungsgleich sind. 
Vorteile bestehen z. B. bei der Navigation im 
Hinblick auf die Anzeige einer mit allen für die 
Schifffahrt relevanten Informationen versehenen 
amtlichen Karte, die Darstellung und die sichere 
Positionsbestimmung des eigenen Schiffes sowie 
das Erkennen von Schiffen und Fahrwassermar-
kierungen. Die Berechnung der nutzbaren Was-
sertiefe und die sich daraus ergebende Berech-
nung und Darstellung des auf die Beladung ab-
gestimmten Fahrwassers ist insbesondere für die 
Optimierung der Frachtkapazität von großem 
Vorteil für die Schifffahrt. 
Solche, in der Schifffahrt etablierten Naviga-
tionssysteme werden ständig weiterentwickelt, 
die Benutzeroberfläche wird dabei angepasst, 
neue Funktionen wie der direkte Anschluss der 
blauen Tafel des Schiffes an das System oder 
die genauere Darstellung von Schiffsumrissen 
wie Schubverbänden sind nur Beispiele aus den 
Ergänzungspaketen. 
 
Weiterentwicklung des integrierten Navi-
gationssystems 
Das als Inland ECDIS – für den Navigationsbe-
trieb zugelassene Produkt RADAR pilot 720 ° ist 
die Plattform zur Implementierung einer bemer-
kenswerten Weiterentwicklung für die Schiff-
fahrt, die derzeitig unter Federführung von Prof. 
Dr. Ernst Dieter Gilles am Institut für Systemdy-
namik der Universität Stuttgart und am Max-
Planck-Institut für Dynamik komplexer Systeme 
in Magdeburg optimiert wird:  Der automatischen 
Bahnführung. 
Damit ist das Navigationssystem in der Lage, ein 
Binnenschiff während der normalen Strecken-
fahrt automatisch auf einer vorgegebenen Bahn 
(Leitlinie) zu führen. Für den Schiffsführer ist 
dies eine wertvolle Unterstützung bei der Navi-
gation. 
Die ZSUK betreut dabei sehr intensiv eines von 
vielen Projekten, bei denen diese Weiterentwick-
lung insbesondere hinsichtlich der Software op-
timiert wird. Das Schubschiff Lehnkering 16 
(Abb. 1), das täglich mit bis zu 4 Schubleichtern 
mit einer Gesamtlänge von ca. 200 m und einer 
Motorisierung von ca. 5000 PS im dichten Ver-
kehr auf dem Rhein zwischen Duisburg und Rot-
terdam unterwegs ist, ist derzeit mit einem Pro-








Aufbau und Arbeitsweise der Weiterent-
wicklung des integrierten Navigations-
systems 
Die Erstellung von sog. Leitlinien ist Vorrausset-
zung, um eine automatische Bahnführung des 
Schiffes zu erreichen . Die Erstellung dieser Leit-
linien erfolgt nach verschiedenen Kriterien, wo-
bei Strömungsverhältnisse, Verkehrsregeln und 
nicht zuletzt Vorlieben der Schiffsführung ent-
scheidende Kriterien sind (Abb. 2). 
Abb. 4 zeigt einen Bildschirmausschnitt der ge-
genwärtigen Version des integrierten Navigati-
onssystems. Neben dem Grafikfenster für die 
Darstellung von Karte und Radarbild ist die gra-
fische Bedienoberfläche angeordnet. Oben er-
folgt die Darstellung der wichtigsten nautischen 
Informationen. Neben der Wendegeschwindig-
keit und der Ruderstellung ist auch der aktuelle 
Flusskilometer sowie die Geschwindigkeit über 




Abb. 2: Beispiel für Leitliniengenerierung 
Eine Bedienkonsole enthält 
weiterhin die Direktbedien-
elemente für das Ein- und 
Ausschalten der automati-
schen Bahnführung sowie zur 
Vorgabe eines seitlichen Ab-
standes zur Ideallinie und der 





Der gerätetechnische Aufbau des integrierten 
Navigationssystems auf einem Binnenschiff zeigt 
Abb. 3. Als Eingangssignale werden Signale des 
Bordradars, des GPS Empfängers, des Wende-
anzeigers sowie des Ruderlagengebers verwen-
det. Mobilfunkempfänger dienen zur Aktualisie-
rung der Pegeldaten, um als Folge ggf. die vor-
programmierten Leitlinien zu korrigieren. Der 
Schiffsführer hat weiterhin die Möglichkeit, ins-
besondere als Reaktion auf Verkehrssituationen, 
die Leitlinie parallel zu versetzen, um auszuwei-
chen bzw. um zu überholen. 
Das integrierte Navigationssystem besitzt eine 
grafische Bedienoberfläche, über die die meisten 
Einstellungen vorgenommen werden können. 
 
Abb. 4: Monitordarstellung 
 
 
Abb. 3:  Hardware Komponenten 
In der Wasserstraßenkarte ist 
die Leitlinie zu erkennen, die-
se Ideallinien sind für den 
entsprechenden Bereich so-
wohl für die jeweilige Berg-
fahrt als auch für die Talfahrt 
abgespeichert. Aufgrund der 
Ergebnisse der Positionsbe-
stimmung ist das System in 
der Lage, Abweichungen von 
der Ideallinie oder der jewei-
ligen Parallele zu erfassen, 
hieraus werden im Regelalgo-
rithmus Stellsignale für das 
Ruder gebildet, das Schiff 
kann somit auf der Bahn ge-




automatische Bahnführung ist 
die Notwendigkeit für den 
Schiffsführer, in die Steue-
rung des Schiffes eingreifen 
zu müssen, auf ein Mindest-
maß reduziert. Er kann sich 
verstärkt auf die Erfassung 
des Verkehrsgeschehens kon-
zentrieren. 
Der Bordrechner muss hierbei 




Abb. 5: Regelkreis 
 
aus GPS, Radar und Wendeanzeiger. Die Infor-
mationsverarbeitung selbst ist modellgestützt, 
d. h. die Eingabe von Schiffsparametern wie die 
Hauptabmessungen des Schiffes sowie das Ver-
halten der individuellen Schiffskonfiguration in 
unterschiedlichen Zusammenstellungen ist not-
wendig. Informationen hinsichtlich des Bela-
dungszustandes und des sich daraus ergebenen 
Tiefgangs sowie der Trimmverhältnisse und 
nicht zuletzt die Kenntnis der Reaktionen des 
Schiffskörpers bei sich ändernden Strömungs-
verhältnissen müssen ebenfalls vorab eingege-
ben werden. 
Bei der Entwicklung war entscheidend, dass eine 
Anpassung der Modellparameter an neue 
Schiffstypen leicht möglich ist. Abb. 5 zeigt die 
Bahnregelung. Nach der Bestimmung des  
Ist-Zustandes wird eine Leitlinie gewählt, ggf. 
wird ein sog. Sollabstand zur gewählten Leitlinie 
über Joystick vorgegeben. 
Nach Vorgabe einer Übergangslinie aus Sollab-
stand und Leitlinie sowie der entsprechenden 
Generierung von Solldaten aus der Übergangsli-
nie kann nun die Vorsteuerung berechnet wer-
den, wobei das o. g. Modell invertiert wird. 
Der Regelkreis wird geschlossen durch einen 
sehr robusten sog. Riccati Regler, benannt nach 
dem italienischen Mathematiker Riccati, der Stö-
rungen durch Strömung und  Wind etc. kompen-
sieren soll. Weiterhin werden Modellfehler aus 
der Vorsteuerung korrigiert . Die Addition des 
Regler- und Vorsteuerungssignals ergibt den 
Rechnerbefehl für die notwendigen Ruderaus-
schlagswinkel . Somit wird ständig die Idealroute 
mit der Kenntnis des individuellen Schiffsverhal-
tens kombiniert . Das Regelungssystem berech-
net dabei grundsätzlich im Voraus die korrekten 
Ruderbefehle, dieses Prinzip eines “ intelligenten 
Regelkreises“ ist das entscheidende Ergebnis der 





Die Erhöhung von Sicherheit und Leichtigkeit 
des Verkehrs auf Wasserstrassen ist ein Aspekt 
der Weiterentwicklung des integrierten Navigati-
onssystems. Selbstverständlich bestehen in der 
Schifffahrt Vorbehalte . Einst von einem automa-
tischen Navigationssystem wegrationalisiert zu 
werden, könnte Befürchtung beim Schiffer sein. 
Dies kann jedoch nicht Ziel sein, oberstes Ziel 
muss sein, die Schifffahrt noch sicherer zu ma-
chen. 
Dem Schiffsführer kann dabei diese Neuentwick-
lung nutzen, er kann spürbar entlastet werden 
und sich verstärkt auf die Erfassung des Ver-
kehrsgeschehens konzentrieren. Die Entschei-
dungsgewalt im Ernstfall kann ihm jedoch nicht 
genommen werden. Allein schon die Vorstellung, 
dass der Zentralrechner einmal nicht funktionie-
ren könnte, macht dies deutlich. In einem sol-
chen Fall muss ohne weitere Verzögerung die 
Steuerung des Schiffes durch den Schiffsführer 
konventionell übernommen werden können. 
Über einen Notaus-Knopf besteht die Möglich-
keit, auf manuelle Steuerung umzuschalten  
(siehe Abb. 6). 
Während des Betriebes des integrierten Naviga-
tionssystems ist des Weiteren eine regelmäßige 
Rückmeldung (Intervalle werden im Einzelfall 
mit der ZSUK abgestimmt) über den sog. Tot-
mann-Knopf durch den Schiffsführer ständig er-
forderlich, bei Unterlassung erfolgt eine optische 
und akustische Warnung. 
Weitere Überwachungsfunktionen sind im Sys-
tem integriert, wie Rechnerüberwachung, Über-
wachung der Funktionstüchtigkeit der Ruderan-
lage mittels Vergleich von Rudersoll- und Ist-

















Mittlerweile wird von den 
Wissenschaftlern in Stuttgart 
und in Magdeburg an weite-
ren Detailentwicklungen ge-
arbeitet, in Zukunft sind z. B. 
mit dem integrierten Naviga-
tionssystem sog. Kolonnen-
fahrten vorstellbar, die Bil-
dung von virtuellen Schlepp-




Abb. 8: evtl. automatisches An– und Ablegen 
 
wobei hierbei natürlich der flächendeckende Ein-
satz von AIS (Automatic Identification System) 
enorme Vorteile mit sich bringen würde. Eine 
Unterstützung durch AIS würde z. B. in Engstel-
lenbereichen beim Begegnungsverkehr und bei 
Ausweichmanövern Optimierungen im Verkehrs-
fluss ermöglichen. Man spricht hier im Kreise der 
Wissenschaftler von einem sog. 2-dimensionalen 
Ansatz , d. h. nicht nur laterale sondern auch 
longitudinale Begegnungsbereiche werden be-
trachtet, Knotenpunkte für Fahrspurwechsel 
können vorgesehen werden (siehe Abb. 7). 
Auch die Möglichkeit eines voll automatischen 
An- und Ablegens (siehe Abb. 8) sollte erwähnt 
werden, auch hierzu finden bereits umfangrei-
che Versuche statt. Mit Ultraschall oder Radar, 
einem sog. RTK - GPS ( Real Time Kinematics - 
GPS ), der Genauigkeiten von ca. 2 cm ermög-
licht, und einer noch feiner abgestimmten Soft-
ware sowie Regelungstechnik könnte das Anle-
gen von Schiffen künftig so selbstverständlich 
und sicher gewährleistet werden, wie das  





Abb. 7: Kolonnenfahrt 
Noch sind diese Gedanken-
modelle Zukunftsmusik, um-
fangreiche Infrastrukturmaß-
nahmen wie flächendeckende 
Installation von AIS sowie die 
notwendige Ausrüstung der 
Schifffahrt mit AIS-Bord-
geräten zum Schiffsdatenaus-
tausch sowie Austausch der 
jeweiligen GPS-Position sind 
notwendig, um sinnvoll diese 
Weiterentwicklungen eines 
integrierten Navigationssys-
tems nutzen zu können. Die 
Versuche auf dem Schub-
schiff Lehnkering 16 haben 





entwicklung bereits heute eine enorme Erleich-
terung für den Schiffsführer bedeuten kann. Le-
diglich bei Begegnungen oder beim Überholen 
ist ein Eingreifen des Schiffsführers notwendig, 
er hat dann die Möglichkeit, die Sollbahn des 
Schiffes parallel zur Ideallinie zu versetzen.  
Der Schiffführer selbst hat die Möglichkeit, die 
Ideallinien zu modifizieren und abzuspeichern 
und kann somit die Ideallinie an sein Schiff und 
seine Fahrweise anpassen. 
Die am weitesten ausgereifte Version des integ-
rierten Navigationssystems befindet sich derzeit 
an Bord der Friedrich List (ehemaliges Zollboot). 
Hier ist bereits eine Version installiert, mit der 
automatisch dem Gegenverkehr ausgewichen 
werden kann, langsame Schiffe können voll au-
tomatisch überholt werden. 
Nicht zuletzt sollten auch ökonomische Vorteile 
dieses Systems angesprochen werden. Eine 
auch nur teilautomatische Bahnführung auf pro-
grammierten Leitlinien bedeutet eine effizientere 
treibstoffsparende Fahrweise, da die vorhandene 
Regelungstechnik eine exakte Kurshaltung des 
Schiffes mit optimierten und sehr feinfühligen 
Ruderausschlägen ermöglicht. 
Die Wasser- und Schifffahrtsverwaltung wird 
diese, allein durch die Forschung vorangetriebe-
nen Entwicklungen sorgfältig beobachten. 
Es stellen sich nicht nur technische bzw. zulas-
sungstechnische Fragen, sondern auch betriebli-
che Fragestellungen, auf die das Verkehrsmana-
gement der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung 
bei einer Serienreife des Produkts eine Antwort 
geben muss. 
Maßstäbe dafür bieten die gesetzlichen Ermäch-
tigungsgrundlagen der WSV. 
Die Sicherheit des Verkehrs muss zunächst auf 
dem bestehenden Niveau gewährleistet bleiben 
und die Leichtigkeit des Verkehrs sollte sich bei 
einem betrieblichen Einsatz auf Bundeswasser-
straßen verbessern. 
Ob die Entwicklungen für das Gewerbe einen 
Vorteil darstellen, wird am kommerziellen Erfolg 
des Produktes festgemacht werden können. 
Für weitere Informationen zu dieser Weiterent-
wicklung der Institute in Stuttgart und Magde-
burg steht die Zentralstelle Schiffsuntersu-
chungskommission/Schiffseichamt ZSUK in 
Mainz gerne zur Verfügung. Weitergehendes In-
formationsmaterial kann ebenfalls direkt am In-
stitut für Systemdynamik der Universität Stutt-
gart angefordert werden, Herr Dipl-Ing. Alexan-
der Lutz ist dort Ansprechpartner und telefo-
nisch unter 0711/685-66306 oder per E-Mail un-







Happy Birthday!  











Rheinland-Pfalz war nach dem 2. Weltkrieg Teil 
der französischen Besatzungszone und entstand 
aus der ehemals bayerischen Pfalz, aus den Re-
gierungsbezirken Koblenz und Trier der ehema-
ligen preußischen Rheinprovinz, aus der ehemals 
zum Volksstaat Hessen gehörenden Provinz 
Rheinhessen, aus Teilen der preußischen Provinz 
Hessen-Nassau (Montabaur) und aus dem ehe-
mals oldenburgischen Gebiet um Birkenfeld 
[Quelle:  Wikipedia] . 
Am 18. Mai 1947 wurde die Verfassung für 
Rheinland-Pfalz in einer Volksabstimmung durch 
53 Prozent der Wahlberechtigten angenommen. 
Am gleichen Tag fand auch die 1. Wahl zum 
rheinland-pfälzischen Landtag statt [Quelle:  
Wikipedia] . Damit gilt der 18. Mai 1947 als 
Gründungstag des Bundeslandes Rheinland-
Pfalz. 
Die Landesregierung beschloss folglich, an dem 
verlängerten Wochenende 17.-20. Mai 2007 ihr 
60-jähriges Gründungsjubiläum gebührend zu 
feiern. U. a. sahen die Planungen den „1. Lan-
desweiten Tag der Offenen Tür“ am 19. Mai vor: 
Über 350 öffentliche Einrichtungen und Behör-
den der Kommunen, der Landkreise, des Landes 
sowie des Bundes bekundeten ihre Bereitschaft, 
sich der Öffentlichkeit zu präsentieren. 
Zu den Behörden des Bundes zählten auch die in 
Rheinland-Pfalz ansässige Wasser- und Schiff-
fahrtsdirektion (WSD) Südwest in Mainz sowie 
die Wasser- und Schifffahrtsämter (WSÄ) Trier, 
Koblenz und Bingen. Mit mannigfaltigen Aktivitä-
ten informierten die WSÄ und die WSD über den 
Aufbau, den Auftrag sowie die Aufgaben der 
Wasser- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes 
(WSV): Den Bürgern bot sich die Möglichkeit, 
das WSA Koblenz, die Schleuse Trier und den 
Binger Mäuseturm zu besichtigen. Die WSD 
Südwest war mit einem Stand im rheinland-
pfälzischen Wirtschaftsministerium vertreten. 
Stand der WSD Südwest 
Im Vorfeld des 19. Mai 2007 überlegte sich eine 
fünfköpfige Arbeitsgruppe, bestehend aus Mitar-
beitern des Dezernates „Regionales Manage-
ment“, der Fachgruppe „Telematik“ sowie der 
„Öffentlichkeitsarbeit“  innerhalb des Dezernates 
„Administration“, welche Themen für den Bürger 
interessant seien. Auf Postern wurden somit pla-
kativ dargestellt:  
¾ Die Gliederung der Wasser- und Schiff-
fahrtsverwaltung im Bundesgebiet mit den 
Zuständigkeitsbereichen der WSDen und 
den Standorten der WSÄ und Wasser-
straßen-Naubauämter. 
¾ Die Länge der Bundeswasserstraßen Rhein, 
Mosel, Saar und Lahn in Rheinland-Pfalz mit 
den in den letzten Jahren abgeschlossenen 
Baumaßnahmen am Rhein, wie dem Binger 
Leitwerk und dem Geschiebefang Mainz-
Weisenau, den aktuellen Schleusenbaumaß-
nahmen an der Mosel und der am Rhein ge-
planten Buhnennachregelung zwischen Lei-
mersheim und Germersheim. 
¾ Die auf den Bundeswasserstraßen fahrenden 
Schiffstypen der gewerblichen Schifffahrt 
sowie der WSV.  Selbstverständlich veran-
schaulicht dieses Poster auch die Leistungs-
fähigkeit und Umweltfreundlichkeit des Bin-
nenschiffs im Vergleich zum LKW und der 
Bahn. 
¾ Die den Schiffsverkehr auf den Bundeswas-
serstraßen regelnden gängigen Schifffahrts-
zeichen. 
¾ Den Zusammenhang zwischen einem Pegel-
stand und der Fahrrinnentiefe am Beispiel 
des Pegels Mainz. 
¾ Die WSV als Ausbildungsbehörde, die im 
Mainzer Bereich junge Menschen in den Be-





Schiffsmodelle, Schifffahrtszeichen sowie ein 
Helmtaucheranzug lockerten die Ausstellung auf. 
Als Publikumsmagnet erwiesen sich die Compu-
teranimationen des Fahrrinneninformationssys-
tems „ARGO“ und des Elektronischen Wasser-
straßen Informationssystems „ELWIS“. Beide 
Systeme unterstreichen, dass die WSV eine in-
novative Verwaltung ist. 
 
 
Abb. 1: Hans-Uwe Vetterlein, Dezernat „Regionales Mana-
 gement“, demonstriert in Anwesenheit eines Helm-
 tauchers (Puppe) „ELWIS“ 
Nicht nur die „Laien“ (Abbildung 2), sondern 
auch die Experten interessierten sich für die 
Ausstellung (Abbildung 3). 
 
 
Abb. 2: Klaus Michels, Dezernat „Administration“, erläutert 
 Besuchern die Vorzüge des Verkehrssystems 
 Schiff/Wasserstraße 
 
Abb. 3: Die Dezernatsleiterin „Administration“, Frau 
 Gundrut Putzschke, diskutiert mit Hans-Uwe Vet-
 terlein und Bernhard Meßmer, beide Dezernat 
 „Regionales Management 
 
Fazit sowie Dank 
Die Mitarbeiter der WSD gewannen den Ein-
druck, dass die WSV, ihre Aufgaben und Aktivi-
täten sowie die Vorteile des Verkehrssystems 
Schiff/Wasserstraße einem breiteren Publikum 
erschlossen werden konnten. 
Die Poster, die für den „Tag der Offenen Tür“ 
kreiert wurden, wurden den WSÄ im Bezirk der 
WSD Südwest, den anderen WSDen sowie dem  
BMVBS für die Öffentlichkeitsarbeit zur Verfü-
gung gestellt. 
Durch viele Diskussionen mit Besuchern war der 
„Tag der Offenen Tür“ für die den Stand betreu-
enden Mitarbeiter der WSD ein interessanter 
und kurzweiliger Tag.  
Die WSD Südwest dankt dem WSA Aschaffen-
burg und dem Außenbezirk Oppenheim des WSA 
Mannheim, die mit der leihweisen Überlassung 
eines Taucheranzugs bzw. von Schifffahrtszei-























50 Jahre Bundeswasserstraße „Neckar“ 
von Heilbronn bis Stuttgart 





Schon seit rund 800 Jahren wird der Neckar als 
Transportweg durch Baden-Württemberg ge-
nutzt. Er ist bis heute einer der wichtigsten Ver-
kehrswege zu den Häfen Heilbronn, Stuttgart 
und Plochingen. 
1935 wurden die ersten Staustufen zwischen 
Mannheim und Heilbronn errichtet. Damit be-
gann die Epoche der Großschifffahrt auf dem 
Neckar. Nun war es Schiffen möglich, die bis zu 
1500 Tonnen befördern konnten, den Neckar zu 
befahren. Der weitere Ausbau des Neckars war 
bereits in Planung als der 2. Weltkrieg ausbrach 
und zu einem Einstellen des Bauvorhabens führ-
te. 
1952, 7 Jahre nach Kriegsende, wurde mit dem 
Ausbau des Neckars bis nach Stuttgart begon-
nen. Schließlich wurde 1958 mit der Einweihung 
des Hafens Stuttgart die mittlere Neckarstrecke 
eröffnet. Nur 10 Jahre später wurde der letzte 
Abschnitt des Neckars fertig gestellt. 
All dies wurde von Herrn Baudirektor Otto Konz 
(1875 - 1965), dem “Vater des Neckarkanals” 
geplant, der die Fertigstellung seines “Schick-
salsstroms Neckar” nicht mehr erlebte. 
 
Abb. 1: Theodor Heuss und Otto Konz 
Grob kann man den Ausbau des Neckars in fol-
gende Abschnitte untergliedern:  
15.09.1952 
Eröffnung der Strecke Heilbronn bis Gemmrig-
heim 
(Staustufen: Heilbronn, Horkheim und Lauffen) 
24.05.1955 
Fertigstellung des Ausbaus von Gemmrigheim 
bis Marbach 
(Staustufen: Besigheim, Hessigheim, Pleidels- 
heim, Marbach) 
31.03.1958 
Fertigstellung des Ausbaus von Marbach bis 
Hafen Stuttgart 




Eröffnung des Hafens Plochingen und damit der 
Bundeswasserstrasse Neckar von Hafen Stutt-
gart nach Deizisau 
(Staustufen: Obertürkheim, Esslingen, Oberess-
lingen, Deizisau) 
 
Abb.:  2: Neckarknie bei Cannstatt 
Die heutige Bundeswasserstraße Neckar hat eine 
Länge von 203 km sowie 15 Staustufen in dem 
Abschnitt Heilbronn bis Deizisau. Der Neckar 
wird von Deizisau bis Heilbronn vom WSA Stutt-
gart verwaltet, ab Heilbronn bis zur Mündung in 
den Rhein ist das WSA Heidelberg für ihn zu-
ständig. 
